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Rückblickund Ausblick

Die Zeitschrift ,,Siedlung und Wirtschaft« diente als ,,Ostpreuszisches Heim« in ihren ersten
12 Jahrgängen der Förderung des Wohnungswesens und insbesondere des Heimstättem

gedankens Ostpreußens.

Jm Geleitwort zu ihrem ersten Erscheinen im Jahre 1919 heißt es: »Wenn die Ostpreußische

Heimstätte ihre Daseinsberechtigung erweisen will, so muß sie es erreichen, ein unentbehrlicher
Mittler zwischen allen denen zu werden, deren gemeinsame Arbeit für die Förderung des Heim-
stättengedankens erforderlich ist.« Diesem Zweck hat die Zeitschrift bisher gedient und sich in

der Zeit ihres Bestehens viel Freunde und mancherlei Anerkennung erworben.

Mit Beginn des 13. Jahrgangs wurde die Zeitschrift das Mitteilungsblatt der Provinziellen

Wohnungsfürsorgegesellfchaftenöstlich der Elbe. Diese Ausdehnung des Wirkungskreises war

gleichzeitig von einer Erweiterung der Aufgaben begleitet. Unter den nachhaltigen Folgen der

Wittfchaftskrisegewann in der Wohnungs- und Siedlungspolitik die Sorge für die wirtschaftlich

beste Verteilung der Bevölkerung zwischen Stadt und Land neben dem bisher vorherrschenden
Streben nach wohnkultureller Verbesserung immer mehr an Bedeutung. Die Notwendigkeit, den

Arbeitslosen in den Städten Erleichterung zu verschaffen und einer Zunahme der Arbeitslosigkeit

vorzubeugen, hat die Siedlungsformen der Wirtschaftssiedlung und Nebenerwerbssiedlung in den

Vordergrund gestellt. Das arbeitspolitische Moment ist im Wohn- und Siedlungswesen heute

überall in erster Linie entscheidend. Um diese enge Verbindung des Siedlungswesens mit der

Gesamtwirtschaft auch im äußeren Gewande zu kennzeichnen, erscheint die Zeitschrift seit Beginn
des 13. Jahrgangs unter dem Namen ,,Siedlung und Wirtschaft«. Die Herausgeber und der

bisherige Verlag, die OstpreuszischeHeimstätte,waren sich in dem Streben einig, mit diesem Organ

zum wirtschaftlichen Aufbau des deutschen Ostens beizutragen. Diese Zielsetzung einer Wohn-
und Siedlungspolitik, für die das wirtschaftliche Dasein des Einzelnen im Rahmen der Gesamt-

wirtschaft maßgebend ist, muß aber im Osten und im Westenunseres Vaterlandes,im Industrie-
Und im Agrargebiet grundsätzlichdie gleiche sein. Jn dieser Erkenntnishaben die Preußischen

Wohnungsfürsorgegesellschaftennunmehr in ihrer Gesamtheitdie Zeitschrift zu ihrem Organ

erwählt. Die Zeitschrift soll damit zu einem Mittel .fürdie Gesellschaften werden, ihren Auf-

gaben als Werkzeugen der staatlichen Wohnungspolitik den wirtschaftswissenschaftlichen Unter-

grund zu bereiten. Die Forschung nach der wirtschaftlich»besten Siedlung unter Anpassung
an die gegebenen Verschiedenheiten der örtlichen Verhaltnisse in enger Verbindung mit

der Siedlungspraxis ist damit zur Hauptaufgabe der Zeitschrift geworden. Daneben gilt

es, dem vom Staate als richtig anerkannten Siedlungsziel Eingang in die Oeffentlichkeit
zu verschaffen und auf die öffentlicheMeinung im Sinne der staatlichen Siedlungspolitik
Einfluß zu nehmen.
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Dieses soeben erst wieder in der Satzung der Preußischen Wohnungskreditanstalt aufgestellte
Ziel der Siedlungsarbeit, die Abwanderung vom Lande zu beschränkenund die Abwanderung
aus den Städten zu fördern, ist auch das Ziel dieser Zeitschrift. Jeder Darstellung, die zu
diesem Ziele helfen kann, wird sie bereitwillig Raum geben«

Aber auch die Kritik soll zu Worte kommen. Alle Siedlungsformen der Stadt-, Rand-s und

Landsiedlung werden in ihren wirtschaftlichen Vor- und Nachteilen gegeneinander abzuwägen
sein. Ohne einseitige Voreingenommenheit will die Zeitschrift in Anpassung an die Wandlungen
der Wirtschaft zu ihrem Teile dem allgemeinen Besten dienen.

Ernst Radolny
Generaldirektor der Ostpreußischen Heimstätte

Vorsitzender des Verwaltungsrats des Neichsverbandes der Wohnungsfürsorgegesellschaften

Die Notwendigkeitvrovinzieller Trenhandftellen
fnr Wohnungs- nnd Kleinfiedlungswefen
Von Verwaltungsrechtsrat Justus von Gruner, Berlin.

Mit »dem Fortfall der Förderung des Woh- forgegesellschaften nichts Neues. Es braucht in

nungsbaues in Gestalt der nachstelligen Haus-
zinssteuerhypotheken der öffentlichen Hand taucht
an einzelnen Stellen die Auffassung auf, als ob

nunmehr auch die preußischenprovinziellen Woh-
nungsfürsorgegesellschaften die ihnen zugedachten
Aufgaben erfüllt hätten und überflüssig geworden
seien. Eine solche Auffassung verkennt allerdings
völlig, daß die Entstehung und das Dasein der

provinziellen Wohnungsfürsorgegesellschaften in

keinerlei Zusammenhang mit der Einrichtung der

Hauszinssteuerhypotheken steht — die Wohnungs-
fürsorgegesellschaften sind auf Grund des Preußi-

schen Wohnungsgesetzes vom 28. 3. 1918 ins Leben

gerufen worden, und sind niemals, so oft dies auch
von ununterrichteter Seite angenommen und be-

hauptet worden ist, Hauszinssteuerverteilungsstel-
len gewesen —. Trotzdem bleibt ernsthaft zu prü-
fen, ob angesichts der Wandlung unserer gesamten
wirtschaftlichen Verhältnisse seit der Gründung der

Wohnungsfürsorgegesellschasten nicht doch heute
auf deren ferneren Bestand verzichtet werden
kann. Wird der Nachweis hierfür erbracht, so
wer-den die Gesellschaften selbst keinen Augenblick
zögern, die entsprechende Folgerung zu ziehen.

Eines ist unzweideutig und vorbehaltlos zuzu-

geben: ein Teil des bisherigen Aufgabengebietes
der Wohnungsfiirsorgegesellschaften ist stark zusam-
mengeschrumpft, nämlich derjenige Teil ihrer
Tätigkeit, der bisher in der Betreuung ides städti-
schen Wohnungsneubaues in Gestalt von Miets-

häusern sich abspielte. Es kann wohl keinem Zwei-
fel unterliegen, daß diese Art der Bautätigkeit für
absehbare Zeit auf einen verschlwindenden Bruch-
teil ihres bisherigen Umfanges zurückgehenwird.
Aber diese Erscheinung, daß mit den wirtschaft-
lichen Wandlungen gewisse Aufgabengebiete sich
erschöpfen oder verschieben, ist den Wohnungssür-

diesem Zusammenhang nur an das Vaustoffgeschäft
erinnert zu werden, das in der Jnflations- und

Nachinflationszeit mit den wesentlichen Teil ihrer
Tätigkeit bildete, und heute längst völlig ver-

schwunden ist.
Neben und an die Stelle staatlicher Fürsorge für

die Erstellung neuer städtischer Mietwohnun-
gen ist aber schon seit geraumer Zeit eine andere

Sorge getreten, diejenige für die Erhaltung
der erstellten Wohnungen und »der in ihnen in-

vestierten Geldmittel, und diese Aufgabe wird in

Zukunft eine ganz vordringliche Bedeutung ge-
winnen. Gilt es doch, neben dem Eigenkapital
der Vauherren die Masse der öffentlichen Gelder,
die in diesen Wohnungsbauten stecken, zu erhalten.
Wenn heute Stimmen laut werden, die auf die

Hauszinssteuerhypotheken überhaupt verzichten
wollen, weil sie angeblich endgültig verlorenes
Geld seien, so steht dieser Auffassung die Tatsache
entgegen, daß diese Mittel kein privates Kapital
darstellen, das auf regelmäßige Verzinsung und

Tilgung unter allen Umständen angewiesen wäre,
sondern einen Vermögensfonds der öffentlichen
Hand, insbesondere des Staates, der mit Ruhe den

Zeitpunkt abwarten kann, wo durch die Tilgung
der vorhergehenden ersten Hypotheken seine nach-
stellig ausgeliehenen Gelder in einen effektiven
und rentablen Wert hineinwachsen. Ein Verzicht
auf die Hauszinssteuerhypotheken wäre eine durch
nichts gerechtfertigte Vergeudung öffentlich-enKa-

pitals: ihre unbedingte Erhaltung ist Pflicht eines

Staates, dem auf dem Gesamtgebiet der Woh-
nungs- und Siedlungspolitik noch Aufgaben von

einer Größe bevorstehen, wie sie bisher die Ge-

schichte kaum gekannt hat. Auf rein behördlichem
Wege aber läßt sich diese letzten Endes doch geld-
wirtschaftliche Aufgabe der, kurz gesagt: Sanie-
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rung des Neuhausbesitzes nicht lösen. Hierzu be-

darf es wirtschaftlicher Organisationen, über die

der Staat in den Wohnungsfürsorgegesellschaften
neben der Preußischen Liandespfansdsbriefanistalt
und der in Gründung begriffenen Wohnungs-
kreditanstalt verfügt.

«

Aber die Betreuung des städtischenMietwoh-
nungsbaues ist, einen wie erheblichen Raum sie
auch zahlenmäßig in der Arbeit der Wohnungs-
fürsorgegesellschaften eingenommen hat, woh-
nungspolitisch niemals deren Hauptaufgabe gewe-
sen. Ihre eigentliche und wesentliche Aufgabe
haben dlk Gesellschaftenvielmehr von jeher auf
demGebiet erblickt,das in der Firmenbezeichnung
der meisten unter ihnen zum Ausdruck kommt,
der Heimstätte. Der Reichsverband der Woh-
nungsfürsorgegesellschaftenhat schon in seinem
Bericht über das Jahr 1929, zu einer Zeit, wo der

Wohnungsbau immer stärker nach der Richtung
der großen und größten Städte und des Mietwoh-
nungsbaues sich verlagerte, darauf hingewiesen,
daß seine grundsätzlich-eWandlung der Wohnform
unserer Bevölkerung mit Rücksichtauf die inter-

nationalen und nationalen wirtschaftlichen Ver-

änderungen bedingt geboten sei, daß das Schwer-
gewicht der öffentlichen Wohnungsförderung ganz

bewußt«an das Eigenheim mit zusätzlicherGarten-

niahrung für die industrielle Bevölkerung und auf
die als Familiennahrung ausreichende ländliche
Kleinstelle für die von industrieller Betätigung
in Zukunft ausgeschlossenen Bevölkerungsschichten
verlagert werden müßte. Schon damals wurde

ausgeführt, daß es sich hier nicht mehr um mehr
oder weniger gefühlsmäßige Forderungen verstie-
gener »Wohnungsreformer«,sondern um die Da-

seinsmöglichkeitunzähliger deutscher Familien
handele, daß die Großstädte und Industriezentren
an ihren Menischenmassem für die keine Arbeit

mehr vorhanden war, zu ersticken drohten. Heute,
nachdem leider seither noch ungezählte Millionen

privater und öffentlicher Gelder in städtischen

Mietwohnungen, für die zahlungsfähige Mieter

auf absehbare Zeit nicht mehr zu finden sind, in-

vestiert wurden, ist diese Erkenntnis Allgemeingut
geworden. Daß ein großzüsgigesKleinsiedIUUgS-
Und Eigenheimprogramm eines der ersten und

unentbehrlichsten Mittel ist, um unsere grauen-
hsafte Arbeitslosigkeit erfolgreich zu bekämpfen, ist
kaum mehr bestritten. »

Mit der Stadtrandsiedlung fur Er-

werbslose hat die Reichsregierung den ersten

schüchternen Anfang zur Verwirklichung dieser
Gedanken auf dem Gebiete des eigentlichen Woh-

nungsbaues im Gegensatz zur ländlichen Sie-dlung
gemacht· Der als Versuch zu wertende, jetzt in

der Ausführung begriffene erste Abschnittder

vorstädtischen Kleinsiedlung hat schon reichevEr-
fahrungen für zukünftiges Bessermachen gezeitigt.
Das gilt von der StandortwahL wie von der Aus-

wahl der Siedler.

Kein Zweifel kann daran bestehen, daß als
Standort vorstädtischer Kleinsiedlungen das Vor-
land der Großstädte am ungeeignetsten ist. Machen
wir uns doch klar, daß wohl jeder Erwerbslose
neben der Unterstützung noch weitere, wenn auch
noch so kümmerliche Erwerbsquellen besitzt. Ge-

legentliche Aushilfsarbeit des Mannes, Hilfe der

Frau in fremden Haushaltungen und dergl. ver-

ankert immer noch auch die große Masse sder Er-

werbslosen wirtschaftlich mit der nächsten Um-

gebung ihrer Wohnung. Reißen wir den Arbeits-

losen soweit aus seiner Umgebung heraus, wie es

die Verhältnisse der Großstadt im Regelfall er-

fordern, so nehmen wir ihm praktisch die Möglich-
keit zu solchem zusätzlichenErwerb, den er auch als

Kleinsiedler besonders in den ersten Jahren, bis
der Boden seiner Stelle nennenswerte Früchte
trägt, auf »das Dringendste braucht. Ganz anders
in kleinstädtischenund ländlichen Verhältnissen,
wo der Wechsel des Wohnplatzes an den Rand

der Siedlung kein Zerreißen aller wirtschaftlichen
Verbindungen bedeutet. Aber auch bei kleinen

und mittleren Gemeinden muß in jedem Falle
sorgsam geprüft werden, ob die Ansetzung vor-

städtischerKleinsiedlungen, d. h. ob die Festhal-
tung und Festsetzung der in Frage kommenden

Bevölkerungskreise an diesem Orte wirtschaftlich
überhaupt zu rechtfertigen ist. Man hüte sich »da-

vor, die verfügbaren Mittel etwa nach der Zahl
der am Orte vorhandenen Erwerbslosen verteilen

zu wollen und damit in denselben Fehler zu ver-

fallen, der seinerzeit bei dem Reichszusatzwoh-
nungsbauprogramm begangen wurde, desfen Mit-

tel in erster Linie bestimmungsgemäßda eingesetzt
werden sollten, wo — besonders viele erwerbslose
Bauarbeiter vorhanden waren! Das heißt also
an den Stellen, wo offenbar eine Abwanderung
der Bevölkerung, nicht ihre Festhaltung zu begün-

stigen gewesen wäre. Die für die Entscheidung der

Standortwahl maßgebenden Zusammenhänge aber

können wiederum im allgemeinen nur von einem

übergemeindlichenStandpunkte übersehen und be-

urteilt werden, denn welcher Gemeindevorstand
dürfte es wagen, den Einsatz von Reichsmitteln in

seiner Gemeinde abzulehnen, weil er darin eine

Fehlleitung von Kapital erblickt? Die Mitwir-

kung wirtschaftlich arbeitender und .denkender, da-
bei aber nicht unmittelbar interessierter Stellen,
die einen Ueberblick über die Verhältnisse größe-
rer Wirtschaftsgebiete besitzen, also der Wohnungs-
fürsorgegesellschaften, wird für die allgemeine
Standortwahl dieser Siedlunigen kaum zu ent-

behren sein.
Das gleiche gilt von der Auswahl des Geländes

im Einzelfalle. Die Erfahrungen mit dem ersten
Bau-abschnitt der reichsamtlichen vorstädtischen
Kleinsiedlung haben bewiesen, das neben einer an-

erkennenswerten, rein sachlich fürsorgerischenBe-

tätigung der Gemeinden doch auch deren Käm-

mereistandpunkt sich hier und da unliebsam durch-
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gesetzt hat, indem sonst unverwertbares, aber auch
für die vorstädtische Kleinsiedlung wenig geeig-
netes städtisches Gelände für vorstädtsiche Klein-

siedlungen zum Schaden der Siedler zur Ver-

fügung gestellt wurde.

Aehnliches gilt von der persönlichen Auswahl
der Siedler selbst. Es liegt nur zu nahe, daß die
Gemeinden die willkommene Gelegenheit benutzen,
unliebsame Kostgänger, die bisher in Baracken,
Notwohnungen und dergl. untergebracht waren,
bei Gelegenheit der vorstädtischen Kleinsiedslung
auf das Risiko des Reiches abzuschieben, statt die

Auswahl der Siedler lediglich unter dem Gesichts-
punkte ihrer Eignung für gärtnerische und son-
stige ländliche Arbeit vorzunehmen. Eine beson-
dere Gefahr bedeutet, nebenbei bemerkt, in diesem
Zusammenhang die Beschränkung der ganzen Maß-
nahme auf Erwerbslose, die, an ein Staatsrent-
nertum schon mehr oder weniger lange Zeit ge-

wöhnt, auch die neue Stelle lediglich als eine vom

Staat ihnen geschuldete Verssorgung, und nicht als
die Möglichkeit zum Aufbau eines neuen wirt-

schaftlichen Daseins betrachten. Hier sollte in Zu-
kunft eine gesunde Mischung mit Kurzarbeitern,
aber gerade auch Berufsgärtnern und dergl. statt-
finden, bei der Auswahl der Siedler ganz beson-
ders auch auf die Ansetzung von Vorbildern für
die Masse der mehr oder weniger mut- und ener-

gielos gewordenen Siedler geachtet werden. Schu-
lungsbetriebe können, wo es nicht vorhanden ist,
das erforderliche Menschenmaterialliefern Gerade,
wenn wir in Zukunft mit der Kleinsiedlung mehr
an die Kleinstadt herangehen, wird auch bei der

persönlichen Auswahl und der notwendig anschlie-
ßenden dauernden Beratung der Kleinsiedler in

der neuen Daseinsform die Mitwirkung erfahre-
ner, treuhänderischer Stellen unentbehrlich sein.

Ob unter allen Umständen überhaupt an der

heutigen Form der vorstädtischen Kleinsiedlung
festzuhalten sein wird, ob nicht vielmehr auch ge-
rade den wirtschaftlich noch etwas stärkeren Schich-
ten Gelegenheit wird gegeben werden müssen, im
etwas komfortableren Eigenheim mit Garten, etwa
in einer Preislage bis zu 5000 Mk., eine von den

Zufälligkeiten der Arbeitskonjunktur unabhängi-
gere krisenfestere Existenz sich -au-fzubauen, mag im

Augenblick dahin gestellt bleiben. Sich-er ist im-

merhin, daß der Wohnungsbedarf vielerorts nur

zurückgestaut,nicht befriedigt ist. Jn zahlreichen
gerade kleineren Städten besteht noch ein unver-

kennbarer Bedarf nach Wohnungen, der bei der

heutigen Drosselung des Wohnungsbaues und der

gleichzeitigen Vermehrung der Haushaltungen
bald gebieterisch nach Befriedigung rufen wir-d.

Hier erhebt sich die Aufgabe, Baukredit und Bau-

ausführung in einer Weise zusammenzufassen, die

Gefährdungen dies Bauherrn wie des Geldgebers
durch falsche Standortwahl und unzulänglichse
Ausführung für die Zukunft ausschließt.

Ebenso wie beim städtischenWohnungsbau wird
beim Landarbeiterwohnungsbau infolge Mangels
an Mitteln bedauerlicherweise und trotz des gro-

ßen noch vorhandenen Bedarfs die wirtschaftliche
Erhaltung des Gesschaffenen zunächst im Vorder-

grund stehen. Von den vielen tausenden von

Landarbeiterstellen, die aus Mitteln der wert-

schaffenden Arbeitslosenfürsorge von den Woh-
nungsfürsorgegesellschaften im Laufe des letzten
Jahrzehnts geschaffen worden sind, bedarf eine

große Anzahl infolge der Strukturwandlungen der

Arbeits- und Wirtschaftsverhältnisse weiterer Be-

treuung in Form der Landarbeiterzusatzsiedlung
durch Vergrößerung der Landzulage und der Wirt-

schaftsgebäude, zur Schaffung einer ursprünglich
vorhandenen, aber heute nicht mehr vorhandenen
Rentabilität Als »das wirksamste Mittel zur

Festhaltung der Landarbeiterbevölkerung auf dem

Lande wird aber auch der Landarbeiter-Eigen-
hesimbau so bald wie irgend möglich besonders in

den Gebieten in der bisherigen Weise wieder auf-
genommen werden müssen, in denen eine land-

wirtschaftliche Siedlung im eigentlichen Sinne

nicht in Frage kommt, also in allen bäuerlichen
Gegenden.

Jn den Hauptgebieten landwirtschaftlicher Sied-

lung mit aufteilungsfähigem Großbesitz tritt an

die Stelle von vorstädtischer und Landarbeitersied-
lung und gleichberechtigt neben die landwirtschaft-
liche, d. h. bäuerlichse Siedlung die halbländliche
und ländliche Kleinsiedlung in der Form der so-
genannten Wirtschaftssiedlung, die abweichend von

der eigentlich landwirtschaftlichen Siedlung in

erster Linie darauf ausgeht, zusätzlicheLandnah-
rung, im Gegensatz zur Vollnahrung der ländlichen
Bau-ernstelle, neben sonstiger Berufsarbeit zu schaf-
fen, und so die Bevölkerung auf dem flachen Lande

festzuhalten im Interesse einer Entlastung der

Mittel- und Großstädte von weiterer Zuwande-
rung. Wenn nach-gewiesen ist, daß die landwirt-

schaftliche, d. h. die bäuerliche Siedlung, kaum

mehr Menschen auf dem Lande ansetzt als bisher
auf den ausgeteilten Gütern vorhanden waren, so
können auf dem Weg-e dieser Wirtschiaftssiedlung
das Zwei-, Drei- und Mehrfache von Familien
mit dem Grund und Boden verwurzelt werden.

Diese ländliche Wirtschaftssiedlung die als

Name und als Siedlungsform eine »Erfindung«
der OstpreußischsenHeimstätte ist, ist begrifflich
etwas durchaus von der überkommenen landwirt-

schaftlichen Siedlung Verschiedenes In der Pra-
xis sind die Grenzen nicht immer fest abzustecken,
und es ist deshalb eine möglichstenge Zusammen-
arbeit zwischen den Trägern der ländlichen Sied-

lung und den provinziellen Wohnungsfürsorge-
gesellschaften anzustreben, wobei den ersteren die

Erfahrung-en der Wohnungsfürsorgegesellschaften
auf dem Gebiet des eigentlichen Bauens, diesen die

Erfahrungen der ländlichen Siedlungsgesellschaften
auf dem eigentlich landwirtschsaftlichen Gebiete
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weitgehend zunutze gebracht werden sollten. Schon

heute besteht in einzelnen Provinzen eine Arbeits-

gemeinschaft nach der Richtung, daß die provin-
zielle WohnungsfürsorgegesellschaftsämtlicheBau-

ten der ländlichen Siedlungsgesellschaft und dar-
über hinaus sämtliche von den Kulturbehörden
geförderten Siedlungen baulich betreut. Ob und
inwieweit neben einer solchen organisatorischen
auch eine Organifche Zusammenfassung der beiden
Arten halb staatlicher provinzieller Gesellschaften
angebracht erscheint, wird nur jeweils an Hand
des Einzelfalles beurteilt werden können.

Auf eines aber ist grundsätzlichhinzuweisen: die

Siedlung der Zukunft, sei sie Wohn-, d. h. Heim-
stättensiedlung,sei sie ländliche Klein- oder bäuer-

liche Siedlung, kann nur »aufgemeinnützigerBasis
durch-geführtwerden. Das kann und soll nicht hei-
ßen, daß eine Mitarbeit der Privatwirtschaft aus-

geschlossen oder abgelehnt werden sollte oder

könnte. Aber die Privatwirtschaft wird sich damit

abfinden müssen ,daß es sich hier in erster Linie

um Aufgaben öffentlicher Natur handelt, Auf-
gaben, die im Dienst des Volksganzen durchgeführt
werden müssen,soll nicht das Volksganze schwersten
Schaden erleiden. Der einzelne Architekt, Bau-

unternehmer, Bauhandwerker und dergl. mehr

wird und soll bei der Ausführung des Siedlungs-
werkes seinen auskömmlichen Verdienst finden.
Denn er ist mit seinr Fachkenntnis, seiner Initia-
tive und auch seinem Kapital für die Durchfüh-
rung der Aufgabe unentbehrlich. Die Planung,
Vorbereitung und Ueberwachung der Ausführung
aber kann nicht mehr der Willkür und dem Ge-
winnstreben eines Einzelnen überlassen bleiben.
Dies privatwirtschaftliche Gemeinstreben muß viel-

mehr in das planvolle Wirken staatlicher Politik
eingeordnet und einigespannt werden, soll ein

Höchstmaßan volkswirtschaftlicher Leistung erreicht
werden, das für sich allein weder der eine, noch
der andere Teil erreichen könnte. Notwendig ist
es insbesondere, daß aufgeräumt wird mit dem

auf allen Gebieten der Wohnungswirtschaft und

Siedlung herrschenden System der inoffiziellen
Gewinnerzielung durch Umgehung von Vorschrif-
ten, von deren Unhaltbarkeit alle Beteiligten ein-

schließlichderer, die sie durchzuführen haben, über-
zeugt sind. Ghrlicher, persönlich unbeteiligter
Dienst muß an die Stelle solcher Verschleierungen
treten, Dienst an einer Sache, welche eine Lebens-

frage für unser Volk ist. Zu diesem Dienst iaber

sind die Wohnungsfürsorgegesellschaftenbereit, ge-

eignet und unentbehrlich!

Die neue Prenßifche Wohnungskreditanftalt
Von Dr. Ferdinand Neumann, Berlin.

Die Gründung der Preußischen Wohnungs-
kreditanstalt, über die wir bereits im Maiheft
dieser Zeitschrift kurz berichten konnten1), ist der

entscheidende Schritt auf dem Wege zur Organisa-
tion des zweitstelligen Nealkredits Von der

offentlichen Kritik ist diese Gründung osft zu un-

recht nur unter dem einen Gesichtswinkel betrach-
tet worden, daß hier ein Institut zur Verwaltung
der ausgegebenen Hauszinssteuerhypotheken ge-

schafer wird. Das viel wichtigere Neugeschäftder

Wohnungskreditanstalt, den zweitstelligen Grund-

kredit »zu gewähren und zu gewährleisten«, ist
nicht immer mit der erforderlich-en Klarheit und

der dieser großen Aufgabe zukommenden Beach-
tung hervorgehoben worden. Dieses Herausstel-
len der Verwaltungsaufgaben gegenüber der viel

wichtigeren Aufgaben des Kreditgeschäfts war das
Hilfsmittel der Kritiker, wenn sie aus

«

einer

grundsätzlichenAbneigung gegen die Mitwirkung
des Staates auf dem Kapitalmarkt oder einer

gegenüber den Vätern der Wohnungskreditanftalt
abweichend-en politischen Haltung die neue Grun-

dung in der Oeffentlichkeit zu diskreditieren oder

herabzumindern suchten.
Nunmehr liegt die Satzung der Wohnungs-

1) Vergl. Heft 9, S. 358 und den Wortlaut der Ver-

ordnung über die Preußifche Wohnungskreditanstalt
vom 4. 5. 32, a. a. O. S. 35.

kreditanstalt vor2). Die einzelnen Bestimmungen
der Satzung ergeben in ihrer klaren Fassung nicht
nur diese Zweiteilung des Aufgabenkreises, son-
dern lassen darüber hinaus auch die gesetzespoli-
tischen Grundgedanken deutlich erkennen, aus

denen die-se Verbindung von Aufgaben der Ver-

waltung und des Neugeschäfts gewählt wurde.

Der Zweck dieser Maßnahme ist nämlich, die aus-

gegebenen Hauszinssteuermittel in ihrer Zweck-
gebundenheit zu erhalten, und die Nückflüssedem

Wohnunsgsbau auch fernerhin in Verfolgung des
vom Staate als richtig anerkannten siedlungspoli-
tischen Ziels in einer Form zur Verfügung zu

stellen, die die zweckmäßigsteVerwendung, d. h.
den volkswirtschaftlich besten Nutzen, gewähr-
leistet.

Die Verwaltungsaufgaben der Wohnungskredit-
anstatt beschränkensich nach § 2 der Verordnung
vom 4. 5. 1932 und § 2, Abs. 1, der Satzung aus
die Hauszinssteuerhypotheken, die aus dem staat-
lichen Hauszinssteueranteil für die Bautätigkeit
komm-en. Diese Mittel wurden bisher von den
Gemeinden oder den Gemeindeverbänden treuhän-
derisch gegen eine ZZige jährliche Vergütung
verwaltet. Auch der Wohnungskreditanstalt wer-

2) Vergl. Verordnung vom 21. 6. 32 GS. Nr· 35,
S. 233 ff.
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den diese Mittel nur auftragsweise zur Verwal-

tung nach den Richtlinien der zuständigen Mini-

sterien übertragen· Grundsätzlich sollen die Rück-

flüsse unter gleichzeitiger Vorlage einer Rechnung
an die Staatskasse abgeführt werden. Durch die-se
Regelung soll nicht etwa zum Ausdruck gebracht
werden, daß die Vorschrift der sogenannten lex
Lepinski vom 22. Z. 1930 (NGBl. I, S. 91) außer
Kraft gesetzt würden, nach der die Nückflüsse aus

den Hauszinssteuerhypotheken zur Förderung des

Wohnungsbaues und der ländlichsenSiedlung in

vollem Umfange auch weiterhin zu verwenden

sind. Die Verpflichtung der Wohnungskredit-
anstalt, die Mittel an die Staatskasse asbzuführen,
hat vielmehr den Sinn, die rechtliche Uebertra-

gung der Mittel auf die Wohnungskreditanstalt
unter Aufbürdung des gesamten Nisikos der Er-

haltung dieser Mittel zu vermeiden, um die Woh-
nungskreditanstalt, die nach kaufmännischen
Grundsätzen arbeiten muß, nicht in Bilanzschwiie-
rigkeiten bei einem etwa möglichen teilweisen
Ausfall dieser Mittel zu bringen. Die Abrech-
nung der Wohnungskreditanstalt mit dem Staate
über die Nückflüsse hat daher nur haushalstech-
nische Bedeutung. »Es steht vielmehr außer Zwei-
fel, daß die Nückflüsse aus den Hauszinssteuermit-
teln für die wohnungspolitischem in der Satzung
der Wohnungskreditanstalt fest-gelegten Zwecke,
also für die Belebung des Neugeschäfts der Woh-
nungskreditanstalt vom Staat-e zur Verfügung ge-

stellt werden.
Daneben soll mit der Verwaltung der Haus-

zinssteuermittel durch die Wohnungskreditsanstalt
auch äußerlich zum Ausdruck gebracht wer-den, daß
dieses Kapital zweckgebunden und der Verwen-

dung für die allgemeinen Haushaltsbedürfnifse
entzogen ist. Die Anstalt wird in der Lage sein,
die aus der Verwaltung der Hauszinssteuermittel
gewonnene Kenntnis des Wohnungsmarktes und

besonders des Wohnungsbedarfs gleich-zeitig für
die Entscheidungen bei der Gewährung oder

Erleichterung des zweitstelligen Kredits für den

Wohnungsbau auszuwerten. Schließlich soll diese
zentrale Verwaltung der Mittel zu einer Zusam-
menfassung und zur verwaltungstechnischen Ver-

einfachung führ-en und zugleich der neuen Anstalt
dauernd Einnahmen sichern, die die Erfüllung
ihrer schwierigen Aufgaben als Bank für den

zweitstelligen Nealkredit erleichtern.
So ist die Uebertragung der Verwaltung dieser

Mittel an die neue Anstalt nicht etwa aus dem

Bestreben erfolgt, den Gemeinden ihre bisherigen
Einnahmen aus der Verwaltung der Mittel zu

nehmen, es ist im Gegenteil in Aussicht genom-

men, in Fällen, in denen sich die laufende Ver-

waltung durch »die Gemeinden mit den Interessen
der Anstalt verträgt, den Gemeinden diese Ver-

waltung in einem privatrechtlichen Vertrag wei-

terhin zu überlassen. Der entscheidende Grund

für die Uebertragung der Verwaltung an die

Wohnungskreditanstalt ist vielmehr die Zusam-
menfassung dieser Mittel zur Erfüllung der staat-
lichen Auf-gaben bei der Beschaffung des zweit-
stelligen Hypothekarkredits. Mit der Wohnungs-
kreditanstalt ist also ein neues, bisher schmerzlich
entbehrtes Glied der Wohnungswirtschaft geschaf-
fen worden, auf dessen Wirksamkeit wir nach den

Erfahrungen in Württemberg berechtigte Hoff-
nung setzen können.

Die Beschaffung des nachstelligen
Nealkredits für den Wohnungsbau war

schon immer, auch in der kapitalreicheren Vor-

kriegszeit, ein ungelöstes Problem. Die ursprüng-
liche Aufgabe des zweitstelligen Kredits war es,
den Ausgleich zu schaffen zwischen der seit den
70er Jahren »sichüberrascher schnell ausdehnen-
den Entwicklung Deutschlands und der verhältnis-
mäßig langsam fortschreitenden Bildung größerer,
in einer Hand vereinigter Eigenkapitalien. Dies
war und wird immer nur möglich sein, wenn auch
Spargelder, die wegen der Geringfügigkeit der

einzelnen Beträge oder wegen geschäftlicherUn-

erfahrenheit der Besitzer nicht unmittelbar den

Weg in die Produktionswirtschaft finden, mittel-
bar durch organisatorische Maßnahmen diesen
Weg geführt werden. Daher muß bei der Beschaf-
fung des zweitstelligen Realkredits das große
Problem gelöst werden, in dem kleinen

Sparer das Vertrauen zu dem An-

lagewertseinerMittelzu wecken und

ihm gleichzeitig durch einen relativ

hohen Grad der Verzinsung den An-

reiz zur Anlage des Kapitals zu
bieten. Bei erststelligem Nealkredit einschließ-
lich des Pfandbriefkredits besteht diese Notwen-

digkeit auch. Die erststellige Sicherung durch Hy-
potheken oder Grundschulen reicht aber in nor-

malen wirtschaftlichen Zeiten für die Schaffung
dieses Vertrauens aus. Darum war und bleibt
es selbst bei einem flüssigen Geldmarkt für die

Wohnunigswirtschaft immer ein Problem, wie die
Lücke zwischen dem erststelligen Kredit und dem

Eigenkapital bei der Finanzierung eines Bau-

vorhabens ausgefüllt werden soll.
Vor dem Kriege und auch in der ersten Zeit

nach dem Kriege haben die Gemeinden, um der

Wirtschaft überhaupt oder ihren wirtschaftlichen
Interessen zu dienen, durch Bürgschaften oft die

Aufnahme des nachstelligen Kredits ermöglicht.
Der Anteil der durch derartige Bürgschaften nach
dem Kriege aufgenommenen Hypotheken ist aber
im Verhältnis zu dem insgesamt in der Woh-
nungswirtsschaft investierten zweitstelligen Kapi-
tal sehr gering (etw-a Z) und meist nicht als

Realkredit von den Sparern, sondern auf dem

Ilmwege von Anleihen als Staats- und Kommu-
nalkredit aufgebracht worden. Der weitaus größte
Teil der zweitstellig investierten Mittel beruht
auf Steuererhebungen und ist in der Form von

gering oder garnicht rverzinslichen Hauszinssteuer-
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hypotheken vom Reich, den Ländern und den Ge-

meinden der Wohnungswirtschaft zur Verfügung
gestellt worden.

Die Lücke sder Geld-beschaff-ungim System des Ka-

pitalmarktes wurde neuerdings besonders fühlbar,
als die Hauszinssteuermittel sparsamer flossen, und

macht heute jeden Wohnungsbau nahezu unmög-
lich, nachdem diese Mittel versiegt sind. Heute
kann selbstdann nicht gebaut werden, wenn die

Zufng fur die 1. Hypothek vorhanden ist, und
ein Im Negelfalle ausreichendes Eigenkapital von

15—20B des Bauwertes zur Verfügung steht.
AUf dieer Uebelstand haben berufene Ver-

treter der Bau- und Wohnungswirtschaft schon
fett Jahr-en aufmerksam gemacht. Vor anderen
verdienen »die Vorschläge von Ksämper und

Knoblauch3), Steyrer4) und Vorm-brock5) in die-

sem Zusammenhang genannt zu werden. Jnsbe-

sondere Vormbrock und mit ihm auch andere Ver-

treter der Wohnungsfürsorgegesellfchaften haben
wiederholt die Bildung von Bürgschaftssicherungs-
fonds unt-er Erfassung eines Teils der für die

Neubautätigkeit bestimmten Hauszinssteuerbe-
träge befürwortet Die Wohnungsfürsorgegesell-
fchaften haben sich seit Jahren um die Lösung die-

fes Problems bemüht und damit das unbestreit-
bare Verdienst erworben, zu den Vorarbeiten für
die jetzt vollzogene Gründung der Preußischen
Wohnungskreditanstalt mit beigetragen zu haben.

Zur Bereitstellung des nachstelligen Hypothekar-
kredits gehört neben der Beschaffung des notwen-

dig-en Kapitals die ausreichende Sicherung der

Verzinsung»und Tilgung dieser Mittel. Auch für
ein-e umfangreiche Betätigung der Wohnungs-
kreditanstalt ist daher die erste Voraussetzung,
daß der Kapitalmarkt iflüssisgerwird und anlage-
besdürftigegKapital überhaupt vorhanden ist. So-

lange die Geldwirtfchaft darnieder liegt, wird die

Wokmungskreditanstaltdie Aufgabe der Bereit-

stellung von nachstelligen Hypothekarkredit nur in

dem verhältnismäßig geringen Umfange erfüllen
können,wie es ihr »die Rückflüsseaus den von ihr
verwalteten Hauszinssteuerhypotheken ermög-

lithen. Solange die Wohnungskreditanstalt aber

auf diese Mittel allein angewiesen ist, werd-en wir

die Hoffnung auf den Umfang sder in § 2 der

Satzung vorgesehenen Gewährung des zweitstelli-
gen Nealkredits nicht zu hoch spann-en dürfen.

»

Die Anstalt kann sich aber auch die Mittel fur
diese Darlehen gemäß § 4 »der Satzung durch

lan«gfristige, seitens des Gläubigers unkündbare

Darlehen oder wenigstens 10 Jahre unkündbare

Z) Kämper und Knoblauch —- Der zweitstellige Hy-
pothekarkredit, Berlin 1930.

»

4) Der deutsche Realkredit mit besonderer Berück-

sichtigung-der zweitstelligen Hypothek, Deutsche Sied-

lungsprobleme 1929.
. «

5) Denkschrift über die Bildung eines provinziellen
Bürgschastssicherungsfondsfür den zweitstelligenReal-

kredit aus dem Jahre 1929, z.T. abgedruckt im Westf.
WohnbL 5, S. 83 f, 1932.

Darlehen auf dem freien Kapitalmarkt beschaffen,
Zu diesem Zwecke ist es auch vorgesehen, daß fie
sich an Unternehmen izur Beschaffung von Grund-
krediten beteiligt. Bei dem Darniederliegsen des
Kapitalmarktes wir-d ses der Anstalt vorerst aber

schwer sein, auf diesem Wege das eigene Kredit-
geschäft zu beleben.

Soweit die Wohnunigskreditanstalt eigene Dar-
lehen gewähren wird, wird sie für den Wohnungs-
bau eine beachtenswerte Erleichterung bringen.
Nach § 9 der Satzung dürfen diese Darlehen
nämlich einschließlich der vorher-gehenden und

gleich-stehenden Grundpfandrechte bis zu 80 v. H.
des dauernden Wertes des Grundstücks gewährt
werden. Dieser Dauerwert muß fowohl nach dem

Ertragswert als auch nach idem Verkaufswert des

Grundstücks gerechtfertigt sein. Für Grundstücke
mit Wohnungen bis zu 60 qm Wohnfläche darf
die Beleihungsgrenze über 90 v. H. des dauernden
Wertes hinausgehen, keinesfalls aber 80 v. H.
der Gessamtkosten des bebauten Grundstücks über-
steigen.

Neben der eigenen Kreditgewährung ist die

»Gewsährleistung des zweitstelligen Hypothekar-
kredits« Aufgabe der Anstalt. Nach dieser Nich-
tung schafft die Satzung alle Voraussetzungen, um

freiwerdenides und anlagesuchendes Kapital für
die stecke der Wohnungswirtschasft zu erfassen.
Soweit es sich dabei um die Sicherung des zweit-
stelligen Grundkredits handelt, kann die Anstalt
nach § 4 der Satzung Bürgschaften (auch selbst-
schuldnerische) übernehmen. Zur Deckung dieser
Bürgschaftsverpflichtungen und auch für Ausfälle
von Darlehen, die nicht ivom Preußischen Staat

aufgenommen sind, ist bei der Anstalt ein Bürg-

schaftssicherungsfonds zu bilden und gesondert vom

übrigen Vermögen zu verwalten. Solche Dar-

lehen und Bürgschaftsverpflichtungen dürfen ins-

gesamt das Fünfzehnfache Ides jeweils verfüg-
baren Sicherunsgsfonds nicht übersteigen. Diese
Bestimmungen bieten eine ausreichende Hand-
habung, den Hebel zur Ankurbelung der Woh-
nungswirtschaft anzusetzen, sobald sich der Kapital-
markt wie-der belebt. Dann wird es Aufgabe der

Anstalt sein, die zweckmäßigenAnregungen zur

Ausnutzung dieser Möglichkeiten zu geben.
Die zuständigen Minister können gemäß § 3

der Satzung der-Anstalt die Möglichkeit geben,
auch auf andere als die bisher vorgesehene Art
bei der Finanzierung von Kleinwohnungsbauten
und Siedlunsgen mitzuwirken. Es wird dabei ins-

besondere zu erwägen sein, ob man nicht außer
dem in der Satzung vorgesehenen Bürgschafts-
sicherungsfonds einen weiteren Sicherungsfonds
schafft, der durch eine Garantie der am Neubau

interessierten Hausbesitzer und der der Bauwirt-

schaft angehörenden Firmen gebildet wird. Da-
bei wird u. a. auch der von Kämper-Knoblauchs)

6) Vergl-: Der zweitstellige Hypothekarkredit S—260 ff-
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begründete Vorschlag, seinen bestimmten Teil des

Mietzinsses im eigenen Interesse der Hausbesitzer
in der Wohnungskreditanstalt oder mit Hilf-e der

Wohnungskreditanftalt in einem Ban-kunterneh-
men des Haus- und Grundbesitzes für die Aufbrin-
gung des zweitstelligen Grundkredits zusammen-
zufassen, wieder aufzunehmen sein. Denn nur

durch richtig organisiert-e Selbsthilfe in auf lange
Sieht gebildeten Gegenseitigkeitsunternehmen wird
es den an der Wohnungs- und Bauwirtschaft Be-

teiligten möglich sein, die Wohnungswirtschaft
wiederum in Gang zu setzen.

Dies sind jedoch nur Anregungen für die Zu-
kunft. Die unmittelbar in der Satzung der Woh-
nungskreditanstalt fest-gelegten Auf-gaben sollen
neben dem allgemeinen Nutzen für die Bau- und

Wohnungswirtschaft in erster Linie Mittel zur
Verfolgung des staatlichen wohnungspolitischen
Zieles sein. Dieser Zweck ist in § 2 der Satzung
dahin bestimmt, daß der zweitstellige
Grundkredit »überwiegen-d der Er-

richtung von Ein- und Zweifami-
lienkleinhäusern mit Gartenland«

dienen soll, mit dem Ziel-e, die Ab-

wianderung von dem Lande zu be-

schränken und die Abwanderung aus

den Städten zu fördern. Demnach soll »die
gesamte Tätigkeit »derWohnungskreditanstalt in der

Hauptsache der Errichtung »von Einfamilienkleim
häusern mit Gartenland« und soweit das Ein-

familienhiaus in Gebietsteilen nicht üblich ist, auch
der Errichtung von Zweifamilienhäufern mit

Gartenland dienen. Auch die Mitwirkung für die

Errichtung Von Mehrfamilienhäusern im Flachbau
mit Gartenland ist grundsätzlich vorgesehen, da-

gegen nur ausnahmsweise die Mithilfe bei der

Schaffung Von Mietwohnungen in Mittelhäusern.
Damit ist der Mietkasernenbau ganz aus dem

Aufgabenkreis ausgeschaltet. Diese Bestimmungen
besagen mehr, als »dieUmgrenzung des Tätigkeits-
gebietes der Wohnungskreditanstalt. Sie sind
gleichzeitig eine neue Verankerung
des siedlungspolitischenProgramms
des preußischen Staates.

In der richtigen Erkenntnis, daß es bei dem
immer geringer werdenden Arbeitsvolumen der

deutschen Volkswirtschaft daran ankommt, jeder
Familie zugleich mit ihrer Wohnung auch einen

Garten für die zusätzlicheBeschäftigung und den
Anbau eines Teiles der Nahrungsmittel zu geben,
wird die in der Satzung »zum Ausdruck gekommene
Wohnungspolitik mit »der Arbeitsmöglichkeit und

der volkswirtschaftlichen Zweckmäßigkeit in Zu-
sammenhang gebracht. So kann und wird die

Wohnungskreditanstalt mithelfen auf dem Wege
zu dem in den Neichsrichtlinien für den Woh-
nunigsbiau festgelegten, aber bis-her oft mit falschen
Mitteln erstrebten7) Ziel der Wohnungspolitik
»jeder Familie die eigene Haushaltung in der

eigenen Wohnung zu ermöglichen und ihr dadurch
eine gesunde Lebensführung sowie die Erhaltung
und Stärkung der Arbeitskraft zu sichern«.

7) Vergl.: Paulsen. Konnte unsere Vaupolitik Erfolg
haben? Westf Wohnbl. 1930, S. 107 ff.

Und doch Stadtrandfiedlung!
Von Stadtbaurat Niemeyer, Frankfurt a. M.

Einige Tatsachen: Während Frankreich zwei
Großstädte oberhalb der 400 000 Einwohner-
Grenze hat, ift die Zahl in Deutschland seit dem

Kriege auf 15 angewachsen. Deutschland weist
von den europäischen Ländern die meisten groß-
städtischen Zusammenballungen auf. In Deutsch-
land ift die Zahl der Krisenherde nicht nur ab-

solut, sondern auch relativ im Vergleich zu den

übrigen Staaten Europas am größten.
In kaum einem anderen Lande hat die Natio-

nalisierung der Technik solche Formen angenom-
men wie in Deutschland. Allein im Nuhrbsezirk
hat die Verwendung von Preßluft, von Schrämm-
Maschinen usw. seit der Inflationszeit den Förder-
anteil auf die verfahrene Schicht von 1161 kg —an
2000 kg anwachsen lassen. Der Produktionsanteil
pro Kopf und Iahr ist in der gleichen Zeit bei

Noheisen von 457 auf 650 Tonnen gestiegen. Die

Fertigstellung von Automobilen erforderte vor

Jahren noch einen Arbeitsaufwand von 4500

Werkstunden. Seit Fords Zergliederung der Ge-

samtarbeit in viele kurzzeitige Einzeloperationen

am laufenden Band ist ein Arbeitsaufwand von

etwa 400 Stunden nötig.
Vor 1919 fertigte ein Arbeiter 75 elektrische

Birnen am Tage, eine Maschine stellt dagegen
75 000 Stück täglich her. Iede dieser Maschinen
ersetzt 994 Mann. In der Rasierklingenindustrie
fertigt heute ein Mann 32 000 Klingen im Gegen-
satz zu 500 Mann für die gleiche Zahl 2 Jahre
vorher.

Durste man in dieser Weise von 1907—1929 in

der deutschen Wirtschaft mehr als 30 Millionen

Pferdestärken an neuen Maschinen montieren,
ohne sich darüber klar zu sein, was mit den ver-

drängten Menschen geschehen sollt-e? Weiß die

Oeffentlichkeit wirklich, daß wir von 1907 —- d. h.
der Zeit des Zehnstundentages —- bis heute der

deutschen Wirtschaft ein mechanisches Heer von

Arbeitern durch Einbau von Maschinen zugeführt
haben, das mehr als 15 Millionen Arbeiter um-

faßt und so groß ist, wie 1907 die Zahl der Lohn-
empfänger überhaupt?

Was ist die Folge davon? Milliarden sind ver-
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Abb. 1 GesaintsVebauungsplan des Hofgutes Goldstein für rund 900 Siedlerftellen.

baut. Eine Leistungsfähigkeit ist da, wie sie auch
in der allergrößten Konjunktur niemals wieder

ausgenutzt werden kann· In den besten Zeiten
der letzten Jahre haben die deutschen Stahlwerke
mit 30Z, die Nöhrenwerke mit 50Z, die Zement-
industrie mit 50Z, die Stickstoffindustrie mit 55Z,
die Werften mit 50Z, die Mühlenindustrie mit

40B, die Flaschenindustrie sogar mit 60Z leer-

gestanden. In der Baumwollindustrie sind 1,75
Millionen Spindeln umsonst in Bereitschaft. Es

gibt so übermäßig viel Zapfstellen für Benzole
usw. in Deutschland, daß ein Kleinkraftrad jährlich
15 Mark, ein Kleinauto jährlich 100 Mark, ein

Lsaftkrsaftwagenjährlich 800 Mark, ein Omnibus

jährlich 2000 Mark Tribut für Fehlanlagen zahlen
müssen. Alle diese Erscheinungen drängen sich zu-

sammen in den Großstadträumen, wie wir sie in

Deutschland bevorzugt besitzen.
Diese Zahlen auf der einen Seite, die Berselb-
ständigung großer Kolonial- und Agrargebiete in

Afien und in Ueberseegebieten auf der anderen

Seite, sind sie nicht immer wieder ein erdrücken-

der Beweis dafür, daß ein großer Teil der Ar-

beitslosen höchstens wieder in Kurzarbeit einge-

stellt werden kann und auch dann nur, wenn die

Kurzarbeit wirklich allgemein durchgeführt wird?

Warum muß immer wiederholt werden, daß Kurz-
arbeit zusätzliche kleinlandwirtschaftliche Produk-
tion erfordert? Es kann wirklich jeden Vernünf-
tigdenkenden manchmal eine gelinde Verzweiflung
ankommen, wenn dieser einfache Weg, wenigstens

etwas Grundsätzliches für die ererbslofen zu

tun, immer wieder angezweifelt wird, ohne etwas

Besseres dafür zu bieten. Gewiß, Vollsiedlung ist
sicher sehr viel besser. Wie will man es aber er-

möglichen,Menschen, die in der Mitte des Lebens

stehen, plötzlichzu Vollsiedlern zu machen? Dabei

sollte man sich auch darüber klar sein, daß für viele
Teile der großstädtischen Bevölkerung, denen die

Stadtrandsiedlung eine gewiffe Schicksalserleichte-
rung zu bieten schien, der kommende Winter kaum

tragbiar fein wird, wenn diese Möglichkeit, etwas

Grundsätzliches zu erhoffen, in Zukunft fortfällt.
Was ist denn schließlichdie Stadtrandsiedlung —

städtebaulich gesprochen — anderes als die Tat-

sache, daß weite Kreise der Bevölkerung, einem
inneren Drange folgend, endlich die Folgerungen
zur Stadtgestaltung und Entwicklung der Groß-
städte ziehen, die eine wirklich-e Anwendung der
neuzeitlichen Technik fchon längft hätte verlangen
sollen. Man soll sich doch darüber klar sein, daß
eine wirkliche Ausnutzung der neuzeitlichen Ver-
kehrsmittel in den Großftädten und in ihrer Um-
gebung endgültig brechen muß mit dem gedanken-
losen mehr oder weniger konzentrierten formali-
stischen Städtebau, wie er auch in den letzten Jah-
ren vielfach immer noch befolgt wurde. Die Groß-
städte müfsen selbst die Grenzen der sogenannten
bebauten Ortslage sprengen, sie müssen Stadt-

randsiedlungen treiben, weil es einfach nicht mög-
lich ist, die dauernd freigesetzten Erwersbslosen
oder Kurzarbeiter alle aufs Land abzuschieben,
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Abb. 2 Grundriß und Ansicht des älteren Thps mit

flachem Pappdach und Absatz zwischen Wohnteil und
Stallanbau, hierbei Anlage eines Schornsteins im

Anbau unmöglich.

und die einzige Lösung darin besteht, die Groß-

stadt durch Hineinbeziehung der weiteren Um-

gebung immer mehr aufzulockern und hierdurch
die Zukunftsform der Eroßlandstadt zu erreichen.

Nun werden immer wieder Zweifel geäußert,
ob die großstädtische Bevölkerung selbst zu dieser
Umbildung noch geeignet wäre. Selbstverständ-

,

Siedler.

lich liegen noch keine endgültig abgeschlossenen Er-

fahrungen vor. Wer aber sieht, wie in Frankfurt
a. M. die Erwerbslosen auch auf schwierigen Bö-
den aus den rund 2000 Erwerbslosengärten alles,
was irgend möglich ist, von früh bis spät heraus-
holen, und beobachtet, wie auch der Bau der Häu-
ser im Sinne einer normalen Baustelle gut vor-

wärtsgeht, der bekommt bei aller kühlen Objektivi-
tät den Eindruck, daß unser Volk in weiten Krei-

sen noch den Aufbauwillen und die Umstellungs-
kraft für eine neue Tätigkeit besitzt.

Entscheidend ist selbstverständlichdie Wahl der

Hierbei kann nicht vorsichtig genug vor-

gegangen werden. Deshalb ist stets ein bis ins

Einzelne gehender Fragebogen zu verwenden, der
über berufliche Eignung und andere persönliche
Eigenschaften des Siedlungsanwärters und seiner
Familienangehörigen Aufschluß gibt. Mit der

Ausfüllung der Fragebogen erfolgte in Frankfurt
eine örtliche Beobachtung des Familien- und

Hausstandes Jn zweifelhaften Fällen wurden die

Verhältnisse durch eine besondere Kommission, be-

stehend aus Arbeitsamt, Wohlsahrtsamt, Gesund-
heitsamt und Stadt-baumamt geprüft, wobei be-

sonders die Eignung der Hausfrau eine ausschlag-
gebende Rolle spielte.

Auch die Verträge mit den Siedlern sind scharf
und eindeutig gefaßt. Vor Abschluß dieser Ver-

träge wurde den Siedlern und ihren Frauen in

einer großen Siedlerversammlung von dem Ver-

fasser ausdrücklich erklärt, daß unter keinen Um-

ständen irgendeine über den genauen Inhalt der

Verträge hinausgehende Vergünstigung gewährt
werden könne, und daß alles davon abhänge, wie
weit der Einzelne die Kraft aufbringe oder nicht.

Ausschlaggebend ist in diesem Vertrag, daß die

Wirtschaftsführung der Siedler nach der Fertig-
stellung der Häuser und der Straßen einer ständi-
gen Aufsicht unterliegt, ähnlich wie im Kreise
Mörs eine derartige Aufsicht in vorbildlicher
Weise von dem dortigen Kreiswirtschaftsdirektor
und seinen Mitarbeitern durchgeführt wird.

Der zwischen Siedlungsträger und Siedlungs-
anwärter abzuschließende»Siedlungsvertrag« ent-

hält folgende Bestimmungen:

1. Errichtung der Stelle.

§ 1.

Der Siedler verpflichtet sich, bei der Errichtung der

vorstäidtischen Kleinsiedlungl am Hofgut Eoldstein
gegen Einräumung einer Anwartschaft auf Ueber-

tragung einer Ssiedlerstelle»seine volle Arbeitskraft
vom Vertragsabsschlußab. bis zur endgültig-en Fertig-
stellung der gesamten«Siedlungs-.1nlagerestlos einzu-
setzen und hierbei mindestens 270 Arbeitstagewerke
zu leisten. Zur Errichtung der Siedlung werden auch
die Gewinnung, Bearbeitung und Herstellung der Bau-

stoffe an der Baustelle»oderin Werkstätten sowie die

Ausführung von Eelandeaukschließungsarbeiten,be-

sonders Wegebau- und sonstige Nebenarbeiten, und
die Errichtung»von Gemeinschaftsanlagen gerechnet.
Familienangehorige und Bekannte des Siedlers kön-
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·Sikeodelruixssakisesbis »zum 31. Dezember19·3-2monatlich

8—— NM (acht Neichsmark) und fur die Zeit volizi1: Januar 1933 bis zur «2;·e·k·3·idiaechåvsgækj«

tli 1-4,,—
·

m
»

·

.
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1. d· Ver ütun ür den Grund und Boden,
2. di: VerginsunkisfderKosten fur den Aufbaudie Einrichtung der Stelle und der anteiligen us-

wendungen für die Gemeinschaftsanlagen·,
d·3. die Betriebs- und Verwaltungskosten fur ie

Stelle.
§ 5

·

er . at vom Beginn des Pachtverhaltnisses
anDZkeScåetkelllekinschließlichdes Inventars ordnrtinggkmäßig zu unterhalten und die erforderlichen dir-sangsetzungsarb-eiten, insbesondere an den Wohn-·un·
Stallbauten sowie an den Straßen und der Einfrie-
digung auf seine Kosten vorzunehmen.

Für etwaige Verluste an lebendem oder totem Jn-
ventar hat der Siedler dem Träger Ersatz zu leisten.

§ 6.

Ansprüche in bezug auf den Bau und die Einrichtungder Siedler-stelle sowie»auf einen Anschluß an das
Wegenetz und sonstige offentliche Einrichtungen, ins-
besondere auch Verkehrsverbesserungen,können, soweit
sie über die vom Neichskommissargenehmigten Pläne
hinausgehen, sowohl vom Träger als auch vom Sied-
ler nur mit Zustimmung des Reichs-kommissarsoder
der von ihm beauftragten Stelle geltend gemachtwerden.

§ 7

Der Zustimmung des Trägers bedürfen:
1. bauliche Veränderungen und Erweiterungen,2. die Ausübung eines Geschäfts- oder Gewerbebe-

triebes in dem Siedlerhaus,
3· die Unterverpachtung oder Untervermietung
Bei Verletzung dieser Vertragsbestimmungkann der
Träger»das Vertragsverhältnis mit sofortiger Wir-
kung losen.

§ 8

Der Siedler unterwirft sich für die Bewirtschaftungder Stelle der vom Träger eingerichteten Wirtschafts-
beratung. Er ist verpflichtet, den Anordnungen der
Wirtschaftsberatung nachzukommen und die vom Trä-

gelrfestgelegte Garten-bewirtschaftungsordnungzu be-
o gen.

111. Uebertragung der Stelle in Erbbaurecht.
§ 9.

Der Träger verpflichtet sich, dem Siedler auf Antragdas Erbbaurecht an der Stelle für die Zeit vom 1. Ja-
nuar s1s936 bis zum 31. Dezember 1977 zu verschaffen,
wenn der Siedler die ihm nach diesem Vertrag oblie-
genden Verpflichtungen erfüllt unsd seine und seiner
FamilienangehörigenEignung für die ordnungsmäßige
Beswirtschaftungder Stelle bewiesen hat, worüber der
Träger nach billigem Ermessen zu entscheiden hat.

§ 10.

Bei der Uebergabe des Erbbaurechts an den Siedler
soll die Stelle mit dem Betrag berechnet werden. der
vom Träger tatsächlich für Grunderwerb und Ein-
richtung der Siedlerstelle und anteilig fiir die Gemein-
schaftsanlagen ein-schließlichdes vom Träger festzu-
setzenden Wertes der Eigenarbeit der Siedler und
ihrer Familienangehörigenaufgewendet worden ist;
von diesem Betrag ist der Betrag der Eigenarbeit des
die Stelle»übernehmenden Siedlers und seiner Fami-
lienangehorigen abzuziehen· Für den Fall lder Ueber-
tragung der Stelle an einen Dritten wird zugunstendes Trägers in dem Vertrag ein Vorkaufsrecht vor-
behalten werden.

§ n

Der Träger kann mit Genehmigung des Reichs-
kommissar·sAusschlußfristenfestsetzen;wer vor Ablaufdieser FriFvon· seinem Recht keinen Gebrauch machtoder die ür· die Yebertragung vorgeschriebenen Be-
dingungen nicht erullt hat, verliert sein Ue—bernashme-recht. Bei-de·Vertragsteilesind dann berechtigt, das
Pachtverhaltnis zum nachstfolgenden 1. April bezw.1. Oktober unter Einhaltung einer vierteljährigen
Kündigungsfrist zu kündigen.

§ 12.

Die Gewährung einer Entschädigungfür-das vom
Siedler für die Errichtung der Siedlerstelle über seine
Arbeitsleistung hinaus zur Versagung gestellte Kapi-tal richtet sich im Falle einer Kündigung dieses Ver-
trages nach den Paragraphen 81i2 ff. ldes Bürgerlichen
Gesetzbuches Der Trager ist berechtigt, die Zahlung
dieses Betrag·esin funsJahresraten zu leisten, die erste
Nate ist spatestens drei Monate nach Beendigung
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HAusTYp 1 FUR STADTWDSUEDLUNGEN FRANKFURUM

Abb. 3 Haustyp l mit Nordfront, daher schmal und tief·

des Vertrages zu zahlen; der Restbetrag sist von diesem
Zeitpunkt an mit jährlich 4 »k, k[vier vom Hundert)
zu verzinsen. Der Siedler verzichtet auf Entschädi-
gungsansprüche für Veränderungen oder Verbesserun-
gen, die er etwa an dem Siedlungshaus vorgenommen
hat, desgleichen auf Gntschädigungen für Verbesserun-
gen am Grund und Boden und am Viehbestand.

Auch die technische Seite des Problems wurde

immer wieder durchgearbeitet. Gegenüber den

ersten Versuchen mit steilem Ziegeldach und fla-
chem Paxppdach und der damit unvermeidbaren

Notwendigkeit bezüglich der Anordnung geneigter
Wände in den oberen Räumen oder der uner-

wünschten Verbindung von Dach und Decke beim

Pappdach ergaben immer wiederholte sorgfältige
Kalkulationen die Möglichkeit, iauch die Ober-

geschoßwände in normalem Ziegelmauerwerk zu

errichten und das Ganze mit einem Pfannen-
Pfalz-Ziegeldach abzudecken. Hierdurch wurde er-

reicht, daß einmal über den Obergeschoßräumenein

kleiner Luftraum vorhanden ist und sodann der

Schornstein im Anbau, der bei normalem Spitz-
dachanschlußmeistens schlecht zieht, innerhalb der

großen Dachfläche den nötigen Zug erhält. Der

kleine Vorraum im Anbau, der in den ersten Ent-

würfen nur als eine Art Flur verwandt werden

konnte, wird so von den Siedlern als Kleinkiiche
zum Kochen und Waschen benutzt und die eigent-
liche Wohnküche gewinnt im Sommer als reiner

Wohnraum wesentlich an Wert.

Für den Gesamtbebauungsplan waren, beson-
ders wegen einiger großer Geländefalten mit ge-

legentlichem Oberflächen-wasser,Ost-West-Straßen-
züge das Gegebene. Hieraus ergaben sich zwanglos
zwei Haustypen: ein Typ mit ausgesprochener
Südentwicklung auf der nördlichen Seite der

Straße (Typ 11), um eine möglichst große Beson-
nungsfläche zu erzielen, und der Typ I mit Nord-

front an der anderen Straßenseite, der relativ

schmal und tief angeordnet ist, um möglichst viel

Ost- und Westsonne zu erhalten. Alles Uebrige

ergibt sich aus den verschiedenen Abbildungen, die

die Entwicklung klar erkennen lassen. Die De-

tails sind so einfach wie möglich, aber durchaus
dauerhaft und haltbar durchgebildet.

Zu Trägern sind eine städtischeGesellschaft, die

Nassauische Heimstätte und die Gewobag bestellt.
Die Gesellschaften haben ihrerseits auf Veranlas-
sung und im Einvernehmen mit der Stadt Bau-

firmen eingeschaltet, um auf diese Weise die prak-
tischen Erfahrungen der Firmen, sowie die vorhan-
denen Geräte, Werkzeuge, maschinellen Anlagen
usw. auszunutzen und zu verwenden. Zunächst
machte die Durchführung der Maurerarbeiten er-

hebliche Schwierigkeiten, weil sich unter den Sied-

lern selbst sehr wenig Maurer befanden. Sie sind
inzwischen durch Helfer und Arbeitsfreiwillige in

starkem Maße ergänzt und haben überdies schon
viel gelernt, sodaß die Arbeitsleistung von Tag zu

Tag besser wird. Von vornherein war den Träger-
gesellschaften die Gewährung einer einfachen Mit-

tagskost, bestehend aus einer Suppe oder Kaffee
und Wurst usw., im Gesamtwert von etwa

20 Pfennigen vertraglich auferlegt.
In diesem Zusammenhang noch einige Zahlen.

Zusammen mit den 380 Siedlern arbeiten rund

350 Helfer und Arbeitsfreiwillige Nach der Zahl
der Meldungen von Helfern usw. könnten wir sehr
viel mehr Menschen anstellen, dies hat jedoch kei-

nen Zweck, weil eine zu große Zahl von Helfern
keine Erleichterung, sondern höchstens eine Behin-
derung bedeuten würd-e. Besonders schwierig ist
die Aufgabe insofern, als die nahe Lage des Main

zu starkem Wechsel des Grundwasserstandes führt.
Es sind daher umfangreiche Meliorationsarbeiten

notwendig. Diese wer-den von der Selbsthilfe der

Frankfurter Jugend durchgeführt Die nötigen
Ausgaben zur Beschaffung von Arbeitsanzügen,

Wasserstiefeln usw. sind durch Sammlungen ge-

deckt, die ein schönesZeugnis für den Frankfurter
Opfersinn darstellen. Auch hierbei ist es erfreu-
lich, festzustellen, wie die jugendlichen Arbeitsfrei-
willigen, die sich aus ihrer bisherigen kaufmänni-
schen, banktechnischen oder handwerksmäßigen

HAU sTYP 11 FOR STADTRANDSIEDLUNGEN FRANKFURT AN
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Abb. 4 Haustyp ll mit Südfront, daher breit gelagert
und geringe Tiefe; Haustyp ll stark von der Straße zurück-
gesetzt, um möglichst große besonnte Lage zu erzielen.
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Tätigkeit völlig umstellen mußten, in dieser wahr-

haftig nicht einfachen Arbeit zurechtgefunden
haben. Sie sollen außerdem im Herbstbei«der

Herrichtung und Herstellung weiterer Garten
Planmäßig umgeschult werden, um auf diese Weise

allmählich zum Siedler entwickelt zu werden.

Alles in allem: Wir wissen bestimmt, daß noch

manche Fehlfchläge kommen werden. Trotzdeliln
läßt sich schon jetzt feststellen,wieviel Aufbauwi e

und Lebensenergie wieder geweckt werden kann,

wenn sich den Menschen ein befcheidenes, schweres,
aber greifbares Ziel eröffnet Und wer, wie zu
Anfang gesagt, sieht, wie die erwerbslosen Klein-

gärtner aus ihren Gärten das Letzteherausholen,
der Weiß, daß auch die Stadtrandsiedleraus ihren

Gärten (750—800 qm) und den mindestensebenso
großen Zulagestiicken sich mit Energieund

Zahfiegäkeit eine zusätzlicheLebenserleichterung bescha

wer ,
«

Skgnwerdenzum großenTeile das erreichen, was

uns als Ziel vorschwebt: krisenfest zu werden.
t

950 derartige Siedler haben auf dem Hongf
Goldstein Platz. Gehen wir weiter

hinaiås,.aku
die städtischenGüter außerhalbdes»

Stadt ezir s,

so werden wir planmäßigin den nächstenJahren

noch viele hunderte von Stadtrandsiedlernuntler-
bringen können. Sicherlich werdenvin vie

Ae3n
Städten die Verhältnisseschwierigerliegen. o
ein Wille, hat sich meistens auch ein Weg.gtefun-
den. Was ist’s, was uns noch geblieben isdung
den Menschen Arbeit und Lebensmutzu ge en.

Der Grund und Boden! Soll man ihn da, wo es

qeht nicht ausnutzen im Sinne des angefangenlen
Werkes? Oder soll man auch diese mit vie

äu
Hoffnungen begonnene Aufgabeabbrechen,Gorhoße
der großen Menge »der Arbeitslosen in en —

Abb. 5

Modellausnahme mit Anordnung beider Typenreihen.

städten etwas Besser-es zu zeigen, was den Men-

schen aller Berufsstände die Möglichkeit des Durch-
haltens in Zeiten größter Not gibt?

Der letzte Winter war sehr ernst und schwer.
Die großen Massen der Bevölkerung haben ihn er-

tragen, weil sie vielfach nicht an die Schwere und

Dauer der Krisis glaubten. Der Glaube an eine

baldige Besserung ist geschwunden. Der Ruf nach
Abhilfe wird immer dringender. Landwirtschaft-
liche Vollsiedlung kann den Menschen in den Groß-
städten nur in ganz wenigen Fällen helfen. Soll

man dann, mitten im Aufbau, wieder ein Werk

zerschlagen, das in vielen Teilen Deutschlands fiir
Tausende eine Hoffnung ist und sich auch psycho-
logisch, wie die täglich sich steigernden Meldungen
beweisen, immer mehr durchsetzt? Oder wird

nsicht vielmehr die Stadtrandsiedlung erforder-
lichenfalls weiter auszubauen und nach den ge-

wonnenen Erfahrungen zu ergänzen sein?

Arbeits- und markwolitifcheVoraussetzungen der Siedlung
Von Architekt Dipl.-Jng. Carl Ch. Lörcher, Berlin.

’ll man über die aufsteigendenProblemeder

Siklglungsprechen, muß man sehr weit aulsholetnk
um der Frage, die heute fkosegxnmitProb ema i

U en wird, näher zu om :

mxchlbndie vielseitigen Ueberschriftenzu all
dden

Abhandlungen, die an das Ganze geknupftwer

lassen erkennen, wie sehr man alleinschon
in

Fragestellung abweichen oder andern
ann.

»

-

Jetzt wird die Autarkiefrage in jedernur

mgg
lichen Umdeutung, je nach der EinstellunSglbets
Fragestellers, ob Weltwirtschaftleroder

lde
bestimmun-gsverfechter,heiß umkampft, un

knib-
bedacht, daß die uns aufgezwungeneAutar ie

ftrebung, d. h. die Selbstbestimmunguber liatsest
Wirtschaft, von uns garnicht einmal gewo«dik:
sondern uns ganz einfach von den »Andern i-

tlegåelikilirdeineWirtschaft auf der einen Seite den

Absatzmarkt verliert, und wir haben diesen sogen.

Weltmarkt lbiereits verloren, dann muß diese Wirt-

schaft, ob sie will oder nicht, auf der anderen Seite

einen Ersatz suchen, sofern sie nicht aus dem Gleich-
gewicht kommen will. Unsere Wirtschaft ist seit
Jahren vollkommen aus dem Gleichgewicht Mil-

lionen Arbeitsloser find der Belege genug, darum

müssen wir versuchen, dieses verloren gegangene
Gleichgewicht wieder zu finden. Es will mit

Sicherheit als richtig erscheinen, daß wir als Er-

satz den Binnenmarkt aufbauen müssen, weil uns

eigentlich garnichts anderes übrig bleibt. Man

kann also nicht mal von Selbstbestimmung sprechen,
denn Selbstbestimmung setzt einen eigenen Willen

voraus, diesen haben wir bislang nicht aufgebracht,
sondern uns lediglich treiben lassen.

Wenn also richtig angenommen werden muß,
daß wir unseren inneren Markt pflegen müssen,
dann heißt das, dafür besorgt zu sein« daß der

Käufer des Jnlansds kauft, d. h. daß der Käufer
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kaufen kann. Soll er das können, dann muß ich
ihm die Mittel zum Kaufen geben, aber nicht als

Unterstützung im Wege der Wohlfahrt, denn dies

ist keine Kaufkraft im volkswirtschaftlichen Sinne,
sondern auf dem Wege der Produktion, das ist
durch Arbeit. Also Arbeitsbeschaffung, Schaffung
neuer Werte, die Kauf-kraft darstellen.

Nun haben wir Millionen von Arbeitskräften
frei, der Weltmarkt ist uns aber versperrt, folglich
ist doch die Ueberlegung richtig, diese freien Ar-

beitskräfte da anzusetzen, wo die Möglichkeit zur

Erzeugung von gefragten Werten noch gegeben
ist. Industrieerzeugnisse will im Ausland niemand
von uns haben, weil das Ausland selbst genug
davon erzeugt; Lebensmittel aber füh-
ren wir für Milliarden ein, also
sollten wir versuchen, diesen Markt
des Auslandes »Deutfchland« selbst
zu erobern, immer natürlich mit dem Be-

streben, den Andern das zu liefern, was sie noch
gutwillig von uns nehmen ; wahrscheinlich im

Wege der Kontingente
Wenn noch eine andere Möglichkeit bestünde, so
hätte ihn die Industrie schon ausgenützt. Der

bisherige Weg der Verfchsleuderung ist ungestraft
nicht lange möglich, denn auch eine Volkswirt-

schaft hält einen Ausverkauf auf die Dauer nicht
aus.

Daß mit der Siedlung noch ansdere Ziele ver-

bunden sind, nationalpolitifche Sicherung des

Ostens und dergl. mehr, ist für uns selbstverständ-
lich, es ist garnicht nötig, diese Punkte alle immer

mit besonderer Begründung zu wiederholen.
Die Bürokratie hat versucht, diefe Fragen zu

löfen, sie hat uns vorgerechnet, wieviel Stellen

pro Jahr, und im Laufe der Jahre, und nach dem

Krieg gemacht worden sind. Die iZ--ielrichtung
wurde immer besprochen, Sicherung und Stärkung
des Ostens, die Wege waren aber zum mindesten
nicht immer folgerichtig. Vor allem das Sied-

lungsgefchäft ist immer andere Wege gegangen,
weil das Gefchäft eben den Weg des gering-
ften Widerstandes gehen muß und immer

gehen wird.

Die Bürokratie geht den Weg der gering-
sten Verantwortung, das liegt in der

Natur der Dinge, nur ist damit die Aufgabe
nicht zu lösen. Die Entwicklung hat
denjenigen Recht gegeben, die

feit Jahren glaubten, neue Wege
empfehlen zu müssen. Und trotz aller

Vorsicht ist die Entwicklung so gegangen,

daß heute Siedlun«gen, die noch vor Jahres-
frist mit größter Vorsicht und Sorgfalt errechnet
wurden, belastet mit unzähligen Hemmungen, und

verteuert mit aller Sorgfalt, einfach der Entwick-

lung nachhinken müssen-,ja heute eine Unmöglich-
keit in der Kostengestehung darstellen.

Jetzt kommt ein Drittes hinzu, die Hypotheken-
banken und Gläubiger versuchen, ihre Verluste

an gefallenen Bodenwerten durch »Aufteilung«
zu retten, indem sie dies-e auf mehr Schultern zu
verteilen versuchen, und glauben so eine bessere
Sicherung zu finden. Aber dies ist keine Sied-

lung mit irgend einer Zielrichtung im volkspoli-
tifchen, ja nicht einmal im volkswirtschaftlichen
Sinn-e. Auf diesem Wege wird die Siedlung ver-

sanden, sich an Teilen erschöpfen, ohne irgend
welche Erleichterung im Sinn-e einer Marktfchaf-
fung zu bringen.

Wir reden soviel von »Plan«, Landesplanung
u. sdergl.; sollten aber bedenken, daß die wirtschaft-
liche Zielrichtung für jede Planung Vorbedingung
sein muß. Wir sollten daher von »Wirt-

schaftsplanung« sprechen.
Eine Bewegung, die von so ungeheurem Zwang

begleitet ist, wie die jetzt in Mode gekommene
Siedlerbewegung, einem Zwang, der übrigens
vielerorts noch garnicht begriffen worden ist, ja
den man einfach nicht sieht, wird trotz alledem

weiter in Fluß bleiben und von der Entwicklung
lebendig gehalten werden.

Der Begriff Landesplanung ist aus dem Städte-

bau, der Städteplanung, hervorgegangen, aus dem

Zwang, über den dort oft zu eng gefteckten Rah-
men hinauszugreifen Also eine wirtschaftliche
Erwägung.

Die bisher bestehenden Landesplanungsver-
bände find aus wirtschaftlichen Zwangsgründen
entstanden, ob mehr aus industriellen Gründen,

ist nur ein äußerlicher Unterschied. Soll die

Siedlung von größerer volkswirtschaftlicher, also
vorwiegend marktpolitifcher Auswirkung kommen,
dann muß eine Planung der Bewegung im großen
Nahm-en der Wirtschaft erfolgen. Dies gilt genau

so gut für die volkspolitischen Belange wie für
alle anderen Hoffnungen, die wir an die Beste-d-
lung des Ostens und anderer menschenarmer
Gegenden knüpfen müssen.

Heute muß die Industrie in die Aufgabe der

Siedlungsplanung mit einbezogen werden, wenn

wir unsere Wirtschaft umbauen wollen — dies müs-
sen wir — und wir die Siedlung als Teil unserer
Wirtschaft begreifen. Eines bedingt heute das

Andere, und die Absatz- und Ernährungsfrage
wird uns auf diese einfache Ueberlegung hin-
führen. .

Die Standortfrage vieler unser-er Industrien
bedarf einer neuen Ueberprüfung Die Nieder-

lassungen werden vielerorts mit der Siedlung
mitwanidern können und der Siedlung einen neuen

Hintergrund geben, und die volkswirtschaftliche
Auswirkung ganz anders gestalten.

Es ift offenkundig, daß unser Bodenvorrat nicht
endlos in 60 Morgenstellen aufgeteilt werden

kann, und daß bei diefer »Aufteilung« die Grenze
des Teilens fehr bald erreicht wäre. Die Frage
»was dann?« muß gestellt werden. Nur die Be-

handlung der Frage in großem Rahmen kann

Hilfe bringen und Wege zur Lösung aufzeigen.
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In der praktischen Siedlung ist von solchen Ge-
sichtspunkten wenig zu merken. Die Stellengroße
Wird nach der Verkaufsgängigkeitausgelegt.Die
Einwirkung der Behörden, wenigstens die frei-
werdenden Landarbeiter weitgehendst mit 20 Mor-
genstellen (Ackernahrungen) zu versehen, findet
Wenig Gegenliebe Das ist ganz klar. Solange
man nach rein privatwirtschaftlichenGesichts-
PUUkteU »aufteilt«, kann es nicht anders sein.
Dabei sollten wir die Pferdehaltung in der klein-

bäuerlichenStelle — damit wird die 60 Morgen-
stelle immer begründet

—- nicht vom privatwirt-
schaftkichenStandpunkt des einzelnen Siedlers
aus betrachten, sondern volkswirtschaftlichbe-

denken-daß in der Vielzahl dieser Einrichtungen
recht e1cheblichevolkswirtschaftlicheVerlusteliegen,

die sofort greifbar werden, wenn wir wiss-en,daß

2Pferde den Ertrag von6bis8Morgen ausfressen,
Unsd auch sonst eine kostspielige Einrichtungdar-
stellen. Damit ist nicht gesagt, daßnicht gewisse

Fälle die Pferdehaltung rechtfertigen,aber das

Für für erweiterte Kuh-bespannungist so stark,

daß gefordert werden muß, hier erneute Ueber-

rü u or une men.
.p

VmazndiheSiedlungsmöglichkeitenimmer

für sehr beschränkterklärt,
und dies mit Boden-

mangel begründet,dann sollte man sich wenigstens
bemühen, Wege zu empfehlen,die auch in dieser
Hinsicht Abhilfe bringen konnen. Der Trost, die

Krise muß sich wen-den, verfangtnicht mehr.

Diese Ausführungen waren notig,um darzutun,
wie weit die Entwicklung in der Siedlunggediehen
ist, und wieweit wir auch hier von einer Wirs-
schaftsplanung, auch nur in der Idee, entferntsin .

Dabei sollte man meinen, daß heute planmäßiges
Vorgehen in diesen Fragen ebenso notwendigsei,
wie im Gebiete ldes Städte-baues. Siedlungist

erweiterter Städtebau, erweiterte .Wiirtschafts-
planung, sofern man Städtebau als eine in erster

Linie wirtschaftlich gerichtete Maßnahme anzu-
sehen geneigt ist, und nicht glaubenmachen«w-ill,
Städtebau sei eine Baufrage mit kunstlerischen

Tendenzen, was er zugleichauchist, aber nur als

selbstverständlich-eBegleiterscheinung Und nun

zeigt sich das Merkwürdige fur den Stadtebau,

daß hier neue Gesichtspunkt-eaustreten, stadt-
bildende Faktoren, neuer, von uns bisher nicht
beachteter Auswiirkung, nämlich, die Einwir-
kung verstärkter ländlicher Sied-

IUUg auf die Entwicklung der Pro-

Vinzstädte, und damit wieder um-

gekehrt auf die Absatzfrage der

ländlichen Erzeugnisse. Diese Wech-

selwirkung zu höchstmöglicher Ent-
faltung zu b ringen, bezw. vorzubereiten,
das ist die Aufgabe der Wirtschaftsplanung,
oder der Sieldlungsplanung gedacht im Rahmen

einer Provinz oder größer-eroder kleinerer Aus-

nitte. . «

schEsliegt mir hier nicht daran, mit statistischen

Zahlenreihen aufzuwarten, ich überlasse das

andern dazu Berufenen.
Die Entwicklung vorhandener Kerne. Klein-

städte, Landstädte, wird mehr in den Vordergrund
treten müssen. Weniger scheint mir der Gedanke

an die Gründung neuer Städte angebracht zu sein,
da wir uns in Deutschland ja nicht auf Neuland

befinden, sondern überall bereits fertige »Sied-
lungen«, Zellen, Stasdtkerne vorfinden, die auch
unter den heutigen Verhältnissen günstige Ansatz-
punskte für die Weiterentwicklung bieten können.

Meist ist Eisenbahn bereits da, oder in der

Nähe, ein ausgebautes Straßennetz bestimmt, oft
auch Wasserleitung, dies wohl immer. Kanali-

sation ist nicht unbedingt erforderlich, zumal wir

auch hier zu anderen Lösungen kommen werden

uan müssen. Vom »Wegspülen« zur Umwertung
Eine solche Weiterentwicklung bestehender Zellen
ist bestimmt billiger als Neuanlagen.

Betrachtet man sich die Neuanlage einer Stadt

mit etwa 20 000 Einwohnern mit allem Zubehör,
und errechnet an einem solchen Beispiel die Kosten,
dann wird ohne weiteres einleuchten, daß wir

heute garnicht in der Lage sind, uns auf Neugrün-
dungen einzulassen.
Für das Projekt einer »Groß-Siedlung« haben

Architekt Paulsen und Dipl.-Ing. Kolshorn und

ich s.3t. die Kosten ermittelt. Auch hierbei hatten
wir uns an einen bereits bestehenden Eisenbahn-
haltepunkt angelehnt, Kanailisatiom Wasserversor-
gung, elektr. Licht und Gasversorgung, Telephon
und Fernheizung und alle »Kultur« des 2(). Jahr-
hunderts war vorgesehen. Sparsamstes Straßen-
netz, die Hauptstraßen in üblicher Art, alle Wohn-
strsaßen in sparsamster Ausstattung, immerhin »be-

festigte Fsahrbahm Bordsteine und befestigten Bür-

gersteig, Straßenbeleuchtung und Baumbepflan-
zung, usw. Die städtischeVerwaltung ganz ein-

fach zusammengefaßt, Versorgungseinrichtungen,
Kaufläden usw. genau auf ihre Notwendigkeit
untersucht und Apotheken, Tabakstellen, Zeitungs-
stände,Musikalienläden, Post, Bank u. dergl., kurz
alles rationell, planmäßig ausgewogen und ver-

teilt. Die Wohnungen für 18 000 Menschen teils

im Flachbau, den kleineren Teil in 2- bis 3-ge-
schössigenHäusern untergebracht, Garagen, Schu-
len, Sportanlagen und Spielplätze, dazu Kranken-

haus usw» alles was eben zur Stadt gehört, jedoch
ohne Luxus, den-n es sollte ja eine Siedlung wer-

den für Menfchen, die bereits näher an die Natur

heranrückenwollten.

Diese Ausführung, in der, was besonders her-
vorzuheben ist, alles »nach Maß« gearbeitet wer-

den -sollte, um unnötige Jnvestierungen in zuviel
»Zukunftshoffnungen«auf »Zuwachs« zu ver-

meiden, hätte immerhin die Kleinigkeit von

106 Millionen Mark erfordert.
Setzen wir die inzwischen eingetretenen Preis-

senkungen ab, lassen wir die Fernheizung fallen,
auch die Erbauung einer eigenen elektrischen
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Zentrale, und wir werden bei der runden Summe

von 80 Millionen ankommen. Wer soll die-se Be-

träge aufbrinigen? Wer verzinsen?
Die Fragen sind müßig. So darf die Wirt-

schaftsplanung nicht aussehen, daß sie lustig drauf-
los plant, sondern sie wird die wirtschaft-
liche Seite der Aufgabe im Auge
haben müssen. Das Geld wollen wir Ar-

chitekten dann hinterher schon frisch und fröhlich
verbauen, darum braucht keine Sorge zu bestehen.
Die privatwirtschaftliche Seite der Rechnung kann

nicht interessieren, wes-il ja alles letzten Endes zu

Lasten der gesamten Volkswirtschaft geht. Darum

ist es Pflicht, nur von dieser Wiarte aus an die

Dinge heranzugehen.
Dieses Projekt, das unter dem Namen ,,Groß-
Siedlung« unrüshmlich auffiel, teils Abneigung
begegnete, bei anderen Hoffnungen erregte, und

bei wie-der anderen als utopisch Ablehnung er-

fuhr, war gar nicht so utopisch, sofern man an

die wirtschaftliche Idee der Sache her-antritt. Der

Verlauf hat nicht etwa den Gegnern Recht gege-

ben, sondern hat lediglich gezeigt, daß Spekulation
und sonstige Geschmacksfragen eine im Grunde

richtige Idee in Mißkredit bringen können. Sonst
war die Idee ganz einfach planmäßiger Aufbau
einer Stadt, mit allen Einzelheiten, nach Maß,
d. h. nach einer überlegten, in unserem Sinn

richtig vorbereiteten Aufbauidee, und das ist hier
genau dasselbe, wie Wirtschaftsplanung

Die Bestrebung, in der Siedlung zu sparen, gilt
selbstverständlich nur noch in verstärktem Maße,

auch für den Städtebau. In der ländlichen Sied-

lung sind die Bauten immerhin noch als unmittel-

bar im Dienfte der Erzeugung stehend anzusehen,
während das im Stadtbau nicht mehr so unein-

geschränkt gesagt werden kann.

Wer eine städtische Siieidlung der Nachkriegs-
jiahre durchwandert mit Augen für diese Dinge,
dem drängen fich ganz merkwürdig-e Vergleiche
auf.

In der städtischen Anlage, jetzt abgesehen von

allen Dingen in der Wohnung selbst, Bürgersteige,
Straßen usw. usw. von einer Pracht und von

einem Aufwand, sowohl bezügl. der Ausführung
wie der Abmessungen, großartig. Und in der

ländlichen Siedlung?
Wieder abgesehen von allen Dingen der Woh-

nung, Wege, daß es einen Hund jammert, von

Straßen kann vielfach nicht gesprochen werden.

Würden die armen Zugtiere sprechen können, sie
würden eine Klage von unerhörter Bitterkeit

vorzubringen haben, und mit Recht. Nicht ein-

mal die notdürftigste Befestigung, und auf diesen
grundlosen »Wegen« müssen Lasten bei jedem
Wetter geschleppt werden, weil kein Geld da ist,
um eine dringende Notwendigkeit zu befriedigen.
Was ist das für ein Mißverhältnis, was ist da

noch Sinn? Mit welch-er Ueberlegung und nach
welcher Vernunft wird da gehandelt?

Wo sind die Gedanken der Wsirtschaftsplanung?
Wo ist hier die regionale Wirtschaftsplanung,
wenn von regionalen Wirtschaftsplänen gespro-
chen wird, wo waren sdie Verfechter von Wirt-

schaftsideen und der Rationalifierung? Wollte
man all diese Fragen näher betrachten, könnte

man nur in einer riesenhaften Anklage enden.

Welcher widerliche Streit wurde geführt um die

Verteilung der aufkommenden Mittel? Allein

diese Vorgänge würden genügen, die Planlosig-
keit unserer Maßnahmen zu erweisen und die

Notwendigkeit künftiger Wirtschaftsplanung dar-

tun.

Städtebauer »künftiger Betätigung« sollten im-

mer auch daran denken, und im Rahmen unserer
Volkswirtschaft rechnen und nicht nur

stadtwirtschaftlich, die Stadt als los-

gelöstes Herzogtum betrachtet, planen. Es sind schon
Städtebauer da, die solche Einsehen bekunden,
wenns auch ein bißchen spät ist. Die Abhand-
lungen im März- und Maiheft dieser Zeitschrift
zeugen davon.

Schon höre ich den Einwurf der »Stadtgegner-
schaft«. Wie wärs denn mit dem Beweis der

Landgegnerschaft für die andere Seite? Darum

zu streiten ist müßig, die Folgerungen für die Zu-
kunft find wichtiger.

Das wäre dann also »Die Wende im Städte-

bau«, und diese ist nötig. Daß sie besonders gut
vorbereitet sei, möchte ich bezweifeln, die geistige
,,.Auflockerung«ist noch nicht soweit gediehen, daß
alle Stellen gewillt sind, alle Fragen zuerst als

Fragen der Gesamtheit, des Gesamtwohls anzu-

sehen. Man komme in die praktische Tätigkeit und
wird erstaunt sein über die Berge von Bedenken
und Hemmungen jeglicher Art·

Und nochmal, wenn jetzt die Zeit für reif er-

achtet wird, für grudlegende Neuordnung, dann

darf dazu mit größtem Nachdruck gesagt werden,
wo waren die Taten, die seit Jahren zu dieser
Neuordnung hätten führen können?

Die große Gefahr, daß die kommende Struktur-

wandlung in unserem wirtschaftlichen Aufbau
wieder stadtmäßig gesehen wird, und in den an-

gedeuteten regionalen Wirtschaftsplänen vorwie-

gend städtischerGedankengänge verwirklicht werden

sollen, besteht unvermindert.
Darum dürfte zu empfehlen sein, erst die ar-

beitsmarktlichen Voraussetzungen
zu klären, und dann die marktpoli-
tischen Folgerungen zu ziehen. Es

stehen uns hierzu nicht sehr viele Kundige zur

Verfügung, und »dieseWenigen zählen noch nicht
zu den »Prominenten«, umsomehr ist darauf zu

achten, daß der »Geeignete« und nicht wieder der

»Prominente« an die Reihe kommt.

Das »Ketzerische«dieses Gedankens ift nur

äußerlich. Es gibt bereits viele Ueberzeugte, die

diese Ansicht im Innern teilen, nur das Aus-

sprechsen ist ein bißchenpeinlich.
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Eine solche Untersuchung sagt folgendes: »Der
Vielseitig industrielle und landwirtschaftlich bauer-
liche Bezirk, wir können auch sagen: ein landwirt-

schaftlicher, mit vielseitiger Industrie durchsetzter

Bezirk, ist vom Standpunkte des Arbeitsmarktes
am wenigsten gefährdet, und am gesündeften-Wenn

es sich um eine bäuerliche Landwirtschaft handelt·
Sie Win auch als das Ziel der Umsiedlung von

Menschen und von Industrien erstrebt. Die Le-

benshaltung ist in diesen Bezirken meist einfach-
aber solisde fundiert. Die Arbeitsmarkt-Jeman-
ni.ssesind besonders dann günstig, wenn die Land-

wirtschaftihre Erzeugnisse innerhalb des Bezirkes
in der Stadt absetzt und andererseits das klein-
und mittelbetrieblich organisierte Gewerbe fiir die

Umliegende Landwirtschaft arbeitet. Kurzzwenn

ein gewisses Maß von regionaler Autarkie vor-
hekrfcht, Und wenn andererseits die industrielle

Bevölkerung noch eine Verbindung mit dem Bo-

den hat«
Der agrarische Bezirk, mit vorwiegendGroß-

betrieb, ist arbeitsmarktlich nicht gunstig, das zeigt
die große Arbeitslosigkeit im Osten. Die stadti-

schen Erwerbstätigen, die vorwiegend sur den.Be-
darf der umliegenden Großlandwirtschaftarbeiten,

werden bei einer Agrarkrise sehr stark durch den

Kaufkraftausfall der Landwirtschaft betroffen,

das bedeutet städtischeArbeitslosigkeit
Die Landarbeiter werden durch Extensivierung

und durch Mechanisierung der Betriebe in immer

stärkeremMaße freigesetzt, man stellt den größten

Teil nur noch während der ,,Saison« ein, das be-

deutet starke ländliche Arbeitslosigkeit Diese Ge-

biete kommen für die bäuerliche Siedlung am

meisten in Betracht, mit nebenberuflichen Stellen

durchsetzt. Dabei gilt es aber nicht, Güter in

60 Morgenstellen aufzuteilen, sondern wirtschaft-

lich tragfähige Wirtschaftseinheiten in einem sich
in seinen Teilen ergänzendenWirtschaftsorganis-
mus zu schaffen. Dies ist der Sinn der »Wirt-

schaftssiedlung«,wie er in dieser Zeitschrift schon

mehrfach herausgehoben ist.
Damit sind auch die Markt- und Absatzfragen

Gemäsebau und Markt in Ha
Von Regierungsbaumeistera.D.

Hamburg verfügt über einen verhältnismäßig
gut organisierten eigenen Gemüsebauund eine

entsprechende Marktorganisation Bei der folgen-
den Betrachtung müssen wir uns nun allerdings

vor Augen halten, daß es sich hierbei um etwas
historisch Gewordenes handelt, einen Organismus
also, der sich aus den Bindungen historischenWer-
dens noch nicht hat lösen können und infolgedessen
in gewissen Einzelheiten noch Züge eines wirt-

schaftlichen Konservativismus zeigt, der eine volle

Auswertung der Produktionsgrundlage nicht zu-

läßt. Es ist aus diesem Grunde vor Betrachtung

berührt, in deren Dienst die Siedlung stehen
soll, wie umgekehrt die Ziele des Umbaues unserer
Wirtschaft, wozu wir eines der Mittel in der Be-

siedlung unseres Landes sehen. Man kann die

Fragen nicht trennen, sie müssen im Zusammen-
hang gesehen werden.

Die finanzielle Auswirkung des Absatzes der

einzelnen Siedlerstelle auf den Markt, oder um-

gekehrt die daraus sich ergebende Kaufkrast und
damit wieder Marktbelebung, die vom einzelnen
Siedler ausgehen kann und wird, läßt sich nur

aus der Erfahrung heraus beurteilen. Die Zahlen
sind relativ und werden dies bleiben, je nach der

Lebenshaltung der einzelnen Bezirke, wie auch der

einzelnen Familien, ob dies-e mehr oder weniger
anspruchsvoll sind.

Ob dies heute mit Zahlen belegt wird oder nicht,
besagt garnichts. Daß eine Belebung eintritt,
wenn eine Vielheit erzeugend tätig ist und Werte

schafft, und dafür ihrerseits wieder einen Bedarf
anmeldet, ist klar und an Einzelbeispielen für
Unbelehrbare auch bewiesen. Nehmen wir einen

Durchxschnittsbedarf von NM 750,— pro Siedler-

familie an, kleinbäuerlicher Betriebsart, so wird

vielen der Betrag als zu niedrig, anderen wieder

als unmöglich hoch erscheinen, dann ersehen wir

bereits hier, wie müßig es im allgemeinen ist,
mit Zahlen zu kommen. Ich habe aus sehr vielen

Gegenden und daraus wieder vielen Einzelnotie-
rungen, und auf Grund meiner Eigenkenntnisse
dieser Verhältnisse, die ganz vorsichtige Summe

von RM 750,——ermitteln können, und weiß ab-

solut sicher, daß sie eher zu niedrig als zu hoch ist.
Die daraus zu errechnende und vielleicht zu er-

wartende Endsumme ist ebenfalls wieder relativ,
weil sder Glaube an ein Ergebnis der Siedlung
wieder abhängig ist von der Einstellung und

dem Glauben an die Zukunft und zukünftige Ent-

wicklung unseres Volkes überhaupt. Der Welt-

wirtschaftler wird behaupten, daß es so nicht geht,
und der Fanatiker der anderen Seite wird finden,
daß meine Hoffnung auf die Dinge noch garnichts
sind.

mburg als Siedlungsproblem
Erich Stürzenacker, Hamburg.
der Gesgenwartsprobleme sicher interessant, einen

Blick auf das geschichtliche Werden der Hamburger
Fruchtlandschaften zu werfen.

Die wesentlichen hamburgischen Versorgungs-
gebiete sind die Vierlande, die Marschen und das

nordöstlich gelegene Bramfeld-Farmsener Gebiet
wobei das letztere das jüngste und geschichtlich
uninteressanteste ist. Dagegen haben die Vierlande
und die Marschen eine große Vergangenheit und

stehen infolge ihrer bis ins Mittelalter zurück-
reichsenden Zugehörigkeit zu Hamburg »in organi-
scher Beziehung zu Hamburg selbst.
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Die Bierlande, deren Geschichte vor allem ziem-
lich genau erforscht ist, umfassen die Vier ursprüng-
lich zu Bergedorf gehörigen Landschaften Alten-

gamme, Neuengamme, Kurslack und Kirchwärder
Die anderen auf dem beigegebenen Plan verzeich-
neten Landschaften gehören zur Marsch. Sie
werden durch die Bille sund verschiedene Elbarme

umfaßt und gegliedert. Eine intensive und risiko-
lose Kultur war auf diesen Gebieten erst nach Ein-

deichung möglich. Wann diese erfolgt ift, kann

nicht mehr genau festgestellt werden, sicher vor

dem 12. Jahrhundert Damit war eine Grundlage
für eine immer intensivere Besiedlung vorhanden,
die sich auch langsam und stetig entwickelte. Die

völkischeAbstammung der Siedler ist nicht geklärt;
unzweifelhaft sind es niedersächsischeund hollän-
difche Anteile, doch sist nicht zu erkennen, wie sie
sich verteilen. Die ursprüngliche Landnutzung war

rein landwirtschaftlich, soweit es sich um die großen
Bauern-stellen handelte. Gemüsebasu wurde nur

von Kleinbauern, den sogenannten Grünhöckern,
getrieben, die schon recht frühzeitig zu einer weit-

vorgeschrittenen Bodenkultur gelangten und in

der Hauptsache die Belieferung des Hamburger
Marktes übernahmen. Neben der Gemüsezucht
(oder mit ihr vermifcht) wurde Obstbau getrieben.
Die Ergebnisse waren schon frühzeitig recht beacht-
lich. So ergibt sich aus Marktberichten, daß Ende
des 18. Jahrhunderts der Umsatz allein in Erd-
beeren jährlich sich auf 30—40 000 Thaler belief.

Mit der Entwicklung des Welthandels wurde

auch in den Vierlanden und im Marschland eine

Umstelbung zwangsläufig herbeigeführt Auch
die Großibauern sahen sich gezwungen, um der

Konkurrenz des amerikanischen Getreides nicht zu

erliegen, sich der rentableren Gemüsezucht zuzu-
wenden.

Jahren des vorigen Jahrhunderts eine sowohl
räumlich wie auch technisch fortschreitende Inten-

siviersung der Bodenbearbeitung, die der Frucht-
landschaft teilweise ein fast holländisches Gepräge
gibt. Als Norm bildet sich eine Bebauung und

Bodenkultur folgender Staffelung aus: Hinter
dem Deich und der Straße steht zunächst das Haus
(die Lage unmittelbar am Deich ift wegen der

Berschiffung der Produkte nach Hamburg nötig),
hinter dem Haus kommt zunächst der Haus-garten,
dann der Erwerbsgarten «und hieran anschließend
der Iandwirtschaftlich genutzte Boden. Die gürt-
nerische Nutzung schreitet auf Kosten der Land-

wirtschaft immer weiter vor, und es ist aus dem

anl. Lag-eplan zu erkennen, daß einzelne Hofbe-
sitzer die gärtnerische Kulturfläche schon sehr weit

vorgetrieben haben.
Jn den letzten Jahren, besonders nach der Jn-

flation, hat man sich sehr bemüht, den Bedürfnissen
des Marktes hinsichtlich frühzeitiger Belieferung
gerecht zu werden. Das holländische und italie-

nische Gemüse kommt schon im März und April
frisch auf den Markt; hierauf muß der deutsche

So entwickelt sich seit etwa den 80 erX

Gemüfebau Rücksichtnehmen. Jn den Vierlanden
und in der Marsch ist infolgedessen die unter Glas

gesetzte Fläche seit der Jnflation nahezu verbrei-

facht worden, sodaß sie heute ungefähr 600 000 qm

betragen dürfte. Jn den Vierlanden sind 1,6 Z
und im Marschland 0,81 Z (18,6 ha) der gärtne-
risch genutzten Fläche unter Glas gesetzt. Auch
durch Beheizung werden höhere Nutzungen ange-
strebt; gegenwärtig werden Versuche gemacht,
höhere Erträge durch Gas-Bod-enbeheizung zu er-

zielen, nachdem fich erwiesen hat, daß elektrische
Beheizung wegen der zu hohen Anlagekosten sich
nicht rentieren kann ; die Gasbeheizung würde bei

Lieferung des cbm zu 5 pr rentabel zu gestalten
sein, während die Gaswerke vor der Hand noch
nicht unter 5,5 Rpf heruntergehen wollen.

Trotz der großen Aufnahmefähigkeit des Ham-
burger Marktes und trotz genauer Kenntnis der

Anforderungen des Konsumenten hat sich in den
Bierlanden keine einheitlich organisierte Gemüse-
und Obstwirtschaft entwickeln können. Immerhin
hab-en sich einzelne Zentren für den Anbau be-

stimmter Erzeugnisse herausgebildet, aber nur in

dem Sinn, daß dort diese Erzeugnisse eben vor-

herrschen, nicht aber ausschließlichund systematisch
gepflegt und weiterentwickelt werden, wie dies der

heutige Markt unbedingt verlangt. So wird vor-

zugsweise getrieben: in Neuengamme, Alten-

gamme und Kurslack Blumenzucht (Maiblume-
Export der Keimlinge) und in Kirchwärder Obst-
bau, vor allen Dingen Erdbeerbau. Die Anzucht
mehrerer Fruchtfolgen ist bei der vorzugsweisen
Zucht perennierender Pflanzen in vielen Teilen

ausgeschlossen; trotzdem gibt es in den Gemüse-
gebieten Siedler, die es bis zu drei und vier

Fruchtfolgen jährlich bringen, und da ist es dann

möglich, daß eine Familie ihren vollen Erwerb

auf Parzellen von wenig mehr als zwei Morgen
findet.

Die Zucht von Baumobft wird daneben auch be-
trieben. Nach der Zählung von 1900 waren z. B

vorhanden:
41000 Apfelbäume,
26 700 Birnbäume,
46 000 Zwetschgenbäume,
14 200 Pflaumenbäume,
14 600 Kirschbäume.

Aber diese Obstkulturen spielen eine untergeord-
nete Rolle, weil keine großen Sorten gezogen wer-

den »und weil in dem weiter elbasbwärts auf dem
linken Ufer gelegenen Alten Land derartige ein-

heitliche Kulturen bestehen, die viel leistungs-
fähiger sind.

Weiter ist noch eine Trennung der Kulturen

zwischen der hamburgischen Marsch und den Vier-

landen infofern vorhanden, als in der Marsch,
vorzüglich in Ochsenwärder die sämtlichen Kohl-
sorten (Erbsen, Bohnen, Gurken, Spinat, Salate,
Sellerie, Wurzeln) gezüchtet werden, während die
Bierlande diese vernachlässigt und mehr Erd-
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Hamburger Marschgebiet ,,Vierlande«
5500 ha Land 1800 ha Gartensiedlung 3000 Siedler

beeren, Nhabarber, Tomaten und Frühkartoffeln

zieht. Spargel wird wenig gezogen, den bringen
andere Gebiete auf den Markt. Frühkartoffeln
kommen schon Ende Mai, Anfang Juni auf den

Markt und zwar wird dies seit einigen Jahrzehn-
ten dadurch erreicht, daß man sie vor demLegen
vorkeimen läßt. Auf die gleiche Weise wird eine

frühe Grbfenernte ermöglicht « »

Die Vierlande liefern nun nicht »alle1nfur den

Hamburger Markt, sondern auch fur andere Ab-

fatzgebiete. Daß diese Zersplitterung unrationell

ist, erweist die Betrachtung der folgenden Tabelle,

welche »die Belieferung des Hamburger Marktes

in den letzten drei Jahren behandelt:

Kartoffeln

Jnland Ausw-
Obst

Jnland Ausw-

Gemüse

Jnland Ausld·

7 425 Tonnen

2 000 Tonnen

4 800 Tonnen

40 800 30 750 85 200 28 600 29 670

35 400 27 000 90 700 26 500 27 300

44 500 38 000 92 000 30 600 29 100

1929

1930

1931

Hieraus ergibt sich nämlich, daß der Jmport-
anteil in vielen Erzeugnissen durchschnittlich 1931

noch zwischen 25 und 40 Z des Gesamtverbrau-
ches ausmachte, während ein Teil der eigenen Er-

zeugung nach asuswärts ging. Zweifellos ist eine

solche Regel-ng unter dem Gesichtspunkt der

Transportwirtschaft nicht gutzuheißen. Gewiß ist
zuzugeben, daß gerade beim Obstimport die Ab-

baiumösglichikeitennicht so große fein werden wie
beim Gemüseimport etwa, weil wir eine Reihe
von Obstsorten eben nicht im Lande ziehen können ;
bestimmt würde aber schon viel gewonnen werden
können, wenn eine methodische Züchtung und Sor-

tierung (z. B. keine Spiegelpackung) einheitlicher
Apfelsorten es sich zum Ziel setzen würde, den kali-

fornischen Import zu verdrängen. Das setzt aber

voraus, daß nicht jeder Siedler nach seinem eige-
nen Kopf zu züchtenbeginnt, sondern daß ein gan-

zes Gebiet fich unter Leitung eines Spezsialfach-
mannes auf die Kultur einer einzigen Sorte spe-
zialisiert und diefe Kultur nach den Anweisungen
eben dieses Spezialsisten betreibt. Die ganze Nen-

tabilität hängt hierbei oft allein von der richtigen
Wahl des Baumabstandes und »der Anordnung
der Unterkulturen ab, denn Obst allein macht eine

Siedlung nicht existenzfähig Ein Beispiel für die

Vorzüge eines einheitlichen Produktes ist das

Apfel-bau-gebiet bei Navensburg am Bodensee, wo

entgegen der Bestellung »der Pflanzer nur eine

Sorte von Apfelbäumen geliefert wurde; diesem
Ver-sehen aber verdankt jenes Anbaugebiet seinen
wirtschaftlichen Vorsprung in Deutschland

,
Aber auf diesem Gebiet liegen die Dinge in den

Vierlanden ebenso wie sonst in Deutschland sehr
im Argen. Es baut jeder seinen Garten, wie er

es für gut hält, und baut alles durcheinander,
denn der Vierländer ist so konservativ, daß er

seine Ware selbst zum Markt bringt aus der Gr-

wägunsg heraus, daß die Geschicklichkeitdes Ver-

käufers oft für den Umsatz wesentlich-er ist als die

Güte der Ware· Lediglich für den allgemeinen
Markt ist eine Genossenschaft gebildet, deren Or-

ganisation sich an holländifche Vorbilder anlehnt,
aber sie lange nicht erreicht. Gerade seiner straf-
fen Organisation aber verdankt der holländische
Gemüsebau seine Vormachtstellung in der Welt

und nicht zuletzt auch in Deutschland.
Es ist nun aber bemerkenswert, daß der deutsche
Gemüsebauer eben mangels ein-er straffen Zusam-
menfassung nicht in der Lage war, bei der Regie-
rung Schutzmaßnahmenfür den deutschen sG-emüse-
bau durchzusetzen. Die ganzen Nationalisierungs-
maßnahmen, die mit großen Kapitalinvestionen
verbunden waren und auch den Vierländer Ge-

müfebau erheblich hypothekarisch belastet haben,
hatten nun nicht etwa die Wirkung, das auslän-

dische Frühgemüse vom deutschen Markt zu ver-

drängen, sondern sie bewirkten, daß die deutsche
Ware neben der ausländischen nur den Preis-
druck verschärfte; dabei ist auf keinem Gebiet der
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deutsch-en Wirtschaft Rationalisierung berechtigter
als auf dem Gebiet des Gemüsebau«es,wo wirklich
noch die Möglichkeit vorliegt, große Geldwerte

für Deutschland zu erhalten· Weiter verschärft
wird die Lage natürlich noch dadurch, daß die auf-
genommen-en Gelder hoch verzinslich sind, die Bau-
materialien wesentlich teurer eingekauft wurden,
als dies heute möglich wäre, alles Faktoren, die
eine gesunde Wirtschaft bei den heut-e im Vorder-

grund stehenden Preisbildungsfaktoren sehr in

Frage stellen.
Die Vierlande stellen eines der am weitesten

vorgeschrittenen Gartenbaugebiete Deutschlands
dar. Die hier zutage tretenden Verhältniss-e kön-
nen also heute richtunggebend wirken, wo die

Frage gärtnerischer Erwerbssiedlungen im Rah-
men der Arbeitsbeschaffung einen besonderen
Raum einnimmt, und zwar richtunggebend im po-

sitiven wie im negativen Sinn. Es zeigt sich
einerseits, daß hier noch eine Fülle von Sied-

lungsmöglichkeiten vorliegt, deren Nutzbarmachung
aber an die Erfüllung Von Voraussetzungen ge-
bunden ist, für deren Verwirklichung so gut wie

nichts getan worden ist. Andererseits zeigt sich
mit aller nur möglichen Deutlichkeit, daß das A
und O jeder gärtnerischen Erwerbssiedlung die

Marktfrage ist neben der persönlsichen Eignung
der Siedler. Immerhin aber kann ein nur mittel-

mäßiger Siedler bei guten Märkten existieren,
während der tüchtigste Spezialzüchter ohne auf-
nahmefähigen Markt zugrunde gehen muß.

Sicher ist, daß wir z. B. die holländische Ein-

fuhr vollkommen ersetzen könnten, denn das Klima

gestattet Holland auch nur die Erzeugung der

Produkte, die in Deutschland in mindestens glei-
cher Qualität erzeugt werden können, wenn Orga-
nisation und Technik auf dieses Ziel gerichtet wer-

den. Wenn man nun sieht, daß im April 1932,
also in einer Zeit allerschlechtester Konjunktur,
Deutschland noch für 4,25 Millionen RM Gemüse
aus Holland importiert, so werden die volkswirt-

schaftlichen Möglichkeiten aus diesem Gebiet ohne
weiteres klar. Halten wir daneben noch die ent-

sprechende Zahl aus dem April 1931, also aus

einem Monat mit ebenfalls schon stark gedrossel-
tem Umsatz, so finden wir, daß der Jmport noch
um 1,35 Millionen höher war (5,6 Mill. RM).
Es würde sich also zweifellos lohnen, auf diesem
Gebiet planmäßig vorzugehen. Das sog. freie
Spiel der Kräfte bedeutet auf dem Gebiet des Ge-

müsebaus nur, daß jeder Bauer seinen Kohl baut,

wie es ihm paßt. Daß dies unrationell ist und
den deutschen Gemüsebau und auch den Obstbau
in eine recht schwierige Situation gebracht hat,
sieht man an dem Beispiel von Bierlanden. Wie
es besser zu machen ist, zeigen Holland und Kali-

fornien.
Wenn man nun die gärtnerische Erwerbssied-

lung in Betracht zieht, um ihr im Rahmen eines
kommenden Siedlungsprogramms eine wichtige
volkswirtschaftliche Funktion zuzuweisen, so müs-
sen eine Reihe von Forderungen und Hinweisen
ausgesprochen werden, deren Berechtigung gerade
am Vierländer Beispiel nachgewiesen werden
kann:

1. Sorgsamste Prüfung des Marktes, vor allem
des Bezirksmarktes, ist unerläßlich-e Voraus-

setzung; dabei muß seine Ausbaufähigkeit für
deutsche Erzeugung an Hand der Statistik ge-

prüft werden.

2. Reuschaffung von gärtnerischen Großanlagen
soll nur in Ausnahmefällen vorgenommen

werden; richtiger ist es, vorhandene Ansätze
organisch weiter zu entwickeln und zwar in

der Richtung weiterer Erschließungen, wie

auch weitgehender Bereinheitlichung der Er-

zeugung unter dem Gesichtspunkt guter Sor-

tenwahl, guter Sortierung und gut aufge-
machter Anlieferung, denn hierauf sieht der

Verbraucher wie der Händler.
3. Umstellung der »individuell« wirtschaftenden

Kleinbetriebe auf ebenfalls individuell wirt-

schaftende Betriebe mit gleichartiger Produk-
tionsgrundlage. Damit wird auch der Un-

kostenanteil des Absatzes wesentlich gemindert,
weil nur gleichartige Ware auf den Markt
kommt.

Wir müssen uns endlich mit allem Ernst auf
unsere Siedlungsaufgaben besinnen und uns ent-

schließen, Schluß zu machen mit aller Siedlungs-
spielerei. Dieses Aussehen wird unser ganzes

Siedlungswerk aber behalten, solange wir nicht
in Deutschland einen Reichssiedlungsplan bekom-

men, solange noch jede Gemeinde mehr oder we-

niger wilde Gebilde von »Erwerbslosensiedlun-
gen« unter Geburtswehen in die Welt setzt, vor

allen Dingen aber, solange die Siedlung nicht be-

wußt und mit Willen unter klarer Zielbezeichnung
in den Dienst einer großen, volkswirtschaftlich be-

dingten Idee gestellt wird. Dazu ist es aber jetzt
höchsteZeit.

Siedlung — Erwerbsgartenbau — Autarkie
Von Walter Groß, Königsberg i.Pr.

Lange schon bevor das Wort »Autarkie« in aller

Mund-e war, und der Ruf nach staatlichem Ein-

greifen aus verschiedenen Kreisen laut wurde,
waren Bestrebungen am Werk, die das Problem

der Selbstversorgung der Bevölkerung mit Rah-
rungsmitteln deutscher Erzeugung praktisch durch
die Tat zu lösen versuchten. Und zwar dort, wo

am ehesten die Aussicht auf Erfolg bestand, näm-
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lich: bei der Deckung des Bedarfs an Frisch-gemüse

und Obst. In welcher Weise hierbei in Ostpreußen

vorgegangen wurde, und welche Wirkungen bis-

her erzielt find, darüber soll nachstehend kurz be-

richtet werden.

Die Tatsache des immer steigenden Verbrauchs
der stäidtischenBevölkerung an Obst und frischem
Eemüse und die gewaltige Einfuhr an ausländi-

schen Erzeugnissen dieser Art, deren Verkauf sich
vor aller Augen auf den Marktplätzen und an den

Strsaßeneckenasbspielt, ließ eine Abhilfe besonders
dringlich erscheinen.

Die Erkenntnis der Abhängigkeit von auswär-

tigen Bezugsquellen mußte vornehmlich in Ost-
preußen schmerzlich wirken; denn trotz des Aus-

fuhrüberschussesbei agrarischen Erzeugnissen wer-

den doch beträchtlicheMittel sür ausländisches Obst
und Eemüse aufgewandt, obwohl die städtische
Bevölkerung im Verhältnis zur ländlichen ge-

ringer ist als in den meisten Teilen Deutschlands.
Die mangelhafte Marktversorgung zu gewissen

Zeiten schien also hier nicht an der U n m ö g l i ch-
keit der Erzeugung, sondern vielmehr an der

mangelnden Uebereinstimmung zwischen der Z e it

der Erzeugung und der Zeit des Bedarfs zu

liegen. Man beobachtete, wie während der Haupt-

erntezeit die Märkte überschwemmt sind mit Ge-

müse, das keinen Abnehmer findet und zum Teil

verkommt oder zu einem, die Eestehungskosten
bei weitem nicht deckenden Preis verschleudert
werden muß, während zu anderer Zeit für italie-

nischen Blumenkohil, holländische Tomaten und

Gurken, französischePetersilie —- um nur einiges
herauszugreifen — Preise gezahlt werden, an die

der heimische Erzeuger kaum zu denken wagt.
Bei dieser Betrachtung muß man sich vor Augen

halten, daß während der Hauptvegetationszeit ein

großer Teil auch der städtischenBevölkerung be-

züglichdes täglichen Eemüses Selbstversorger ist.
So sind in der einzigen Großstadt Ostpreußens,

Königsberg,mit seinen etwa 300 000 Einwohnern
allein 3000 Schrebergärten und etwa 7000 städti-

sche Pachtgärten vorhanden, neben den vielen

sonstigen Möglichkeiten der Selbsterzeugangvon

Gemüse »auf Villengrundstücken,Eigenheimen«-
jetzt auch Stadtrandsiedlungen u. a. Die Familien
dieser Parzellenbefitzer und vielfach auch deren

Verwandte und Freunde fallen als Abnehmer auf
dem Markt während der HsauptWUchStUmS-Und

Ernteperiode aus; die Deckung ihres Bedarfsda-

gegen an Früh- und Wintergemüse fallt der

Marktversorgung anheim.
«

Wie es nun häufig geschieht, daß in der Lklft
Iiegende Probleme zu gleicher Zeit von verschie-

denen Seiten der Lösung zugeführt Werden- sp

wurde auch hier dem gemeinsamen Ziel aus ver-

schiedenen Richtungen gleichzeitig zugestrebt. «

Der alteingesessene Erwerbsgartenbau mit
feinen meist marktnahen Produktionsstättengrlff

zuerst ein, war aber bei weitem nicht in der Lage-

den stetig wachsenden Bedarf zu befriedigen. Es

folgteder feldmäßige Anbau von Eemüse, haupt-
sachlichin den verschiedenen Kohlarten u. Wurzel-
gemusen,gefördert besonders wohl von den zahl-
reichenEutsgärtnereien Diese Erzeugnisse er-

schienenaber in den Monaten Oktober-November

in solchen Mengen auf dem Markt, daß es unmög-
lich war, die Ware unterzubringen Ihr Anbau

lohnte sich deshalb bald nicht mehr und wurde
wieder eingeschränkt Zwar versuchte man die
Ernte z. T. in Gewächshäusern,Kellern und Mieten
aufzubewahren; sie wurde dadurch aber schon nach
kurzer Lagerfrist unansehnlich und nicht mehr
marktfähig.

Eine Gelegenheit, bis zu einem gewissen Grade
Abhilfe zu schaffen, bot sich, als die Ostpreußische
Bau- und Siedlungsgeselllschaft ein in der Nähe
von Königsberg gelegenes Gut besiedelte, das

durch seine Bodenbeschaffenheit für gartenmäßige
Bearbeitung besonders geeignet erschien. Hier
wurden dann auch im Jahre 1929 15 Eärtnersied-
lungen ausgelegt; jede mit einem heizbarem Ge-

wächshaus und einer Anzahl von Frühbeetfenstern
ver-sehen. Neben den aus sonstigen Siedlungs-
gütern vorhandenen Gutsgärtnerei-en, die als

Gärtnereibetriebe bestehen blieben, wurden noch
an geeigneten Plätzen Gsärtnerstreusiedlungen aus-

gelegt. Diesen Betrieb-en fällt allerdings in erster
Linie die Befriedigung des örtlichen Bedarfs zu.

Ungefähr zur gleichen Zeit wurde von der Land-

wirtfchasftskammer der gärtnerischeVersuchs- und

Beratungsring ins Leben gerufen, der sich gegen-

wärtig über 18 Kreise erstreckt und etwa 90 Be-

triebe betreut.
Es galt nun, nachdem ausreichende Nachfrage

seststand, und für die Befriedigung des Bedarfs
Vorsorge getroffen war, eine Einrichtung zu

sind-en, welche die Produktion regelte und die Ver-

teilung der aufkommenden Erzeugnisse übernahm.
Der Gemüsegroßhandel hatte häufig nicht das

finanzielle Interesse, den auswärtigen guten Lie-

feranten mit dem einheimischen zu vertauschen,
zumal dieser aus Kapitalmangel die Lieferungs-
sähigkeit des auswärtigen Erzeugers nicht er-

reichen konnte und weil er häufig als unliebsamer
Konkurrent selbst an den Kleinhandel und den
Verbraucher lieferte.

Es war deshalb eine Organisation zu schaffen,
die hier die Führung übernahm, die neben der

Regelung des Absatzes dem Erzeuger Anregungen
geben sollte, wie der planmäßige Anbau in geeig-
nete Bahnen zu lenken sei, um die möglichst lücken-
lose Belieferung des Marktes mit Qualitätsware
zu gewährleisten Unter Führung der seit Jahr-
zehnten bestehenden Provinzialgärtnerlehrsanstalt,
die schon im Hinblick auf ihre ausgedehnten Pro-
duktionsflächen ein Interesse an einer solchen
Gründung hatte und unter Beteiligung vieler

interessierter Kreise wurde deshalb die O ftp r e u-

ßische Obst- und Gmüssezentrale
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G·m.b.H· Königsberg i. Pr. zur Uebernahme
der soeben genannten Aufgabe gegründet.

Erstmalig im Jahre 1931 wurden Lieferungs-
vereinbarungen mit einzelnen Produzent-en ab-

geschlossen, die zu weiterem Ausbau dieser Ein-

richtung ermutigten. Im Laufe des Winters sind
daraufhin mit etwa 50 ostipreußifchenGartenbau-

betrieben, die fast restlos dem gärtnerischen Ver-

suchs- und Beratungsring angehören, Anbauver-

träge abgeschlossen worden· Der Erfolg war, daß
die Obst- und Gemüsezentrale in manchen Artikeln

entscheidenden Einfluß auf den Markt ausüben

konnte. So sind beispielsweise in diesem Frühjahr
auswärtige Zufuhren an Salat und Nadieschen
nicht mehr zu beobachten gewesen.

Neben den Maßnahmen für die Sicherstellung
des Bedarfs an Frühgemüfe liefen Versuche, die

sich auf die Einlagerung von Wintergemüse er-

streckten. Bisher war man in dieser Hinsicht über
Laboratoriumsverssuche nicht hinaus-gekommen
Nun wurden in Räumen des Königsberger Kühl-
haufes zum »erstenMale große Mengen aller Kohl-
arten und Wurzelgemüse — bei verschiedenen
Temperaturen um den Gefrierpunkt — gestapelt
und für den Marktbedarf bereitgehalten. Die Er-

gebniffe sind außergewöhnlich befriedigend aus-

gefallen, sodaß man in anderen Städten zur Nach-
ahmung schreitet.

Aber auch die während der Haupternteperiode
von dem Verbraucher nicht aufgenommene Ware
wurde in diesen Kühlräumen gelagert bis zum
Eintritt erneuten Bedarfs. So gelang es bei-

spielsweise in diesem Jahr in Königsberg den

Spargelpreis stabil zu halten und den Markt vor

einer zeitweiligen Ueberfüllung zu schützen· Dies

wird zur Folge haben, daß sich der Spargelanbau
in Oftpreußen wieder vermehrten Eingang ver-

schafft-
Wenn es nun noch gelingt, durch planmäßige

Steigerung des Obstbaus und durch Verbesserung
der Obstbehandlung den ausländischen Produkten
den Rang streitig zu machen. so wird ein weiterer

Schritt in der Selbstversorgung der Bevölkerung
getan sein. Erfahrungen in der Sortierung und

Stapelung von Aepfeln und Birnen liegen bereits

vor. Die Erfassung der Beerenobsternte — auch
das planmäßige Einsammeln und Bergen von

Walder-dbeeren, Blaubeeren, Pilzen und ähnlichem
— durch Bereitstellen von geeigneten Behältnissen
ist in das Programm mit aufgenommen.

Das Ziel der Arbeit der Ost-preußischenObst-
und Gemüfezentrale soll sein: die stetige, vielfäl-
tige, preiswerte Versorgung der gesamten Provinz
mit deutschem Obst und Gemüse aller Art Und ein-

wandfreier Beschaffenheit.
Ein hohes Ziel, das den Einfatz wohl lohnt.

Die Verkaufsftelle eines Siedlerhansfrauenvereins
Von Dipl.-Landwirt Dr. Elbe, Siedlerberater in Neuftettin.

Die Hauptsiedlungsgebiete des deutschen Ostens
liegen zu den Hauptabsatzmärkten so verkehrsun-
günstig, daß beim Verkauf von Acker- und Vieh-
erzeugnissen vom heute schon unwirtschaftlich
niedrigen Marktpreis noch erhebliche Abzüge ge-

macht werden. Die völlig unzureichenden Preise
haben den Gedanken aufkommen lasfen, wenig-
stens den kleinen örtlich vorhanden-en Markt so
gut wie das nur irgend möglich -ist, für den Ver-

kauf auszunutzen. Besonders schwierig wird die

Verwertung von Produkten für einen neuangesetz-
ten Siedler, der keinerlei verwandtschaftliche Be-

ziehungen zu den Stadtbewohnern hat, werden.

Er wäre also nur auf den öffentlich-en Wochen-
·m-arktangewiesen. Ein Anbieten von Waren auf
diese Weise erfordert viel Zeit und ist im Erfolg
auf die Dauer erheblich unsicher. Haben wir doch
z. B. an einzelnen Markttagesn in der hiesigen
Kreisstadt schon Preise von 0,50 NM für ein

Pfund Butter erlebt. Die angebotene Butter

mußte an den in Frage kommenden heißen Tagen
selbst zu diesen niedrigen Preisen losgeschlagen
werden, da es bei der Hitze unmöglich war, die

weiche Butter wieder mit nach Haufe zu nehmen ;

fie wäre buchstäblich fortgeschwommen.
Die erwähnten Schwierigkeiten ließen im hiesi-

gen Bezirk den Plan reifen, die Abfatzfragen
systematisch zu bearbeiten. Als erstes wurde auf
dem hiesigen Wochenmarkt eine Verkaufsbude er-

richtet, in der Frischfleifch (Schweinefleifch) aus

eigenen Schlachtungen verkauft wurde. Die Er-

folge, die mit dieser Einrichtung gemacht wurden,
waren so ermutigend, daß man daran ging, eine

ständige Verkaufsstelle einzurichten.
Als Grundsatz sah man von vornherein an, daß

die Siedler durch die Verkaufsstelle nicht mit einem

Risiko, das sie nicht übersehen konnten, belastet
wurden. Als rechtlichen Träger für die Verkaufs-
stelle wählte man die Form eines ganz einfachen,
gerichtlich nicht eingetragenen Vereins. Diese
Aufgabe übernahm der Siedlerhausfrauenverein.

Die Siedler, die die Verkaufsstelle benutzen wol-

len, liefern ihre Ware in der Geschäftsstelle an.

Der Verkauf erfolgt nur kommisfionsweife, d. h.
die Lieferanten bleiben bis zum Verkauf der Ware

deren Eigentümer. Zur Bestreitung der Geschäfts-
unkosten wird ein bestimmter Prozentsatz vom

Verkaufserlös abgezogen.
Welche Waren werden nun in der Verkaufs-

stelle abgesetzt und welche Erfahrungen find gesam-
melt worden?

Ursprünglich war daran gedacht worden, den
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i« verkauf auch in der Verkaufsftelle zu

gertlxsggleenl.chMan ist davon aber wieder abgekom-

men, da sich beim kommissionsweifenVerkan von

Frischfleisch manche Schwierigkeitenueinstellten:
Was soll z. B. mit den Abfallfleischstucken, die bei
jedem Fleischverkaufabfallen, geschehen? Beim

Frischfleifchverkaufauf dem Markt besorgte der

Eigentümer den Verkauf selber, nach Beendigung
des Verkaufsgeschäftes wurden die übriggebliebe-
nen Fleischstückemit nach Hause genommen und im

eigenen Haushalt frisch verbraucht, eingepökelt
oder zu Wurft verarbeitet. Diese Möglichkeit fiel
beim kommissionsweisen Verkauf weg oder war

in ihrer Durchführung sehr stark erschwert.
Anftelle des Frischfleischgeschäftesbekam der

Absatz von Frisch- und Dauerwurstwaren eine

sehr große Bedeutung. Die hausgeschlachteten
Wurstwaren werden von den ftädtischenHaus-
frauen gern gekauft. Allerdings machten sich bald

nach Gefchäftseröffnung auch im Wurstgefchäft

Schwierigkeiten bemerkbar. Da verschiedene Siedler

ihre Ware zum Geschäft lieferten, wechselte die

angebotene Wurstqiualität dauernd. Die städtische

Hausfrau wünscht aber eine gleichbleibende Ware

zu haben. Man ist deshalb dazu übergegangen, in

einer Kolonie eine gemeinsame Schlacht- und

Näucherkammer einzurichten. Jeder Siedler schlach-
tet jetzt noch für sich allein, ist aber in bezug auf

Herstellung der Wurstart, Wahl und Maß der

Gewürze usw. an bestimmte Nichtlinien gebunden.
Es ist durch diese Maßnahme erreicht worden, daß
jetzt die städtifcheKundfchaft mit einer gleichblei-
benden Qualität beliefert wird. Der wirtschaft-
liche Erfolg beim Wurstverkauf ist für die Siedler

sphr groß, sodaß von dieser Möglichkeit der

SchIctchtfchweinverwertungauch während der

oMmermonate reger Gebrauch gemacht wird.

Außer den hausgefchlachteten Wurstwaren hat be-

sonders das durch die Verkaufsftelle gelieferte
Landbrot Anklang gefunden· In der ersten Zeit
war es schwierig, von den Siedlern soviel Brot

heranzufchaffemwie von der städtifchenHausfrau

gejordert wurde. Für wirklich einwandfreies,

krajtigesRoggenlandbort besteht sicherlich in allen
tadten eine außerordentlicheNachfrage, die bis-

her noch lange nicht genug ausgenutzt wird.

»DaßButter, Gemüse, Geflügel, Eier, Obft, Koch-

kEIspsEin-gemachtes, kurz gesagt, alle Produkte
einer ländlichenWirtschaft, die sich zum unmittel-
baren Genuß eignen, in der Verkaufsftelle gefuhrt

werden, braucht wohl nur nebenbei erwähnt zu
werden.

Besonderen Anklang von diesen genannten Pro-
dukten fand alles im Haushalt Ein-gemachte,
ganz gleich ob es sich um Früchte oder Wurstwaren
handelt. Zwar muß zugegeben werden, daß das
Einwecken von Früchten, Pilzen ufw. nicht in je-
der jüngeren Siedlserwirtschaft durchgeführtwerden
kann, da das Einwecken sehr viel Arbeit erfordert.
Diese Arbeit wird sich deshalb für Wirtschaften
besonders eignen, die mit Arbeitskräften sehr reich-
lich besetzt find. In dsiefem Sommer wird im hie-
sigen Siedlerhasusfrauenverein versucht werden,
durch das Einwecken von Beeren, auch Waldbeeren
und Pilzen, den bisher ausgelegten Arbeiterftellen,
deren Stelleninhaber jetzt zum Teil leider keine
Arbeit haben, eine Möglichkeit zu einem gewinn-
bringenden Nebenerwerb zu schaffen. Es ist ge-
plant, eine Büchfenverfchlußmaschinegenossenschaft-
lich zu beschaffen, um auf diefe Weife größere
Posten von Konserven für den Winterverkauf zur

Verfügung zu haben.
Daß bei Bestreben zur Herstellung einer wirklich

einwandfreien marktgängigen Ware eine starke
und zum Teil auch unerbittliche Erziehungsarbeit
geleistet werden muß, ist wohl selbstverständlich

Die Verkaufsftelle des Siedlerhausfrauenver-
eins ist bestrebt, mit den anderen Geschäften der

Stadt in gutem Einvernehmen zusammenzu-
arbeiten.

Ein großer Teil der geführten Waren, z. B. ein-

gemachte Früchte, eingemachte Wurstwaren und

Landbrot wird von keinem anderen Geschäft an-

geboten, sodaß damit den übrigen Geschäften keine

Konkurrenz gemacht wird. Aber auch bei den

übrigen Waren, die auch in anderen Geschäften

geführt werden, stehen wir durchaus auf dem

Standpunkt, daß ein unsinniges Unterbieten der

Preise zu unterbleiben hat. Auf der anderen

Seite kann man es den um seine Existenz schwer
ringenden Siedler nicht verdenken, wenn er ver-

sucht, von dem Zwischenhandelsgewinn soviel als

möglich für sich auszunutzen. Wenn durch die Er-

richtung von Verkaufsftellen auch nicht erreicht
wird, daß die Siedlungen mit einem Schlag über
alle wirtschaftlichen Schwierigkeiten hinweg ge-
rettet sind, so ist doch anzunehmen, daß die Ver-

kaufsftelle berufen ist, manchen Siedler in seinem
schweren Ringen um die Erhaltung seiner Stelle

zu unterstützen.

Was Efollmit der Gründung von Wirtichaftsvereinen erreicht werdens-
Bon Siedlerberater Dipl.-Landwirt Robert Keller, Königsberg i. Pr.

·ES bedarf keines Beweises, daß die wirtschaft-
lFcheLctge des Siedlers in einer Zeit allgemein ab-
fmkender Konjunktur nicht besonders günstig sein
kann- Um so mehr muß daher von berufener

Seite ftändiig verfucht werden, Mittel zu finden,
die dem Siedler das wirtschaftliche Vorwärts-
kommen erleichtern.

Es geht aber nicht an, den Staat bei jeder auf-
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tretenden Schwierigkeit um Unterstützung zu bit-

ten; zumal jede Staatshilfe wirkungslos bleiben

wird, wenn nicht zu gleicher Zeit die Selbsthilfe
des Siedlers einsetzt.

Aus diefen Gedankengängen heraus entstand
bei der OstpreußischenBau- und Siedlungsgesell-
schaft der Plan, die Siedler einzelner oder meh-
rerer Kolonien zum Zwecke wirtschaftlicher Förde-
rung zusammenzuschließen,und so wurden dann

verschiedene sogenannte »Wirtschastsvereine« ge-

gründet. «

Die Satzungen bezeichnen als Zweck des Unter-

nehmens kurz folgendes:
1. die gemeinsame Haltung von Zuchttieren,

landwirtschaftlichen Geräten und Maschinen,
2· den Absatz Von landwirtschaftlichen Erzeug-

nissen und den Bezug landwirtschaftlicher Be-

darssgegenstände,
3. die Beteiligung an anderen Genossenschaften

und Vereinigungen mit gleichem oder ähn-
lichem Aufgabenkreis

Der Wirtschaftsverein selbst ist eine eingetra-
gene Genossenfchaft mit beschränkterHaftpflicht.

Ich gebe zu, daß die etwas weit gesteckten Ziele
sich nicht restlos werden erreichen lassen ; aber asuch
ein Teilerfolg ist zu begrüßen.

Bei unserem Wirtschaftsverein konnte es sich
in der Hauptsache nur um eine Absatzorganifa-
tion handeln. Als Ginkaufsorganisation können

wir solange nicht austreten, als uns ein größer-es
Genossenschaftskapital oder die Kreditwürdigkeit

fehlt. Als Abfatzorganisation wirtschaften wir be-

reits fehr zur Zufriedenheit der Siedler durch den

Anschluß an die Frischeizentrale, an die Viehver-

wertung sund an eine Genofsenschiaftsmolkerei.
Die Vorteile der genossenschaftlichen Produk-

tionsverwertung brauche ich ja kaum an dieser
Stelle aufzuzählen. Der Siedler aber erkennt

höchft selten und meist erst später den Wert des

genossenfchaftlichen Zusammenschlusses. Für den

kleinen Mann sind die augenblicklichen geldlichen
Aufwendungen, die mit dem Anschluß an eine Ge-

nossenschaft verbunden find, entscheidend für das

Ia oder Nein.

Deshalb ist gerade für mich axls Wirtschafts-
berater die Frage wichtig, wie ider Anschluß an die

verschiedensten Abssatzorganifationen für den ein-

zelnen Siedler möglichst billig zu gestalten ist.
Als Beispiel fei der Anschluß einer Siedlungs-

kolonie von 22 Stellen an die Frischeizentrale ge-
nannt. Der Gefchäftsanteil bei der Frischeizen-
trale beträgt je Genosse NM. 5,——,die Haft-
summe NM. 10,—.

Tritt nun jeder Siedler einzeln als Genosse der

Frischeizentrale bei, so wäre allein hierfür inner-

halb der Siedlung ein Betrag von NM 110,——

aufzubringen und eine Hsaftsumme von NM 220,——

zu übernehmen. Der Wirtschaftsverein mit seinen
22 Mitgliedern sgilt aber auch nur als ein Genosse
und bezahlt deshalb auch nur NM 5,— Geschäfts-
anteil. Auf diese Weise werden der Siedlungs-
kolonie NM 115,— erfpart und der Anteil, je
Siedler umgerechnet, beträgt also nicht ganz
23 Pfennige. Bei derart niedrigen Unkosten kann

fast jeder Siedler für einen Anschluß gewonnen
werden.

Die gleiche Rechnung könnte man auch bei dem

Anschluß an andere Genossenschaften aufstellen
und käme zu einem ähnlichen Ergebnis.
Selbstverständlich ist es nicht in allen Fällen

ratfam, diejenigen Siedler, die in der Nähe einer

größeren Stadt angesetzt sind, zum Anschluß an

solche Absatz-genossenschaften zu bewegen. Der

Siedler erhält bei seinen Stadtkunden für Eier,
Butter und Sahne häufig höhere Preise als sie
eine Genossenschaft zahlen dürfte. Ungünstiger
gelegene Siedlungen werden dagegen zwangs-

läufig zu dieser Form des Zufammenfchlufses ver-

anlaßt.
Zurückschauend auf das erst kurze Bestehen

unseres Wirtschaftsvereins können wir zwar fes-
stellen, daß es nicht allzu schwer ist, eine günstige
Abfatzregelung für die Produkte aus der Verede-

lungswirtschaft zu finden. Unfer Streben im

Wirtschaftsverein muß aber dahin gehen, auch
auf dem Gebiete des Getreideabsatzes, evtl. auf
dem »der Kartoffeslverwertung, Mittel und Wege
zu find-en, die es ermöglichen, für die Siedler die-

selben Vorteile für ihre Produkte herauszuholen,
wie fie dem Großgrundbesitzgeboten werden.

Die Vergleichszahlen aus den »Freihofpreis«-
Erhebungen des Verbandes Ostpreußischer Ver-

suchsringe lassen erkennen, zu welchen Schleuder-

preisen bisweilen der Kleinbauer seine Feldfrüchte
abfetzt.

Hierin sehe ich die große Aufgabe unserer Wirt-

schaftsvereine durch Standardisierung der Sorten

und durch waggonweifen Absatz die Vorteile einer

Qualitätserzeugung herauszuholen.

Umfrhau
Der oftdeutfche Siedlungsraum

an weiten Kreisen der deutfchen Oeffentlichkeit
wird die Auffassung vertreten, daß der ostdeutsche
Raum nahezu unbegrenzte Möglichkeiten für die

Ansetzung neuer Siedler biete. Diese Ansicht wird

von »den Siesdlungsfachleuten nicht geteilt, ohne
daß sie allerdings den schlüfsigenNachweis dafür
zu führen vermögen, wieviel neue Siedlerfamilien
bei Beachtung aller volkswirtschaftlichen Belange
zum besten Nutzen der deutschen Gesamtwirtschaft
in Oftdeutsschlsand durch Verwurzelung mit der

426



—-

Scholle eine auskömmliche Diaseinsgrundlage und

bleibende Heimat geschaffen werden könnte.

Die Wissenschafthat diese Frage noch nicht er-

schöpfenderforscht· Auch die statistischen Unter-

lagen sinsd noch nicht ausreichend für die Bildung

eines abschließendenUrteils. Vor einigen Wochen

haben zwei praktische Kenner der östlichen Sied-

lunsg dieses Problem in Vorträgen behandelt, in-

dem sie die Siedlungsmöglichkeiten Ostpreußens,

ihres eigenen Arbeitsgebietes, zu ermitteln such-
ten, um aus den Ergebnissen dieses Beispiels
einen allgemeinen Schluß über den Umfang der

Sieidlungsmöglichkeiten im ostdeutschen Raum zu

ziehen.
Der Direktor der ostpreußischenBaugesellschaft

und jetzige Reichsinnenminister Frhr. von Gayl

führte auf der Tagung der Reichsstelle für Sied-

lerberatung in Essen-i) aus, daß es in Ostpreußen
kein siedlungsfähiges Land gäbe, sdas nicht einen

grundbuchlichen Eigentümer hätte und mit Hypo-

theken belastet wäre. Von der gesamten land-

wirtschaftlich gesnutzten Fläche Ostpreußens von

2323 000 da entfallen nach der Betriebszählung

von 1925

58 000 11a auf 129 725 Betriebe von 0,05 bis

2 ha Größe,
«

10700011a san 31665 Betriebe von 2,00 bis

5 ha Größe,
49300011a auf 49150 Betriebe von 5,00 bis

20 11a Größe,

mithin 658 000 ha auf 210 540 Betriebe von 0,05
bis 20 ha, also auf Kleinbetriebe und Ackernah-

rUtlgen, die von der Besitzerfamilie in der Regel
Ohne fremde Arbeitskräfte bewirtschaftet werden.

Es entfallen ferner 754 000 ba auf 19 449 Betriebe

Von 20 bis 100 ha, also ·an mittel- und groß-

bäuerlicheBetriebe. Die restlichen 911000 ha

Hildenauf 3440 Betrieben die Großbetriebe, die

lm Sinne des Reichssiedlungsgesetzeslsandliefe-

rUUgSpflichtig sind. Von dieser Fläche sind aber

seit der Betriebszählung von 1925 Ende 1931 rd

132266 ha gesiedelt worden, sodaßsich die Gesamt-

fldche der Betriebe iioer 100 he auf 778734 he

vermindert hat-
,Umdie siedIungsfiihige Landfläche zu besgrenzepr

WIll Frhr von Gayl nach einem erheblich-en,in

Zahlen noch nicht berechneten Teil von diesen

778434 11a als zu schweren, zu leichten oder aus
elnem anderen Grunde ungeeigneten Boden m

PöUgbringen, um die siedlungsgeeigneteLand-

laEZezu ermitteln.
mir diese Siedtungen hält Fern oon Gayl nach

der Sonderlcige der ostpreußischenWirtschgftUnd

der Güte des Bodens eine DurchschnittsgrqßeVon

14 Ha je Stelle für erforderlich, während im Ge-

f V t vergl
u s

s en die es or rages «

aUchLZVonIeEaFF,uYåd?:1n;smöglxchkeitenin Ochsew

kåeejkft11511dSRiåckwanderung
Der Ost-siedl-er.3» Jahrg»

schäftsberichtder ostpreußischen Landgesellschaft
uber 1931 die erforderliche Durchschnitts-größemit

l2 ha und die Höchstzahlder vertretbaren Reu-

siedlungensmit 51370 Stellen angegeben ist. Im

bisherigen Siedlungsergebnis Ostpreußens ist
sie 11 ha.

nDer General-direktor der OstpreußischenHeim-

stvatte,Ernst N-adolny, nannte in seinen Vorträgen,
die er kiirzlich im Rahmen der Hochschulwoche
Ostmark in Braunschweig und Hannover hielt,

diegleichenauch auf die Betriebszählung von 1925

zurückgehendenZahlen. Radolny versuchte auf
diesen statistischen Unterlagen und auf den wirt-

schaftlichen Gegebenheiten aufbauend die auch von

Frhr. von Gayl berührten wirtschaftlichen Pro-

blefme
der Betriebs-form und Betriebsgröße zu ver-

tie en.

Radolny sieht in der Siedlung
kein landwirtschaftliches Problem,
keine Frage der Ernährungswirt-
schaft allein, sondern insbesondere wegen

der strukturellen Erwerbslosigkeit ein »all-

gmein wirtschaftliches Problem, zu

dem er nur folgendes ausführte:
Die Städte Ostelbiens sind mit wenigen Aus-

nahmen Klein- und Mittelstädte. Sie sind schwach
entwickelt und durch Verlust von Kleinindustrie
unld Gewerbe noch weiter geschwächt worden.

Diesen Städten muß man durch Schaffung einer

kaufkräftigen Landwirtschaft helfen. Da außer-

dem die Rot der unter der Erwerbslosigkeit be-

sonders leidenden Großstädte durch Aussiedlung
in gewissem Umfange gemildert wird, so gilt es

bei der deutschen Sie-dlun-g das ostelbische Land

mit deutschen Menschen so dicht zu besiedeln, wie es

die Erwerbsquellen dieses Landes gestatten.

Während die Aufgabe der nur landwirtschaft-

lichen Siedlung in der Vorkriegszeit lediglich da-

hin ging, »aus national-politischen Gründen einen

Teil des Großgrundbesitzesin bäuerliche Familien-
betriebe umzuwandeln, gilt es heute einer möglichst

großen Anzahl von Menschen Lebensraum zu

geben. Zwar ist nicht damit zu rechnen, daß

hunderttausende von Menschen aus dem Westen
nach dem Osten verpflanzt werden können, aber

man muß wenigstens nach einer bevölke-

runsgspolitisch und allgemein-wirt-
schaftlich richtigen Lösung streben. Wenn in

Ostpreußen,das nur 60 Menschen je qkm Gebietg-

fläche zählt, nur Bauern angesiedelt werden soll-
ten, dann könnte kein-e bevölkerungs-politisch rich-
tige Lösung herbeigeführt werden. Beträsgt doch
im benachbarten Polen die Einwohnerzahl 106

bis 110 pro qkm.

Dagegen ist bei der Ueberleitung bisheriger
Gutswirtschaften in gemischte Dorfwirtschaften
nach den -Siedlungser-fahrungen mit einer Ver-

mehrung der Haushaltungen im Verhältnis von

100 zu 240 zu rechnen. Dies ist aber nur der un-

mittelbare Erfolg. Ueber den Rahmen einer Be-
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völkerungsverdoppelung führt die natürliche Kraft-
quelle der Siedlung zu einer Erweiterung der

Erwerbsmöiglichkeiten anderer Wirtschaftszweige
Die Siedler sind nicht nur Produzenten, sondern
auch Konsumenten Ihr Bedarf an Arbeitssgeräten,
Kleidung, Wohnung usw. gibt anderen Menschen
Arbeitsgelegenheit So ist die Siedlung ein Hebel
für die Wirtschaft, der andere Hebel in Bewegung
setzt·

Wenn man aber fragt, »was bei derartiger Be-

fiedelung die Siedler produzieren sollen, so ist
darauf nur zu antworten: nicht das-selbe wie der

Großgrundbesitz,sondern das, was wir heute vom

Auslande einführen. Demnach ist »die landwirt-

schaftliche Veredelungsswirtschaft in einer Art zu

fördern, daß sie der ausländischen Landwirtschaft
gegenüber konkurrenzfähig wird. Man braucht
dabei nicht an Autarkie und Autarkiemaßnahmem
sondern nur an handelspolitissche Schutzmaßnahimen
als Vorübergehende Verteidigungsmittel denken.

Wenn dies die Produktionsaufgaben der neuen

Siedlung sein sollen, so darf man also nicht nur

Großbauernstellen auslegen. kWenn die Siedler-

stellen größer als 40 Morgen sind, so kann der

Sie-dler nicht mehr im Familienbetrieb Verede-

lungswirtschaft sachgemäß betreiben.
Eine andere Möglichkeit sieht Nadolny für die

ostelbische Siedlung in der Nebenberufssiedlung
mit einer Stellengröße von 10 bis 20 Morgen.
Diese Siedlunsg dient vder Deckung des Wohn-
und des eigenen Nahrungsbedarfs. Handwerk-
liche und gewerbliche Arbeit kann zum Haupter-
werb werden. Das Grundstück bleibt aber die

Sicherung für Notzeiten.
Diese Stellen bilden den Uebergang zur Stadt-

randsiedlung im Bereich der Groß-, Mittel- und

Landstädte· Hier gilt es Wirtschaftsheimstätten
zu schaffen, die dem Siedler eine Zusatznahrung
gewähren. Ohne berufsmäßigen Erwerb geht’s
bei der Stadtrandsiedlung nicht. Diese gemischte
Siedlung gerade in Ostdeutschland durch Ansetzung
von Kleinindustrie und -gewerbe stärker als bis-

her in den Vordergrund zu schieben, hält Nadolnn
aus allgemeinwirtschaftlichen Gründen für erfor-
derlich.

Danach verlangt die volkswirtschaftliche Aus-

gestaltung Ider Siedlung einen vorausschauenden
Plan, bei dem Absatz, Verkehr und Bevölkerungs-
verteilung im Besonderen zu berücksichtigensind.

Dabei ist weniger die Wirtschaft des Einzelnen,
als vielmehr der allgemeine Nutzen in den Vorder-

grund zu stellen. Nicht die Aufteilung eines

Gutes durch Ansetzuing einzelner Bauern, sondern
die Schaffung eines sich gegenseitig ergänzenden
Wirtschaftsvorfes ist der Zweck, nicht die Land-

wirtschaft ist die Hauptsache bei der Siedlunsg,
sondern die Verbindung des Menschen mit

dem Land.
Beide Redner bauen demnach ihre Folgerungen

auf der gleichen Grundlage auf, beide Redner

erkennen, wenn auch mit einer Verschiedenheit
im Grade, die Bedeutung und die Möglichkeiten
des Nebenerwerbes bei der Siedlung an. Ihre
Ausführungen sollten für die Wissenschaft eine

wirksame Anregung sein, durch Einzelunterfuchun-
gen für die verschiedenen Siedlungsgebiete Ost-
deutsschlands die wirtschaftswissenschiaftlichen Grund-

lagen für die volkswirtschaftlich beste Besiedlung
zu schaffen-

Finanzierung der Ofthilfe,
Siedlung und Arbeitsbeskhaffung

Der soeben vorgelegte Geschäftsbericht der
Bank für deutsche Industrie-Obligationen für
das 8., am 31. März 1932 abgelaufene Geschäfts-
jahr gibt einen umfassenden Ueberblick über den

gegenwärtigen Stand der ostdeutschen Agrar-
entschuldung.

Der Bank ist nach den Bestimmungen des Ost-
hilfegesetzses zusammen mit den Landstellen und
dem Reichskommissariat für die Osthilfe die Durch-
führung der Entschuldung übertragen. Das Ziel
dieser individuellen Entschsuldung war vor allem
die Umwandlung kurzfriftiger Wechsel- und hoch-
verzinslicher Kontokorrentschulden in langfristige,
niedrig verzinsliche Tilgungsdsarlehen Die end-

gültig-e Sanierung »der deutschen Landwirtschaft
ist nach wohl feststehender und auch von der Jn-

dustriebank vertretener Ansicht mit dieser Art der

individuellen Entschuldung nicht zu erreichen. Die

Industriebank hält darüber hinaus für erforder-
lich, »die Abstellung anderer wesentlicher Män-
gel, wie vor allem die Zurückführung der laufen-
den Zinsen auf ein erträgliches Maß, die An-

passung der Betriebsunkosten an den Zwang der

Rentabilität, die Beseitigung der durch die Ueber-

investitionen entstandenen Nachteile, den Ans-

sgleichverlustbringender Preise u. a. m.«

Das Osthilfesgesetz veranschlagte den Bedarf
für die Durchführung der Entschuldung auf rd.
850 Mill. RM. Das Hauptkontingent dieser
Gelder sollte die Industriebank aus den Aufbrin-
gungsmitteln zur Verfügung stellen, während
das Reich sich mit sogenannten Betriebssicherungs-
snitteln beteiligte. Die Industriebank begann ihre
praktisch-e Tätigkeit unter gleichzeitiger Ueber-

nahme der von der Deutschen Rentenbank-Kredit-

anstalt und der Preußenkasse gemäß der Verord-

nung des Reichspräsidenten vom 26. Juli 1930 be-
reits in Angriff genommenen landwirtschaftlichen
Entschuldungsarbeiten. Es gelang der Bank, die
im Osthilfe- und Industriebankgesetz vorgesehene
Finanzierung im wesentlichen unter Inanspruch-
nahme eines 20-Mill.-Kr-edits von der Deutschen
Rentenbank-Kreditanstalt und der Aufbringungs-
nmlage von 1931 in Höhe von 45 Mill. Mark

durchzuführen Infolge der Schwierigkeiten des

öffentlichen Hiaushalts und des privaten Geld-
marktes mußte aber im Weg-e der Entschuldungs-
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oerordnung vom 6. Februar 1932 eine neue Fi-

nanzierungsgrundlasge geschaffen werden. Auch bei

dieser steht die Asufbringungsumlage noch immer

im Mittelpunkt der Finanzierung. Das entschei-
dende Neue ist aber die Tatsache, »daßdie im Ost-
hiIfegesetz nur ausnahmsweise vorgesehene Form
der unbaren Entschuldung zum Grundsatz erhoben
worden ist. Der Beidarf an Entschuldungsmitteln
ist in der Entschuldunsgsverordnung auf 600 Mill.
Mark veranschlagt. Die Deutsche Nentenbank ist
zur Ausgabe Von 41X3prozentigen Schuldverskhrei-
bllngelh den sogenannten Osthilfe--Entskhuldungs-
briefen, bis zum Gesamtbetrag von 500 Mill.
Mark berechtigt Zur Verzinsung und Einlösung
dieser Osthilfebriefse wird die Jndustriebank in

den Nechnungsjahren 1933 bis 1936 aus den Ein-

gängen der Aufbringunsg je 80 Mill. Mark zur

Verfügung stellen. Von dem fehlenden Entschul-
dungsbedarf in Höhe von 100 Mill. Mark bar hat
die Bank die Bereitstellung von weiteren 70 Mill.

Mark in bar übernommen, sofern die Aufbrin-
gungsumlage in der zugesicherten Höhe eingehen
wir-d. Außerdem werden zur Deckung der Schuld-
verschreibungen der für die Nentenbank nicht mehr
in Anspruch genommene freie Teil der Renten-

biankgrundschuliden und die auf dem Namen der

Industriebank einzutragenden Entschuldungshypo-
theken herangezogen Bis zum Jahre 1938 sollen
alle Entschuldungsbriefe eingelöst sein. Ein beson-
deres Agrarschutzgeisetzin Gestalt der bekannten

Sicherungsverorsdnung vom 17. November 1931

mußte außerdem erlassen werden, um »durchGe-

währung einer Atempause einen Zussammenbruch
der ostsdeutschen Landwirtschaft und damit einer

schweren Schädigung der Gesamtwirtschast vorzu-

beugen«.
Augenblicklich befinden sich nach dem neuesten

Bericht der ,,Lanid»wirtschaftlichenWochenschaus
38 000 Betriebe im Sicherungsverfahren. Bei

14 500 ist die Durchführung des Verfahrens ab-

gelehnt worden.

—
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Der Stand der Arbeit-en an der landwirtschaft-
lichen Entschuldung ergibt sich für den 31. März
1932 aus der vorstehenden, dem Geschäftsberichtder
Industriebank entnommenen Gegenüberstellung

Von den bewilligten Darlehen sind insgesamt
bereits 2903 im Betrage von 30 624 240 NM.
ausgezahlt worden. Außerdem wurde 1 Mill.
Goldmark für Entschuldungsdarlehen auf Grund
der alten Ostpreußenhilfeausgezahlt

Wie sich die weitere Finanziierung der Osthilfe
tdurchführen lasse-n wird, ist ungewiß und nicht
allein von der wirtschaftlichen, sondern vorwiegend
von der politisch-en Entwicklung abhängig.

Fiir die weitere Finanzierung der Siedlung ist
eine gewisse Grundlage geschaffen. In dem vom

Neichsrat verabschiedeten, von der Neichsregie-
rung dann durch Notverorsdnung in Kraft gesetz-
ten Neichshaushalt ist für die Förderung der

landwirtschaftlichen Siedlung eine

Viirgschaftsübernahme des Neiches in Höhe von

150 Millionen Mark vorgesehen.
Der Höchstbetrag für die Uebernsahme von

Biirgschaften zugunsten des K l e i n w o h n un g s-

baues wird fiir 1932 auf 250 Millionen fest-
gestellt; außerdem sind 100 Mill. Mark für Jn-

stanidsetzungsarbeiten an Wohngebäuden fest-
gesetzt.

In der vorstädtischen Kleinsiedlung
wer-den außer den bisher vorgesehenen 48 Mil-
lionen NM. noch 25 Mill. NM. im zweiten Bau-

abskhnitt zur Verteilung gestellt. Für den L and -

arbeitswohnungsban sincd aus den Mit-

teln der wertschaffenden Arbeitsslosenfürsorge
5 Mill. N"M. zur Vergrößerung Landbeigabe und

evtl. Erweiterung der Stellen bereitgestellt. Die

Errichtung neuer Stellen aus diesen Mitteln ist
nicht vorgesehen.

Bei der ländlichen Siedlung dürfte unabhängig
von der politischen Entwicklung in jedem Falte
mit einer Belebung zu rechnen sein, da nach den

neuesten Pressenachrichten von der Neichsregie-
rnng die Errichtung einer Treuhandstelle zum Er-

werb verschuldeter Güter in der Zwangsversteige-
rang beabsichtigt ist· In unmittelbarem Zusam-
menhang damit soll auch eine Aenderung des bis-

her komplizierten Siedlungsverfahrens erfolgen·
Ueber die Finanzierung der Arbeitsbeschaffnng

gibt der Geschäftsbericht der Deutschen Gesellschaft
für öffentliche Arbeiten für 1931J32 einige An-

haltspunkte Das Institut wird aus eigenen
Mitteln für diese Zwecke 30 bis 35 Mill. Mark

zur Verfügung stellen. Diese Summe ist nach den

voraussichtlichen Einnahmen des Geschäftsjahres
1931X32 unter Abzug beträchtlich-erReserven be-

messen wor1den. Zu diesen Mitteln treten die

Mittel, die bestimmungsgemäß von der Reichsw-
stalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-
nnterstützung entsprechend ihrer Entlastung ge-

geben werden. Die Deutsche Gesellschaft für öffent-
liche Arbeiten rechnet damit, daß unter Einschluss
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ihrer eigenen Mittel rd. 50 Mill. Msark für Not-

standsarbeiten im nächstenNekhnungsjahr verfüg-
bar sein werd-en.

Das Institut soll bei der Arbeitsbeschaffung
gemäß dem Programm der Reichsregierung noch
insofern wirksam werden, als es jeder Durchfüh-
rung dieses Programms sein Akzept zur Ver-

fügung stellt. Die Gesellschaft wird als relativ

gut leistungsfähig bezeichnet. Ihr D«arlehns-
bestand hat sich mit dem 31. März 1932 unter Be-

rücksichtigung von Darlehnsforderungen, die das

Neich im Geschäftsjahr neu eingebracht hat und

der Nückzahlungen von neuen Darlehen von

387 Mill. Mark auf 416 Mill· erhöht.
Die Inanspruchnahme der ausländischen Kredit-

märkte hält die Industriebank für aussichtslos.
Doch nach dieser Richtung kann ein Wandel ein-

treten, sobald auf dem ausländischen Kapitalmarkt
sich wiederum Vertrauen zu einer Asufwärtsent-
wicklung der volkswirtschaftlichen und der Gesamt-
wirtschsaft bildet. Wir hoffen, daß der Vertrag von

Lausanne sich auf die weltwirtschaftliche Verhun-

denheit der deutschen Wirtschaft beruhigend und

fördernd auswirkt unsd zu dieser unentbehrlichen
Vertrauensbildung führt.

Der 2. Bauabfchnitt
der vorstädtiskhen Kleinfiedlung

Der Neichskommsissar für die vorstädtischeKlein-

siedlung hat am 1. Iuli 1932 die Richtlinien für
den 2. Bauabschnitt der vorstädtischen Kleinsied-
lung und Bereitstellung von Kleingärten für Er-

werbslose erlassen, deren wichtigsten Bestimmun-
gen wir schon in Heft 9, S. 355 inhaltlich bekannt-

gaben und würdigten Die vergangenen Wochen

sind dazu ausgenutzt worden, um den schon seit
zwei Monaten vorliegenden Entwurf der Nicht-
linien unter möglichster Ausnutzung der bei der

bisherigen Arbeit gewonnenen Erfahrung und

unter tunlichster Berücksichtigung der Wünsche der

als Träger der praktischen Arbeiten in Frage
kommenden Gemeinden, Gemeindeversbände und

Gemeinnütziigen Siedlungsunternehsmen in der

endgültigen Fassung festzulegen.
Die Erleichterungen gegenüber den bisherigen

Vorschriften für den I. Bauabschnitt betreffen in

der Hauptsache die finanziellen Verpflichtungen
der Länder, Gemeinden und Gemeinideverbänlde

und die Ein-scha-ltung von Einzelsiedlern und Sied-

ler-gemeinssch-aften.
Der Neichskoimmissar hebt in seinen san die

Presse gerichteten Erklärungen u. a. noch folgende
Einzelheiten hervor:

1. Erleichterung der finanziellen Verpflichtungen
der Gemeinden und Gemeinsdeverbände:

An die Stelle der bisher verlangten Bürgischaft
für das Darlehen im Falle der Uebertragung der

Trägerschaft auf ein gemeinnütziges Wohnungs-
oder Siedlungsunternehmen tritt in Zukunft nur

eine Gewährleistung für die Durchführung nnd

Fertigstellung des Siedliungsvorhabens nach Maß-
gabe der genehmigten Pläne sowie für die ord-

nungsmäßige Verwendung und dingliche Sicher-
stellung des Neichsdarlehens Auf diese Gewähr-
leistung kann jedoch auf Antrag verzichtet wer-

den, wenn das zum Träger bestimmte gemein-
nützige Wohnungs- oder Siedlungsunternehmen
nach der Erklärung der zuständigenLandesbehörde
die erforderliche bautechnische und finanzielle Zu-
verlässigkeit für die Erfüllung der übernommenen

Verpflichtungen bietet.

2. Einfchaltung der Einzelsiedler und Siedler-

gemeinschiaften
Die Einbeziehung der Einzelsiedler und rechts-
fähigen Siddlergemeinschaften erfolgt durch Er-

mächtigung der Träger (Gemeinden und Ge-

meindeverbände oder gemeinnützige Siedlungs-
unterneshmungen), das ihnen gewährte Reichs-
darslehen, soweit sie die Siedlungsvorhaben nicht
selbst durchführen wollen, an Einzelsiedler oider

rechtsfähige Siedlergemeinschaften, die bereits

iiber den erforderlichen Grund und Boden ver-

fügen, weiterzugeben ; Voraussetzung für diese Er-

mächtigung ist auch hier die Ilebernahme der Ge-

währ für die Durchführung und Fertigstellung
des Siedlungsvorhabens und die ordnungsmäßige
Verwendung und dingliche Sicherstellung des

Reichsdarlehens und die Uebernahme der Ver-

pflichtung zugunsten der Deutschen Bau- und

Bodenbiank

3. Baukostenhöchstbetrasg:
Dem von verschiedenen Seiten geäußerten

Wunsche auf Erhöhung des Baukostenhöchstbetra-
ges von 3000 NM konnte nicht entsprochen wer-

den, da die bisherigen Erfahrungen gezeigt haben,
daß es in Anbetracht der inzwischen eingetretenen
Senkung der Preise für Baumaterialien und Bau-

arbeiterlöhne möglich ist, im Rahmen dieses
Höchstbetrages ein Haus zu errichten, das nach
Bauart, Nausmzahl und Riaumgröße durchaus dem

Wohnbedürfnis der in Frage kommenden Siedler-

kreise entspricht. Wo dies nicht in vollem Um-

fange gelungen ist, wir-d es Aufgabe des Trägers
sein, durch Verbesserung der Organisation der Ar-

beit und größtmöglichsteEinsparung bei der Be-

schaffung der Bau-materisalien die jetzigen Mängel
zu beseitigen und insbesondere den Wohnraum
zu vergrößern. Die für den ersten Bauabschnitt
genehmigten Baupläne werden daher allgemein
ans Grund der bisherigen Erfahrungen einer

Nachprüfung unterzogen und vor allem den er-

höhten Mindestraumgrößen der neuen Verfah-
rensvorskhriften angepaßt werden müssen.

4. Besondere Vorteile für kinderreiche Siedler.

Die Unterbringung kinderreicher Familien stieß
infolge ihres erhöhten Naumbedürfnisses bisher
vielerorts auf Schwierigkeiten. Zu ihrer Be-

hebusnsg sehen die neuen Nichtlinien für Siedler
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mit 4 und mehr Kindern einen Baukostenzuschuß
von 120 NM anstelle des bisherigen Mietzuschufses
für die ersten 3 Jahre von je 40 NM und für
Siedler mit 6 und mehr Kindern daneben eine

Erhöhung der Baukosten auf 3500 NM und die

Gewährung eines zwsätzlichenNeichsdarlehens bis

zu 500 NM vor ; Bedingung für letzteres ist selbst-
verständlich eine entsprechende Vergrößerung des

betreffenden Bauvorhiabens
5. Dezentralisierung des Verfahrens.

Die bisher beim Neichskommissar zentralifierte
Prüfung der Siedlungspläne ist für den zweiten
Bau-abschnittden Landeszentralbehördenoder den
von Ihnen zu bestimmenden Stellen übertragen
worden, die über die von den Trägern einzuwi-
chenden Anträgen, soweit sie den neuen Nicht-
linien und Verfahrensvorschriften entsprechen,
selbständig zu entscheiden haben. Lediglich die

formale Bewilligung des Reichsdarlehens wird

auch in Zukunft durch den Reichs-kiommissarbezw.
nach dem 1. August durch den Reichsarbeits-
minister erfolgen, um nicht durch eine Kontingent-
verteilung Mittel unnötig brachliegen zu lassen.
Durch diese Dezentralisierung des Verfahrens soll
zugleich die bevorstehende Ueber-leitung der Ge-

schäfte auf das Neichsarbeitsministerium vorbe-

reitet werden.

6. Bereitstellung von Kleingärtem

Auch für die Bereitstellung von Klein-gärten

sind neue Mittel eingestellt worden, mit deren

Hilfe die gesamte Bedarfsansmelsdung der Gemein-

den und Gemeindeverbände befriedigt werden

kann.

7. Umfang des 11. Bauabschnittes:
Bei einer entsprechenden Beschleunigung der

Arbeit bei allen bei der Durchführung beteiligten
Behörden wir-d es möglich sein, auch den zweiten
Bauabschnitt noch in diesem Jahre zur Durchfüh-

rung zu bringen und damit die Vorteile des

Siedlungswerkes weiteren 8000 Kleinsiesdlern und

30 000 Kleingärtnern zugute kommen zu lassen,
nachdem mit den Mitteln des ersten Basuabschnit-
tes rd. 18 000 vorstädtischeKleinsiedlungen und

rd. 52 000 Kleingärten gefördert wer-den konnten. s

Der Neichskommissar stellt außerdem in Aus-

sicht, daß die für den 11. Bauabschnitt in Frage
kommenden Gemeinden bis zum 10. Juli einen

Vorbescheid über die Fülle der ihnen zugeteilten
Mittel erhalten. Mit Rücksichtauf die fortgeschrit-
ten-e Jahreszeit können aber nur folche Siedlungs-

Vorhaben berücksichtigtwerden, die für die Land-

beschaffung und damit die alsbaldige Aufnahme
der Arbeiten gesichert ist.

» .

Da der voraussichtliche Inhalt der Nichtlimen
schon seit vielen Wochen bekannt ist, dürften die

Vorabeiten im allgemeinen schon so weit sein, daß
die Anträge auf Bereitstellung der Mittel von den

Trägern alsbald eingereicht werden können.
.

Die Bedenken, die gegen die früheren Nicht-
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linien erhoben werden mußten1), sind in den
neuen Nichtlinien und Versahrensvorschriften in

entscheidenden Punkten beseitigt. Hier soll nur

die neue siedlungspolitissche Linie des 11. Bauab-

schnitts besonders hervorgehoben werden. Nach
A«.l.l 1 des Begleiterlasses soll den Siedlern »durch
die zu errichtende Stelle ein Eigenheim geschaffen
und die Möglichkeit der gärtnerischen Selbstver-
sorgung gegeben werden. Jedoch dürfen am Nand
der Großstadt in dicht bevölkerten Industriegebie-
ten keine Menschen seßhaft gemacht werden, welche
die wirtschaftlichen Beziehungen zu diesen dau-
ernd verloren haben und andernfalls wieder aus
das flache Land zurückwandern würden, um sich
dort mit Hilfe ihrer verwandtschaftlichen oder

wirtschaftlichen Beziehungen eine neue Lebens-

grundlage zu schaffen.«
Das Siedlungsgelände soll so gelegen fein, daß
Arbeitsstätten, Schulen und öffentliche Anstalten
leicht zu erreichen sind. Die Verbindung mit dem
Arbeitsmarkt foll demnach möglichst eng gestaltet
werden. Die Stellengröße soll so gewählt werden,
daß der Ertrag des Gartens, defsen Bodengüte für
die Gartenkultur ausreichen muß, bei intensiver
Bewirtschaftung zur Selbstverisorgung ausreichen
muß. Für Pachtland soll gesorgt werden. Da es

auch Darlehen für Einzelsiedler gibt, sollen Han-
del- und Gewerbetreibende und Angehörige der

freien Berufe mit berücksichtigtwerden. Reichs-
darlehen dürfen für diese Zwecke aber nur ver-

wendet werden, wenn es sich um die Ansiedlung
von Erwerbslosen handelt. Wesentlich ist hierbei,
daß im allgemeinen unter Ausnutzung der

Schrebergärten die Siedlungswiinsche aller derer

berücksichtigtwerden können, die bereits das er-

forderliche Gelände zum Bau einer Stelle besitzen
oder über die zum Bau des Hauses erforderlichen
Mittel verfügen. Dies sind gerade die Personen,
die in erster Linie die für den landwirtschaftlichen
Erfolg der Siedlung unerläßliche Eignung be-

sitzen.
Die Richtlinien in ihrer Gesamtheit sind daher,

nicht zuletzt aus den bereits in Heft 9 S. 356 her-
vorgehobenen Gedanken der Förderung der

»Landstadt«, als eine weitgehende Verbesserung
des bisherigen Zustandes zu begrüßen. Zwar
kann die Stadtrandsiedlung den völlig Erwerbs-

losssenimsmer noch keine Hilfe, sondern nur eine

Erleichterung bringen. Mehr kann sie jedoch dem

Kurz-schichtenarbeiter nutzen, der den größten Teil

seines Einkommens aus Lohnarbeit bezieht. Nach
einer von Dr. G. Laubheimer im VMBL Sp. 429 f.
unid Sp. 475f. veröffentlichten Untersuchung ist
nämlich mit einem Arbeitsaufwand von rd. 1000

Stunden unter Berücksichtigungaller Einzelheiten
durch eine übliche, gemäß den Nichtlinien des

Neichskommissars geschaffenen Selbstversorger-

1) Vergl. Siedlung und Wirtschat et 2, S. 69
und Heft 4, S. 117 f.
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siedlung (Düngerbedarf, Wasserbedarf, Elektrizi-
tätsverbrauch, Wohnhaus und Stall, Eemüse-
garten und Obstgarten) Z des Arbeitseinkom-
mens von 2000 NM ersetzbar. Eine Kürzung der

Arbeitszeit und des Lohneinkommens um Z wäre

daher bei diesen Nansdsiesdlern ohne Schmälerung
ihres Eefamteinkommens zu rechtfertigen.

Dr. F. N.

Besprechungen
Arbeitsdienst —- Heeresdienst2 Von Eugen N o -

sto ck, Verlag Eugen Diederichs, Jena.

Das Buch sucht den Gedanken des freiwilligen
Arbeitsdienstes in seinen tieferen Wurzeln zu er-

fassen und ihm aus den dabei gewonnenen Er-

kenntnissen heraus seinen richtigen Platz im heu-
tigen Lebensprozeß unseres Volkes anzuweisen.
Aus dieser Einstellung heraus wird zunächst ver-

sucht, die bestehende Erwerbslosigkeit als eine not-

wendige Folge unserer heutigen Wirtschaftsord-
nung festzustellen. Ihre tiefere Ursache sieht der

Verfasser in der Loslösung des Kapitals vom

Boden, die zur Heimatslosigkeit der Arbeit geführt
hat und den Menschen entwertet. Dem stellt er

gegenüber, daß die Entwicklung seit dem Kriege
sichtlich zu einer Mobilisierung des ganzen Volkes

führen muß, um es geschmeidig und widerstands-
fähig gegen die großen Schwierigkeiten zu machen,
denen wir uns gegenüber sehen.

Das Beispiel Bulgariens mit seiner Dienst-
pflicht wird als auf völlig anderen kulturellen

Voraussetzungen beruhend abgelehnt. Abgelehnt
wird die Anschauung des Wohltäters, der »dem
armen Teufel« von Arbeitslosen helfen will,
ebenso die der Vertreter der gesetzlichen Arbeits-

dienstpflicht, die entweder wirtschaftliche Erfolge
anstreben, oder einen Ersatz für das alte Heer.
Der Verfasser strebt demgegeniiber nach einer

»neu-en Art volkhafter Daseinsform«, in der der

freiwillige Arbeitsdienst die Lücke auszufüllen be-

stimmt ist, die jedem droht, der heute durch Ent-

lafsung von seiner Stelle aus dem Arbeitsprozeß
ausgeschieden wird, ohne die Möglichkeit zu haben,
im Anschluß daran an einer anderen Stelle wieder

eingefügt zu werden. So wird der freiwillige Ar-

beitsdienst zum Mittel der Umstellung, die notge-
drungen jedem einzelnen aufgezwungen wird, zu
einem wichtigen Faktor des Niegenerationsproszesses,
den jedes Volk zu seiner Eesunderhaltung braucht.
»Die Fähigkeit, freiwillig zu dienen und den Dienst
sinnvoll zu leiten, macht die Kraft eines Volkes
aus.«

Allen denen, die sich mit der noch reichlich unge-
klärten Frage des freiwilligen Arbeitsdienstes und

seiner inneren Berechtigung ein-gehender beschäfti-
gen wollen, wird das Buch starke Anregungen
bringen. Schlemm.

Die wirtschaftliche und geistige Struktur eines

Siedlungsdorfes. Ein-e Untersuchung des

Volkshochschulheims Tempelhof unter Leitung
von Günter Krolzig. Berichte über

Landwirtschaft Neue Folge 55. Son-derheft.

Verlag: P. Parey, Berlin 1932. 70 Sei-
ten. Preis NM 4,80.

Die Siedlung P o l t n i tz ist für den Versuch, die

wirtschaftlich-e und soziale Struktur eines Sied-
lungsdorfes zu erforschen, glücklich gewählt. Es

handelt sich hier um eine der jungen Primitiv-
oder Aufstiegsiedlun-gen, die in Mecklenburg be-
reits in Suckwitz, Schlossin, Klein-Schwielow,
Klein-Belitz mit Erfolg durchgeführt sind. Durch
weitgehende Verwertung der Gutsgebäude, durch
stärksteEinschränkung des Wohnraums, durch Ver-

billigung des notwendigen Baumaterials und

nicht zuletzt durch die tatkräftige Mitarbeit der
Siedler beim Aufbau der Siedlung ist bei der

Aufstiegssiedlung eine wesentliche Vereinfachung
und Verbilligung erreicht worden. Auch die Er-

forschung dieser Siedlung in soziolosgischer Hin-
sicht bietet besondere Reize. Poltnitz ist asls
eine der ersten deutschen Gruppensiedlungen durch-
geführt, bei der die Auswahl der Siedler von

vornherein nach dem Gesichtspunkt erfolgt ist, die

Bildung einer wirklichen Dorfgemeinschaft zu er-

möglichen.
Das Volkshochschulheim hat zur Lösung der sich

gestellten Aufgaben Methoden angewandt (Ab-
schnitt 1), die »der Siedlungsforschung neue Wege
weisen. 3 Dozenten und 12 Schüler des Volks-

hochschulheims fahren zu einem 14tägigen Auf-
enthalt auf die Siedlung. Jeder wird hier einer

Siedlerfamilie zuerteilt und ordnet sich dem Le-
bens- und Arbeitsprozeß dieser Familie ein. Die

Aufzeichnungen der Teilnehmer über ihre auf die-

sem Wege gewonnenen Erfahrungen werden spä-
terhin kritisch gewertet und sind gemeinschaftlich
zu der vorliegenden Schrift verarbeitet, die durch
ihren einheitlichen, gefälligen Stil und geschlosse-
nen Aufbau den überragenden Einfluß Günter
Krolzigs verrät.

Das Problem ist vielleicht, wie sich aus den

Ausführungen über die wirtschaftlichen Verhält-
nisse (Aibschnitt 11) und die Arbeitsmethoden des
Siedlerbetriebes (Abschnitt II1) ergibt, wie diese
Methode planvoll dahin aus-gebaut werden kann,
daß sie auch in betriebswissenschaftlicherHinsicht
wertvolle Erkenntnisse sichert. Bei der vorliegen-
den Untersuchung müssen die in volkswirtschaft-
licher Hinsicht wichtigen Angaben notwendig auf
allgemeine und nicht überraschendeFeststellungen
beschränktbleiben, wie z. B., daß auch in der Sied-

lung Poltnitz der Absatz ungenügend organisiert
ist, exakte Preiskalkulationen und voraussch·au-
ende Marktorientierung kaum zu finden find usw.
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Die Stärke der Untersuchung liegt denn auch
nicht auf wirtschaftlichem, sondern aus
allgemein kulturellem, soziologischem und pädago-
gischem Gebiet. Das geht noch deutlicher als in

den ersten Abschnitten aus den Ausführungen
über die Siedlerfamilie (A-bschnitt IV), die kul-
turelle Struktur der Siedlung (Abschnitt V), die

Beziehungen der Siedler zum öffentlichen Leben

(Abschnitt VI) und der Zeichnung ihrer Arbeitg-
und Wirtschaftsgesinnung (Abschnitt V1I) hervor.
Wer allerdings Land und Leute kennt, fühlt, daß
das mit scharfer Beobachtungsgabe »und ehrlichem
Forscherwillen gezeichnete Bild zu tief das per-
sönlichsteLeben der Siedler streift. Der verschlos-
sene, schwer zugängliche Hannoveraner (13 der

Siedlerfamilien stammen aus Hannover) und der

stolze wortkarge mecklenburger Bauer verzeihen
solche Preisgebung ihrer persönlichen Lebens-

gestaltung schwer. Jedenfalls muß bei zukünftigen
Untersuchungen vermieden werden, daß die durch
den Aufenthalt auf der Siedlung angebahnte Ver-

ständigung von Stadt und Land später durch zu
weit gehende Wiedergabe der Einzelheiten bei Ge-

staltung des Stoffes gefährdet wird. Alles in

allem verdient die Untersuchung Anerkennung
und die Vorschläge über die Aufgaben der Sied-

lungsgestaltung (Abschnitt V»I1I),die teils die Zu-
sammenfassung der Siedlergruppe, teils die land-

wirtschaftliche fachliche Schulung der Siedler und

die zielbewußteBeeinflussung des geistigen Lebens

der Siedlung betreffen, können warm befürwortet
werden. Dr. Kasten.

Bodenresorm und Landwirtschaft Von der Zins-
knechtschast und ihrer Ueberwindung. Von

Adolf Damaschke, Berlin 1932. Neimar

Hobbing. Preis 1 NM·

Soll das Landvolk der Gesundbrunnen des deut-

schen Volkes bleiben und seine Ernährung sicher-
stellen können, so bedarf es dazu eines gesicherten
Besitzes Der Verfasser zeigt, wie im Zug der

Agrarreform durch Aufhebung der Stein’schen Be-

leihungsgrenze und vor allem durch die frühere

Vorzugsstellung der Nittergüter auf dem Kredit-

markt alteingesessene Bauern in großer Zahl
ihren Besitz verloren. Beim Großgrundbeisitz
herrscht aber nicht die starke Schollenverbundenheit
des Bauern, er sieht vielmehr im Landgutein ge-
fchäftlichesUnternehmen und ist häufiggeneigt,

sich von ihm zu trennen, sobald finanzielle Vor-

teile dabei hersausspringen So wurde der Boden

mehr und mehr zur Ware. — Durch den spekula-
tiven Güterumschlag waren bereits vor dem

Krieg in weiten Bezirken Deutschlands die»Boden-
preise über die wirtschaftlich tragbare Hohehin-
aus gestiegen. Die Verschuldung erfolgte immer

seltener zum Zweck der Verbesserung des Grund-

stücks, viel häufiger zu völlig betriebssremden
Zwecken, und hatte ein-e ständige Not vieler Land-
wirte zur Folge. Von 1925 bis 1930 hatte sich

die deutsche Landwirtschaft bereits wieder in Höhe
von 12 Milliarden verschuldet, indem sie falsch in-
vestierte oder Wirtschaftsverluste in Resalkredite
umwandelte. Das hatte größte Verzweiflung des
Landvolks und eine Lawine von Zwangsverstei-
gerungen herbeigeführt — Die mit der Osthilfe
verbundene Zinssenkung konnte die Rentabilität
der Landwirtschaft nicht wieder herstellen. Jhre
Bodenpreis steigern-de Wirkung steht aber einer
Eesundung der Landwirtschaft sim Wege.

Hieraus ergibt sich notwendig, daß die Verschul-
dung ein-es Grundstücks über die aus dem Wirt-
schaftserfolg tragbare Zinslast hinaus auf alle
Fälle verhindert werden muß. Damaschke
sieht in einem Bodenrecht, wie es für die Heim-
stätte und Wirtschaftsheimstätte besteht, einen

Weg zu diesem Ziel. Es scheint allerdings frag-
lich, ob ein hinreichender Erfolg sich erzielen läßt,
wenn man eine solche Maßnahme auf die reine

Familienwirtschaft beschränkt. Zweifellos aber ist
es von größtem Wert, daß diese heut-e so bren-
nende Frage von solch einflußreicher Stelle zur
Debatte gestellt worden ist. Dr. Br.

Beiträge zur Förderung der Landeskultur, Heft 5,
Herausgeber: Deutsche Bodenkultur-Aktien-

gesellschaft, Berlin W 10, Margarethenstr. 8.

Das 5. Heft der obigen Schriftenreihe behan-
delt wieder eine Anzahl von aktuellen Problemen
der Landeskultur. In seinem Aufsatz »Quo vadis,
Borussia?« weist Ministerialrat Dr. Herr dar-

auif hin, daß »die Aufhebung der Kulturbauämter

nur zu einer sehr geringen Ersparnis für den

preußischensStaatshaushalt führen könne, da der

überwiegende Teil ihres Personals aus Beamten

bestehe. Eine Uebertragung ihrer Aufgaben an

dsie Provinzen werde keinen erheblichen finan-
ziellen Gewinn bringen, sie werde aber die Ein-

heitlichkeit in der Behandlung der Meliorations-

aufsgaben gefährden. Besonders auf dem Gebiet

der Wasserwirtschaft ergeben »sichaus dem Fehlen
einer zentralen Leitung große Nachteile. Die

Aufsätze von Min.-Nat Dr. Hilleb r andt und

Obserreg.- und -baurat Dr. Schroeder behan-
deln die Frage »Meliorationen und Notverord-

nung« und »Sind Meliorationen heute noch wirt-

schaftlich?« Auch hier wird die Aufhebung der
Kulturbauämter als folgenschwerer Eingriff in
das Meliorationswesen bezeichnet. Jn der neue-

sten Osthilfenotverordnung ist für die Erhaltung
der bestehenden Meliorationseinrichtungen Sorge
getragen und die Fortführung angefangener
Werke im Rahmen des Möglichen gesichert. Der

freiwillige Arbeitsdienst hat im Meliorations-
wesen sein hauptsächlichstesArbeitsgebiet gefun-
den. — Auch heute sind noch zahlreiche Meliora-
tionen privatwirtschaftlich lohnend. Am häufig-
sten die Ackerdränungen. Vorzuziiehen sind heute
überhaupt Meliorationsanlagen, die nur die Ko-

sten der Herstellung, nicht aber solche für Unter-
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haltung und Ausnutzung mit sich bringen. Kleine

Anlagen und solche, die schrittweises Vorgehen er-

lauben, sind auch heute noch durchaus möglich.Wie
Min.-Dir. Dr. Zschucke in »Meliorationen als

Arbeitslosenhilfe« berichtet, sind Meliorationen

für die Belebung des Arbeitsmarktes besonders
geeignet, da sie bei ihren geringen Ansprüchen an

Maschineneinsatz und Materialkosten in der Haupt-
sache aus Arbeitsbedarf bestehen und vielen Men-

schen Arbeit geben. Für die Arbeitslosenhilfe
sind jedoch nur diejenigen Meliorationen von Be-

deutung, die zusätzlich in Angriff genommen wer-

den. Die hierfür zur Verfügung stehenden Reichs-
mittel werden durch die Deutsche Bo-den-kultur-Ak-

tiengesellschaft und durch die Deutsche Gesellschaft
für öffentliche Arbeiten vergeben. Hsinzukommen
noch Mittel der Reichsanstalt für Arbeitsvermitt-

lung und Arbeitslosenversicherung sowie der freie
Kapitalmsarkt Ueber die Förderung des Melio-

rationswesens durch die preußischen Provinzen,
über die Rechtsstellung der Umlegungs-Beteilig-
ten-ge«s-amtheitenin Preußen sowie über Goethe’s
Stellung zur Landeskultur ist des weiteren die
Rede. Neben einem Aufsatz über die Förderung
der Meliorationen im Freistaat Sachsen verdient
der Artikel: »Die Kultivierung und Besiedlung
des Emslandes« besondere Beachtung. Den Schluß
bildet eine Sonderveröffentlichung der Preuß.
Hauptlandwirtschaftskammer über die Folgerin-
richtungen von landw. Meliorationen svon A. F ö -

disch und E. Barocka. — Jm ganzen find die

Aufsätze geeignet, dem Leser eine gute Einführung
in die aktuellen Fragen des Meliorationswesens
zu vermitteln. Dr. Br.

Die zweckmäßigenBetriebsgrößen in der deutsch-en
Weichselniederung. Von Dr. Otto sB rock,
Diplomlandwirt. Berichte über Landwirt-

schaft, Neue Folge, 59. Son.derheft, Berlin
1932.

In einer Zeit, in der mit Hilfe der Siedlung
im großen Umfang planmäßig neue landw. Be-
triebe geschaffen werden, ist es von grundlegender
Bedeutung, Unterlagen dafür zu gewinnen, in wel-

cher Größe diese Betriebe ausgelegt werden müs-
sen, um ihnen am meisten Aussicht auf eine ge-

sunde wirtschaftliche Entwicklung zu geben. Die

Untersuchung der Frage der optimalen Betriebs-

größe nimmt deshalb in den Arbeiten des Deut-

schen Forschungsinstituts für Agrar- und Sied-

lungswesen einen breiten Raum ein, und es lie-

gen bereits eine Reihe fertiger Abhandlungen
aus diesem Gebiet vor; so für das Fürst-entum
Osnabrück, die holsteinischen Elbmarschen, das

schleswigscheGrenzgebiet und für Thüringen (je-
weils als Soniderhefte in den Ber. üb. de.).
Die iArbeit Brock gewinnt deshalb besonderes
Interesse, weil sie diese Frage für einen Teil Ost-
preußens, des heute wichtigsten deutschen Sied-

lungsgebietes, untersucht. Das Untersuchungs-

gebiet der Marienwerderer Niederung weist auf
verhältnismäßig engem Raum erhebliche Unter-

schiede in den für die Betriebsform und Betriebs-

größe der Landwirtschaft maßgebenden Faktoren
auf und bietet so eine hervorragende Gelegenheit,
deren Wirkungsweise klarzulegen Die ausge-

prägte Eigenart der natürlichen Verhältnisse in

den einzelnen Bezirken des untersuchten Gebietes

hat hier Anlaß zu den unterschiedlichsten Spezial-
kulturen, wie Obst-, Gemüse- und Tabakbau ge-

geben und eine große Buntheit der Betriebs-

formen zur Folge. Von der Kätnerstelle bis zum

Großbauern- und Gutsbetrieb (b«is 150 ha) sind
alle Betriebsgrößen in großer Zahl vertreten.

Als für die Betriebsgröße maßgebende Fak-
toren haben sich vor allem die natürlichen Ver-

hältnisse und unter diesen wieder besonders die

Schwere des Bodens erwiesen. Die Bodenschwere
bestimmt nämlich die niedrigstmögliche Einheit des

Angespanns (ein, zwei oder vier Pferde) und von

der vorteilhaften Ausnutzung dieses hauptsächlich-
sten Kostenelements wird die Zweckmäßigkeitder

Betriebsgröße sehr wesentlich bestimmt. Daneben

ist das Verhältnis von Eigenarbeit zu Fremd-
arbeit ein wichtiger Gesichtspunkt Bei einem

dauernden Bedarf von 4 bis 5 Arbeitskräften im

Betrieb, der im wesentlichen durch die Arbeit von

Familienangehörigen gedeckt werden kann, befin-
det sich das arbeitswirtschaftliche Optimum. Auch
der Betriebserfolg der verschiedenen Größen-

klassen muß zur Beurteilung herangezogen werden.

Neben diesen betriebswirtschaftlichen Gesichts-
punkten sind auch noch die Entwicklung der Be-

triebsgrößenverteilung, die unterschiedliche Höhe
des Kaufpreises bei den einzelnen Betriebsgrößen,
sowie die Festigkeit der Betriebsgrößen gegenüber
äußeren Ereignissen zur Klärung der Frage her-
angezogen. Es ergibt sich für das Untersuchungs-
gebiet auf leicht bearbeitbarem Boden und bei

Gelegenheit zu Nebenverdienst der Einpferdbetrieb
mit ca 411a, für Obst-, Tabak- und Gemüse-
betriebe der Zweipferdbetrieb von 10 ha als be-

sonders zweckmäßig. Bei vorwiegender Viehwirt-
schaft und Getreidebau steigt die zweckmäßigsteBe-

triebsgröße auf mittelschwerem Boden auf 15 bis
25 ha, auf schwerem Boden auf 25 bis 30 ha und

unter besonders ungünstigen Umständen (2 mal

4 Pferde) auf 40 bis 50 ha. — Diese betriebswirt-

schaftliche Betrachtung der Betriebsgrößenfrage
muß auch bei volkswirtschaftlichen Erörterungen
Berücksichtigung finden, denn nur wirtschaftlich
gesunde Betriebe können ihre Aufgabe im Rah-
men der Gesamtwirtschaft richtig erfüllen. Alle

diese Untersuchungen über die Frage der zweck-
mäßigen Betriebsgröße geben nicht nur ein vor-

zügliches agrargeographisches Bild über das Un-

tersuchungsgebiet, sie bilden auch eine ausgezeich-
nete Schule für das betriebswirtschaftliche Denken.

Dr. Br.
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Die Wohnungspolitik in Europa. Der Kleinwoh-
nungsbau. Studien und Berichte, Reihe G

(-Wohnungs- und Wohlfahrtswesen) Nr. 3.

Jnternationales Arbeitsamt Genf 1931. Preis
6,50 schw. Franken.

Die vorliegende 391 Seiten und Monografien
von 13 Ländern umfassende Arbeit bringt einen

Abriß über das Wohnungsproblem der Rachkriegs-
zeit nach Studien über eine Reihe von Staaten,
die praktische Erfahrungen und Erfolge in größe-
rem Ausmaße für fich in Anspruch nehmen können.
Die Veröffentlichung geht von dem Gefamtproblem
des Gegenstandes aus und vermittelt eine umfas-
sende Vorstellung von den nach zehnjähriger Ar-

beit vor uns liegenden Ergebnissen So bildet das

Buch einen wertvollen Beitrag für die Geschichte
des Wohnungswefens nach dem Kriege und dessen
vornehmlicher Sorge für den Kleinwohnungsbau
als fozialer Aufgabe.

Man wird mit den Verfassern darin überein-

stimmen, daß die Wohnungspolitik der Rachkriegs-
zeit ein Werk von bleibender Dauer geschaffen hat
und braucht sich vor allem, was die Leistungen
Deutschlands im Wohnungsbau betrifft, nicht von

einer Kritik beirren zu lassen, die von einer Fehl-
leitung von öffentlichem Kapital spricht. An der

Leistung überhaupt und nicht zuletzt an der Ver-

besserung des Wohnwesens wird die öffentliche
Meinung nicht vorübergehen können.

Bei der Würdigung des bisher Geschehenen
übersieht die Veröffentlichung durchaus nicht, daß
die noch nötigen Aufgaben die bisherigen Leistun-
gen bei weitem übersteigen. Aber was zu geschehen
hat, war eindeutig noch nicht zu erkennen. Heute
ist jener Abschnitt »der Wohnungspolitik, dessen
Merkmal das Eingreifen der öffentlichen Hand
bildet, im großen ganzen beendet und es geht bei

der ungeheuerlichen Not des deutschen Volkes nicht
mehr um die Frage der Wohnungspolitik als sol-
cher, auf die fich »die vorliegende Veröffentlichung
beschränkt. Kretschmeks

Grundeigentiimer, Baufachmann und Polizei.
Nachbarrechtliche Beziehungen.
Ein Leitfaden auf dem Gebiet der baupoli-
zeilichen und sonstigen polizeilichen Vor-

schriften üiber die Bebauung und Be-

nutzung der Grundstücke in den preußischen
Städten. Von Dr. jur. H. Heine, Ober-

magistratsrat in Berlin. Berlin 1932. Ver-

lag »Die Grundstücks-Warte«,Verlag Rosen-
thal ·8: Drews, Berlin-Charlottenburg 2.

Preis brosch. RM 6,60.
Der Verfasser war etwa 10 Jahre juristischer

Berater bei der Zentrale der Berliner Baupoli-
zei und hat daher bei Schaffung dieses Buches aus

seiner reichlichen praktischen Erfahrung schöper
können. So ift es ihm denn gelungen, die Be-

sonderheiten des baupolizeilichen Verwaltungs-
rechts gemeinverständlich und doch kurz und zu-

fammengefaßtdarzustellen. Der »Leitfa«den«bringt
darum auf den nur 108 Seiten Text eine unend-

liche Fülle die-fes in weiten Quellen verstreut lie-

genden Rechtsstoffes. Hier sollen nur die Dar-

stellungen über die Lage des Baugrundstückeszur
Straße, den Fluchtlinien und den Rachbarigrun·d-
ftücken, die Verteilung der Baumiasfe, ihre Be-

schaffenheit und Stand-sicherheit, die nachbarlichen
Beziehungen, endlich über die Voraussetzungen
und den Inhalt polizeilicher Maßnahmen sowie
die verfahrensrechtliche Darstellung hervorgeho-
bein werd-en. Auch die neue Rechtsentwicklung
auf diesem Gebiete ift berücksichtigt Die Ent-

würfe eines Reichsstädtebaugesetzesund eines

Preußifchen Stäjdtsebaugesetzessind an den ver-

schiedensten Stellen zum Vergleich herangezogen
worden, fodaß diese Schrift auch die vorbereiten-
den Arbeiten zu dieer Gesetze-n noch erleichtern
und auch beeinflussen kann. Wenn die Gesetze
aber einmal erlassen sind — in absehbarer Zeit
ist wohl damit nicht zu rechnen —, so ift in dieser
Schrift die notwendige Anknüpfung an das bis-

herige Recht gegeben.
Die technisch-enFragen des Buch-es sind mit Un-

terstützung der beiden iFachikenner Magistratsober-
bauräten Schütz und Dr. David bearbeitet, sodaß
das Buch in der Gesamtheit eine sachliche Kennt-

nis nach jeder Richtung verbürgt.
Die Schrift beschränkt sich auf die Darstellung

des Baupolizeirechts für Grundstückein den preu-

ßischenStädten. In dieser Zeitschrift muß daher
hervorgehoben werde-n, daß die Polizeiperordnung
über die Errichtung und den Umbau von land-

wirtfchaftlichen Siedlungsbauten vom 15. Dezem-
ber 1931 nicht behandelt ist, unsd daß auch die

neuer-en baupolizeilichen Bestimmungen für die

vorstädtische Kleinsiedlung (insbesondere den

2. Bauabschnitt) nicht behandelt sein können. Aber

dennoch wird die Arbeit nicht nur dem Juristen
der Praxis und dem Studenten, nicht nur den

Baufsachleuten jeder Art und den Haus- und

Grundbesitzern, sondern allen wertvolle Kenntnis

vermitteln, die sich mit baupolizeilichen Fragen zu

befsasfen hab-en. Wennglesich die Schrift nur den

bescheidenen Anspruch erhebt, ein ,,Leitfaden« zu
sein, fo muß trotzdem die Wissenschaftlichkeitund
die Gründlichkeit der Darstellung anerkannt wer-

den. Ob der Verfasser den polizeilich-en Begriff
»Gefahr« erläutert, ob er die beiden Begriffe der

polizeilichen »Verordnung« und »Verfügung« ge-
geneinander abgrenzt, in allen Fällen wird der

Jurist die gewählte Formulsierung treffend, der
Laie sie verständlich finden und sich ein abgerun-
detes Bild aus dem oft nicht einfachen Stoff
machen. Dem Verfasser ist es vorbildlsich gelungen,
einen Kompromiß zwischen juristischer Gründlich-
keit und allgemeiner Verständlichkesitzu finden.
Darum wird dies Buch nicht nur dem Fachmann
ein wertvolles Hilfsmittel zur Ermittelung der
weit verstreut liegenden Gesetzes- und Verwal-
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tungsbestimmungen sein, es wird ihm vielmehr
Anregungen bieten unsd in vielen Fällen auch
eine Quelle neuer Erkenntnis sein, da Schriftung

und Nechtsprechung weitgehend berücksichtigt und

genannt sind. Dr. F. N.

Eingegangene Bücher
»Der sreiwillige Arbeitsdiens «.

Herausgegeben Von Dr. Gerhard Iaerisch,
Verlag: Priebatsch’s Buchhandlung, Breslau.

»Wie werden wir uns ernähren?«
Herausgegeben von A. Gesm«ann.

Verlag, Wien I.
Scholle-

,,Teilung und Umbau von Wohnungen«.
Herausgegeben von Hildegard Margis und
Dr. Karl Mahler. Verlag: Deutsche Ver-

liagsanstalt, Berlin, Preis: 4,80 RM.

Gesetze, Verordnungen und Erlasse
a) Auszug aus der Notverordnung vom 14. Juni 1932.

A. Arbeitsbeschaffung und Enteignung.
Im 4. Teil Kap. I der Ersten Notverordnung wird

folgendes bestimmt:
,,Ermiichtignng. (-1) Zur Behebung der Arbeits-

losigkeit sind im Nechnungsjahr 1932 öffentliche Ar-

beiten, insbesondere auf dem Gebiet des Verkehrs-
wesens, der Wasserwirtschast und der landwirtschaft-
lichen Bodenverbesserung als Notstandsmaßnahmen
auszuführen.

(2) Zur Förderung der Arbeitsbeschaffung, des frei-
willigen Arbeits-dienstes, der Arbeitsfür orge, der
Pslichtarbeit, sdes Austauschs zwischen rbeitslosen
und Beschäftigten (Krüm-persystem) und der beruflichen
Aus- und Fortbildung Arbeitsloser trifft der Reichs-
arbeitsminister die erforderlichen Maßnahmen. Er
kann die einschlägigen Gesetzesvorschriiften diesem
Zweck anpassen und die Mitwirkung der Gemeinden,
der Geme·indeverbän-de und anderer öffentlicher Kör-
perschaften sicherstellen, soweit er sie zur Erreichuiig
des Zwecks für erforderlich erachtet.«

Ferner heißt es im Kapitel 1»1 dieses Teiles:

»(.2) Der Neichsverkehrsminister kann nach Feststel-
lung der Zulässigkeit der Enteignung durch den Reichs-
präsidenten die für den sofortigen Beginn der Ar-
beiten benötigt-en, nicht mit Wohngebäuden besetzten
Grundstücke in Besitz nehmen. Die Grundstücke dürfen
erst in Besitz genommen wer-den, nachdem der Reichs-
verkehrsminister schriftlich mittels Zustellungsurkuiide
den Eigentümern und den Besitzern die Absicht der

Inbesitznahsme unter Bezeichnung des Grundstücks oder
Grundstücksteiles angezeigt und sie zur Räumung aus-
gefordert hat. Der Reichs-verkehrsminister kann die
ihm nach Satz 1 und 2 zustehenden Befugnisse auf an-

dere Behörden übertragen.«

B. Zinszuschüsse und Viirgschaften des Reiches siir
Althausreparaturen und Wohnungsteilungeii.

Im Kap. 111 des 4. Teils der Ersten Notverorsdnung
wird verfügt:

»Instandsetzung von Wohngebiiuden und Teilung
von Wohnungen. (1) Um die Instandsetzung und Er-

haltung des Altwohnraums zu fördern, wird der

Neichsarbeitsminister ermächtigt, im Einvernehmen
mit dein Neichssminister der Finanzen 1. Zinsverpslich-
tnngen aus Darlehen, die für Instandsetzungsarbeiteii
an»Wohngebäu-denund zur Teilung von Wohnungen
aufgenommen werden, durch Zinszuschüsse zu verbilli-
gen. Die-Arbeiten müssen bis zum 1. April 1933 be-
gonnen sein; 2. Bürgschaften für Verpflichtungen ans

Darlehen der in Nr. 1 bezeichneten Art zu über-
nehmen.
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(2) Die näheren Bestimmungen erläßt der Reichs-
arbeitsminister im Einvernehmen mit dem Reichs-
niiiiister der Finanzen.

(3) Der Höchstbetrag für Verpflichtungen aus Abs. 1

Nr. 2 wir-d auf 100 Millionen Neichsmark festgesetzt.«

O. Weitere 15 Millionen Reichsmark für gewerbliche
Genossenschaften

Im Kap. V des 4. Teils der Ersten Notverordnung
heißt es:

»Nationalisierung und Sanierung gewerblicher Ge-

nossenschaften. Die Neichsregierung wir-d ermächtigt-,
für die Nationalisierung und Sanierung gewerblicher
Genossenschaften einschließlich sonstiger nicht landwirt-

schaftlicher Genossenschaften, die das Depofitengeschäst
betreiben, ohne der Warenverteilung zu dienen, in den
Nechnungsjahren 19«32, 1933 und 1934 je bis zu 5 Mil-
lionen Neichsmark auszugeben.«

D. Liquidation von Bausparkassen.

»ImKap. V des 1. Teils der Zweiten Notverordiiung
wird folgendes verordnet:

§ 1.,,Neichsaussichtsamt für Privatversicherung

(-1) Untersagt das Neichsaufsichtsamt für Privatver-
sicherung einer Bausparkasse d»enGeschäftsbetrieb (§ 87

Abs. 1, § 112 Abs. 1 des Verficherungsaufsichtsgesetzes)
oder stellt eine Bausparkasfe den Geschäftsbetrieb frei-
willig ein, so kann das Neichsaufjichtsamt anordnen,
daß die bestehenden Bausparoertrage vereinfacht ab-
gewickelt werden.

(2) Bei einer vereinsachten Abwicklung (Abs. 1)
zahlen »die Bausparer.,.dsive«noch kein Baudarlehen er-

halten haben, keine Beiträge .mehr·Baudarlehen wer-

den nicht mehr gewahrt. Die Bausparguthaben wer-

den so zurückgezahlt,wie es jeweils die flüssigen Mit-
tel zulassen; die Abwicklungskosten wer-den vorher ab-
gezogen. Alle Bausparer werden nach Verhältnis
ihrer Forderungen ohne Vorrang voreinander befrie-
digt, gleichviel ob eine Kundigung vorliegt oder nicht
oder ob einem Bausparer ein besonderer Anspruch
eingeraumt worden ist, namentlich ein Anspruch auf

Fujzahlung
des Baudarlehens zu einer bestimmten

ei .

§ Ist einem Bausparer ein Anspruch auf Aus-

zahlunsgdes Baudarlehens zu einer bestimmten Zeit
eingeraumt worden, so kann das Neichsaufsichtsamt
unter der Voraussetzung in § 89 Abs. 1 Satz 1- § 112

Abs. 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzesdie Bauspar-
kasse von der Verpflichtung befreien, das Baudar-
lehen zu einer bestimmten Zeit auszuzahlen.«
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Ergänzung der Vorschriften über Mietkündigung und

Zwangsvollstreckung.
Jm 2. Teil der Zweiten Notverordnuiig wird u. a.

folgendes verfügt:
»Artikel 1. Die Vierte Verordnung des Neichsprä-

sidenten vom 8. Dezember 1931 wird wie folgt ge-

ändert:
» » »

l. Im Zwesiten Teil Kap. 111 erhalt § 4 folgende
Fassung:

,
» .

U) Wir-d der Vermieter oder Verpachter infolge
einer Kündigung nach § 1 ohne sein Verschuldenge-

hindert, eine in der Zeit vom 1. April 1932 bis 15. Joa-
iiuar 1933 fällig werdende Verbindlichkeit aus einer
auf dem Grundstück ruhenden öffentlichenoder priva-
ten Last zu erfüllen, so gelten die besonderen Rechts-
folgen, die wegen der Nichtzahlung oder der nicht recht-

zeitigen Zahlung nach Gesetz oder Vertrag eintreten,
als nicht eingetreten. Der Umstand, daß der Schuld-
ner es unterlassen hat, Mittel, die nicht Erträgnisse
des Grundstücks sind, zur Erfüllung der«Verbindlichkeit
zu verwenden, schließtdie Annahme einer unverschul-
oeten Behinderung nicht aus, wenn er .diese·2·).1iittel
zur Befriedigung notwendiger Lebensbedursiiissefur
Ilch und seine Familie, zur Vornahme notwendiger Jn-

ltandsetzungsaroeiten an dem Hause oder zur Aufrecht-
erhaltung eines von ihm betriebenen wirtschaftlichen
unternehmens dringend braucht.

· .

-(»2) Durch die Vorschriften des Absatzes1 wird

einem Gläubiger nicht verwehrt, bei Nichtzahlung oder
nicht rechtzeitiger Zahlung einer nach-dem ;5. Juli

1932 fällig werdenden Verbindlichkeiteinen fur solche
Fälle vereinbarten Zinszuschlag zu fordern, jedoch
iiur bis zur Höhe von Z- vom Hundert fur das Iahr.«

b) Freiwilliger Arbeitsdienst innd landwirtschaftliche
Siedlung.

Erlass des Präsidenten der Neichsanstalt für Arbeitsk
vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 9. Juni

1932 — G. Z.: 1113 8400s162. —

An die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter.

Zu der Verordnung des Herrn Neichsarbeitsmini-
sters zur Ergänzung der Verordnung über die För-
derung des freiwilligen Arbeitsdienstes vom 25. Mai

1932 iNeichsgesetzbL l S. .25-1 und Neichssarbeitsbl
1932 Nr. 16 S. 1 90) bemerke ich folgendes:

I. Zu den förderungsfähigenArbeiten im Rahmen
eines landwirtschaftlichen Siedlungsverfahrens iArtu
1»9a)rechnen die Bodenverbesserungsarbeiten aufvdem

Siedlungsgelände, die Vorbereitung und Errichtung
der notwendigen Baulichkeiten und die Arbeiten zur

Aufschließungdes Gelänsdes, insbesondere der Bari der

erforderlichen Zugangsstraßen und Weg-e.
Als landwirtschaftliches Siedlungssverfahrenist. die

Begründung einer Mehrzahl neuer landwirtschaftlicher
Betriebe, die im wesentlichen Familienbetriebe sind,
sowie »die Hebung bestehen-der Kleinbetriebe auf die

Großehöchstens einer selbständigenAckernahrung(Aii-
llegersiedlunsg) anzusehen. Zur landwirtschaftlichen
Siedlung gehört auch die Errichtung von Landarbeiter-
und Handwerkerstellen, soweit sie im Zusammenhang
mit der Begründung neuer landwirtschaftlicher Ve-

triebe vorgenommen wird. Nicht als landwirtschaft-
liches Siedlungsverfahren ist die Errichtung von Stel-

len der vorstädtischeiiNandsiedlung anzusehen.
Im allgemeinen ist anzunehmen, daß es sich bei Ver-

fahren, in denen gemeinnützige Einrichtungen oder
offeiitliche Mittel in Anspruch genommen werden, die

zur Förderung der lanidwirtschaftlichen Siedlung be-

stimmt find, um landwirtschaftli e Siedlungiverfashren
im Sinne dieser Verordnung han«e«lt. Bestehen Zwei-
fel, so hat das Arbeitsamt vorher eine Auskunft des

437

Kulturamts einzuholen,»in dessen Gebiet das Sied-
lungsverfahren durchgefuhrt werden soll.
Für Fragen der landwirtschaftlichen Siedlun te en

den Trägern der Arbeit und des Dienstes die gNseigN
stelle fur Siedlungsberatung, Berlin W 9, Leipziger
Vlatz 17, undnhre Zweigstellen zur Verfügung. Eben-

so«erteilen diese ·Stellen Auskunft iiber »die im frei-
willigen Arbeitsdienst durchführbaren Arbeitsoorhiiben
der landwirtschaftlichen Siedlung

11. Der Kreis der förderungsberechtigten er oiieii

wird sur das Arbeitsgebiet der landwirtsclkiftlsicheii
biedlung aus alle Arbeitslosen unter 25 Jahren aus-

gedehnt. Die Arbeitnehmereigenschaft des Arbeits-

losen ist ebensowenigVoraussetzungfür die Förderung
wie der Besitzder Anwartschaftaus Arbeitslosenuiiter-
stutziiiigbei den Arbeitnehmern Die Förderung der

Arbeitsdienstwilligenunter 25 Jahren erfolgt, soweit
sie nicht Empfänger von Arbeitslosen- oder Krisen-
iiiiterstutzung sind, aus Mitteln des Reiches.

lVoiider Förderung ausgeschlossen sind Arbeits-

dienstwillige, die offenbar nicht hilfsbedürftig sind
oder für· die außerhalb des Arbeitsdienstes Beschäfti-
guiigsmoglsichkeiten, insbesondere in landwirtschaft-
licheii Betrieben bestehen. Die Förderung kann daher
z. B. nicht bewilligt werden für solche Personen, die

eine Arbeits-stelleoder eine selbständige Arbeit, durch
die sie den erforderlichen Lebensunterhalt bisher er-

worben haben, aufgeben, um am freiwilligen Arbeits-

dieiist teilzunehmen, ferner für Arbeitnehmer, die sich
im Sinne dies § 89a AViAVG betätigen können und

dadurch den erforderlichen Lebensunterhalt erwerben

können. Für Personen, die sich in einer Hoch- oder

Mittelsschulausbildung befinden, wird die Förderung
versagt wer-den müssen, wenn mit dem freiwilligen
Arbeitsdienst nur Ferienzeiten überbrückt werden sol-
len; die Förderung wird dagegen fiir hilfsbedürftige
Personen gewährt werd-en können, die nach vor-zeiti-
geni Abbruch einer Hoch- oder Mitelschulbildung oder

nach deren Abschluß ihre bisherigen Berufswünsche
nicht mehr verwirklichen können. Offenbar nicht hilfs-
bedürftig sind weit-er Personen, die ein sofort ver-

ioertbares Vermögen und Einkommen besitzen, das

zuin Aufbau einer neuen, wenn auch bescheidenen
Existenz ausreicht.

»

Jede Verzögerung durch die Nachprüfung der per-

sönlichen Verhältnisse soll tunlichst vermiesden werden.

II·.1. Die Vorschüsse »wer-den in den Fällen, in denen

noch nicht feststeht, ob und aus welchen Mitteln die

beteiligten Arbeitsdienstwilligen gefördert werden

können, »aus den zur Verfügung gestellten Neichsmit-
teln gezahlt.

Als Unterlage für die Anweisung seines Vorschusses
genügt die Vorlage der Liste der für die Arbeit in

Aussicht genommenen Arbeitsdienstwilligen durch den
Träger.

IV. Eine Beihilfe zu den Kosten für Arbeitsaus-
riistung und für die Neise Vom Wohnort der Arbeits-
dienstwilligenzum Diensstort darf vom zuständigenAr-
beitsamt (§§ 1I68, 169 AVAVGJ nur gewährt wer-

den, wenn das Arbeitsamt des Diensstortes zustimmt
und wenn die Arbeitsdienstwilligen nicht in ein
ordentlichesArbeitsverhältnis in größerer Nähe ver-

mittelt werden konnen Das Arbesitsamt tdes Dienst-
ortes soll seine·Zus·tinimungnur erteilen, soweit nicht
geeignete Arbeitsdienstwillige in seinem Bezirk vor-

handen sind. gez. Dr. Syrup
(Neichsarb. Bl. 1s9-6).

c) VorstädtischeKleinsiedlung
Der »Neichsskommissarfür die vorstädti e Kl-

’ ·

-

lung hat in den Nichtxinienvom 1. JulisckiSBZfeixiksdeedn
II. Abschnitt der svorstcrdtilschenKleinsiedlung und Be-



reitstellung von Kleingärten für Erwerbslose nebst
einem Begleiterlaß an die Negierungen der Länder
vom 1. Juli 1932 und allen Anlagen veröffentlicht.

Sonderdrucke dieser Nichtlinien nebst allen Anlagen
(Antrags-»und Vertragsformulare) können von der

Verlagsgesellschaft R. Müller, G. m. »b. H., Ebers-

walde, Schicklerstr 17f24 im Druck bezogen werden.

d) Satzung der Preußischen Wohnungskreditanstalt.
Vom 21. Juni 1932. («GS.Nr. 35 iS. 12423.)

· «

Auf Grund des § -11 »der Verordnung über idie Preu-
ßischeWohnungskreditanstalt vom 4. Mai 1·9.3-2(Gesetz-
sammlz »S. s1’7.5)swird die nachstehende Satzung der

Preußischen Wohnungskreditanstalt erlassen.
Berlin, den 2«1. Juni 1»9»3.2.

[Siegeli.) Das Preußische Staatsministerium
Zugleich für den Ministerpräsidenten:

Hirtsiefer. Klepper.
Die wichtigsten Bestimmungen der Satzung sind in

dem Aufsatz »Neumann — Die neue Wohnungskredit-
anstalt« S. . . dies-es Heftes enthalten.

e) Durchführung sder Gerneinnützigkeitsoerordnuiig.
— Is1 3i400!«2i6.2 —

NdErL d-. MfV. vom -6. -6. 1932.

1. Bei Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaf-
ten auf Aktien müssen die Aktien ausf Namen lauten

(Art. 2 X(1), 1. Satz der Ausführungsverorsdnung des
RAM. vom 20. 3. 1931 — NGBL 1 S. 73 —). Die

Erfüllung dieser Bestimmung wird bei Wohnungs-
unternehmungen, die am 2. 1. 1»93s1 schon bestanden
und Jnhaberaktien in größere-m Umfange an ihre
Mieter ausgegeben haben, längere Zeit erfordern. Es

läßt sich schon jetzt voraussehen, daß die restlose Um-

wandlung der Jnhaberaktien in Namensaktien bis

zum sil. 1.2. Wiss (§ 231 (1) GemVO.) nicht vin allen

Fällen möglich sein wir-d. Kommt es aus diesem An-

laß zu einer Versagung der Anerkennung oder wir-d

die Entscheidung über die Anerkennung bis zur rest-
losen Erfüllung der angeführten Bestimmung ausge-

setzt, so kann dies unter Umständen zur Folge haben,
daß ein solches Unternehmen am 1. 1. -1934 die Vor-
teil-e der Anerkennung verliert. Zur Vermeidung einer

solchen unbilligen, vom Gesetzgeber nicht geswollten
Härte ermächtige ich die Anerkennungsbehördem in

Fällen, in denen die angedeuteten Schwierigkeiten vor-

liegen, alle anderen Voraussetzungen aber erfüllt sind«
die Anerkennung ohne Verzug auszusprechen und auf
Grund des § .3 (3) GemVQ dem Wohnungsunterneh-
nien für die restlosse Umwandlung der Aktien eine

Ausnahmefrist bis zu zwei Jahren zu bewilligen.
Hierbei gehe ich in Uebereinstimmung mit dem RAM.

von» der Auffassung aus, daß die der Anerkennungs-
behorde durch § Z (3) a. a. O. eingeräumte Befugnis
zur Zulsassung von Ausnahmen sich nicht nur auf die
beiden voraufgegangenen Absätze des § 3 GeniVO.,
sondern auch auf die zu diesen Absätzen erlassenen Aus-

führuiigsbestimmungen erstreckt.
Ich ersuche, mir Fälle der bezeichneten Art unter

Uebersendung einer Abschrift der Entscheidung jedes-
mal mitzuteilen.

,2. Es ist die Frage aufgeworfen worden, ob und ge-

gegebenenfalls unter welchen Bedingungen »gemein-
nützige Baugenossensschaften als Verfahrenstrager bei
der vorstädtischenKleinsiedlung zugelassen »wer-den sol-
len. An sich bestehen gegen die Zulassung solcher Un-

ternehmen keine Bedenken. Der Herr Neichskommisssarstellt aber hierbei die »Bedingung, daß den in Ausicht
genommsenen Siedlsern, soweit sie nicht schon Mitglieder
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der Genossenschaft sind, nicht die Verpflichtng zum
Beitritt und damit zum Erwerb eines Geschaftsanteils
nnd zur Zahlung von Beiträgen auferlegt werden

darf. Demgegenüber weis-e ich auf die von mir ge-

billigte Mustersatzsung für Baugenossenschajtenhin, wo-
nach der Zweck des Unternehmens aufss chließlich
darauf gerichtet sein soll, den Mitgliedern Woh-
nungen zu verschaffen. Dieser wesentliche genossen-
schaftliche Grundsatz darf auch nicht zugunsten »der·Be-

teiligung der Genossenschaften an der vorstadtischen
Kleinsiedlung aufgegeben werden. »Ichersuchedes-
halb, Abweichungen von der Mustersatzung in dieser
Beziehung im allgemeinen nicht zuzulassen.«Sollte

ausnahmsweise hierzu besonderer Anlaß vorliegen, so
bitte ich, unter Darlegung der Umstande zu berichten.

Die Genossenschaften werden übrigens auch Gelegen-
heit haben, sich auf dem genannten Gebiet zu betäti-

gen, wenn sie sich auf den Kreis ihrer Mitglieder be-

schränken.

;3. sUeber die Zustellung der Entscheidungender
Anerkennungsbeshörden bemerke ich in Ergänzung mei-

nes Erlasses vom 17. -4. 1931 —- II 3400s17. 3. —1) fol-
gendes:

Den in rechtlichem Sinne »Beteiligte·n«,dem Woh-
nungsunternehmen und dem Landesfinanzamt, sind
alle Entscheidungen zuzustellen Den außerdem noch
beteiligten Stellen. dem Nevisionsverband und idem
Negistergericht, sind Abschriften der rech.tskraf-
tigen Entscheidungen mitzuteilen. Auch die Benach-
richtigung der Gemeindebehörde von allen rechtskraf-
tigen Entscheidungen ist erwünscht.

gez. J. V.: Meyer.

An die Herren Negierungspräsidenten usw.

(VMBl. 193x2 Sp. 55»9).

f) Bereitstellung von Domiinenland für Kleinsiedlung
und Kleinwohnungsbau.

Der Preußische Landwirtschaftsminister bestimmt in

seinem Nunderlaß ivom 1. -6. 1932 —- VI 8807 — 111.

5737 — 1. 1I. BIOB —- betr. Abgabe von Land aus dem

staatlichen Forst- und Domänenbessitzfür Anlieger- und

Kleinsiedlung und für den Kleinwohnungsbau u. a.

folgendes:
Neben der landwirtschaftlichen Siedlung muß auch

die svorstädtischeKleinsiedlung Jnehr als bisher gefor-
dert werden, um auch den stadtischen Erwerbslosen,
die bisher noch kein Land bewirtschaftet haben, wenig-
stens die Möglichkeit zu geben, sich eine zusatzliche
Unterstützung zu verschaffen untd auf diese Weise die

öffentliche Fürsorge zu entlasten.
Die gesunkene Lebenshaltung der als Siedler in Be-

tracht kommenden großen Volksmassen fordert eine

Preisbildung für Ländereien auch in der Umgebung
von Städten und Indu-strieorten, die den heutigen Er-

trag- und Wertverhältnissen Rechnung tragt. Um in

dieser Hinsicht ein Beispiel zur Nachahmungzu geben,
gibt der Minister für den Preis von Siedlungslan-
dereien folgende Richtlinien:

Bei der Bemessung des Bodenpreises ist jeweils der

z. Zt. des Verkaufsabschlusses angemessene landwirt-

schaftliche Nutzungswert zugrunde zu legen, dessen
Höhe —- soweit im Einzelfall nötig — im Benehmen
mit den Landeskulturbehörden zu ermitteln ist. Eine

besonders günstige Verkehrslage und andere Gesichts-
punkte sind — abgesehen von Grundstücken niit aus-

gesprochener Bauplatzeigenschaft — bei der Preisbe-
messung nur insoweit in Betracht zu ziehen, als durch

l) VMBL Sp. 5.25.
«
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sie der Wert der landwirtschaftlichen Nutzung gestei-
gert wird.

Z hl b d’ giig u muß«

de ete under a ungseiii·ii«e
dekzitileschrkiäztxifitzKattfkraftder Kleinsiedler Rechnung
getruqu werden. e«alls keine besonderenBestimmun-
gen i«iberZahlung LdesKaufpreises bestehen, und oer

Siedler nicht in der Lage ist, eine Barzahlung zu
leisten, kann das Kaufgeld als Tilgungshypothek1niit
3 v. H. Verzinsung und 2 v» H. Tilgung an bereitistet
Stelle in das Grundbuch eingetragen werd;n.bD« Be timmun en gelten auch, wenn as easi-

sptuthteeLaisidfür idlteErstellung von Kleinivohnungen
in genossenschaftlichen Miethäusern verwendet werden

s ll

oFürdie Abgabe von forstfiskalischen Flacheu gelten
besondere Bestimmungen

s U b lss ]«
c emeinen oll bei pachtweier e er a uns

voizinRgdlextanddie sVerpachtungan« die Gemeinden
oder etwa an eine von der Gesamtheit der Siedler zu

bildende Genossenschaft den Vorzug vor Einzel-verpach-
tiingen verdienen.

chf h d. f S. dlunqgmaßo bei der Dur ü rung «

ie er ie ·

-

uaFnifeeikngrößereLandflächen und eine großereAnzahl
von Bewerbern in Frage kommen, sind Idie Landes-

kulturbehörden zu beteiligen.
» ·

Der Minister vertraut darauf, daß sich famtliche
Dienstftellen dieser wichtigen Aufgabe mit besonderer
Sorgfalt und Tatkraft annehmen und edaßalle An-

träge auf Abgabe von Domanen- oder zorstland ent-

gegenkommend und sorgfaltig behandelt werden.

(Abgedruckt im Lw-MBl.)

Aenderung der PreußifchenHauszinsfteuerverordnung.

er reu . inanizminister veroffentlichtin Nr. 12

deg)FinknznkziniFsterialblattsvom Ziözouni19132 (S. 10«2)
einen Runderlaß vom 24.«5uni19.32 betr.
H auszinssteuer (K.V. gen. 2-50XB-2),der. sich
mit der im zweiten Teil der Verordnung zur Siche-
rung des Haushalts vom 8. Juni 1932 [sG.S. S» 199)
enthaltenen Aenderung der Hauszing-
steuerverordnung und des Ausfuhrungg-
gesetz-es zum Finanzausglesichsgiefetz be-

t.
aßAusAnlaß der Aufhebung des Art. I § 9 Abs.·2

Ziff. 1a und 1b der Hauszinssteuerverordnunggibt
der Minister vor allem folgende Anweisungen:

1. Vom 1. Juli 19i3k2 ab werden «Hauszins-
steuerstundungen und. Niederschla-
g u n g e n «ugunstenhilfsbedurftigerMieter nicht
mehr gewä rt. Die über den 30. Juni 1932hin-
aus bereits ausgesprochenen Stundungen sind auf-
zuheben. Alle Anträge auf Stundung oder Nie-

derschlagung, die bei den nach-geordnetenSteuer-
behörden z. Zt. vorliegen oder noch eingehen, find
für die Zeit bis zum 30. Juni 1962 nach den bis-
sher geltend-en Vorschrift-en zu» erledigen. »Die
Unterstützung hilfsbedürftiger Mieter obliegt kuns-
tig den Fürsorgebehöriden.Hauszinssteuererleichte-
rungen zugunsten von Mietern konnen in »Zu-
kUUft nur noch für gewerbliche Raume gewahrt
werden. -(11 Ziff. 1 des Erlasses.)

2. Die Au hebung des § 9 Abs. 2 Ziff. la und 1b

hat zurfFolge,daß auch die gemäßArt. 11.§ 3

der Hauszinsssteuerverordnung gewährtenMiet-
beihilfen zugunsten hilfsbedurftiger Mieter
in solchen Grundstück-en, deren Haus-
zinssteuer abgelöst ist, mit Wirkung
vom 1. Juli 1-9«3.2ab in Fortfvallkommen. Jm
Falle der Hilfsbedürftigkeit konnen auch diese
Mieter die Fürsorgebehörden in Anspruch nehmen
(I"I Ziffer 2 des Erlasses).
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3. Es muß von den Hauseigentümern verlangt wer-

den, daß sie die erforderlichen Schritte unter-

nehmen, um in den Besitz der vollen Miete zu
gelangen. Die Hauseigentümer werden
die hilfsbedürftigen Mieter an den
sBezgirksfürsorgeverband »(1Wohl-
fahrtsamt) zu oerweisen haben.
Nur dann, wenn sie die Miete weder mit Hilfe
des Beszirksfürsorgeverbandes noch im Wege der
gerichtlichen Zwangsmaßnahmen erhalten. kann
die Bestimmung in Art. I § 9 »Abs.2 Ziff. 1c
der Hauszinssteuerverordnung (auch rückwirkend)
Anwendung finden. »(11Ziff. 4 des sErlasses.)

4. Da es technisch unmöglich fein wird, die erforder-
liche Umstellung der Arbeiten auf die Fürsorge-
behörden bis zum 1. Juli d. J. durchzuführen,er-

läßt der Minister eine Uebergangsrege-
lung und genehmigt, daß den Hauseigentümern,
denen bisher Stundungen zugunsten hilfsbedürfti-
ger Mieter gewährt wurden, für den Monat Juli
d. J. stillschweigend noch ein entsprechender Be-
trag ohne Ziel auf Niederschlagung zinslos bis
zur serstinstanzlichen Entscheidung der Fürsorge-
verbänjde gestunsdet wird-. Ob diese Mieter den
auf Monat Juli entfallenden Betrag nachzuzahlen
haben, wird in einem besonders festgelegten Ver-
fahren von den Fürsorgebehorden und dem Grund-
steuerberufungsausschußentschieden.

Rückzahlung von Hypotheken durch Pfandbriefe.
Wie der Amtliche Preußische Pressedienst vom

1-6. Juni 1932 mitteilt, hat der Herr »Vol«kswohlfahrts-
minsister in einem Erlaß an die preußischen Hypo-
thekenbanken das Ersuchen gerichtet. bei Rückzahlung
von Darlehen in jetzt 67,,igen Pfandbriefen nur einen
bar zu zahlenden Zuschlag in Höhe der Kursdifferenz
zwischen 6——7ZZigen Pfanldbriefen zu verlangen, da
den Schuldnern nicht zugemutet werden könne, bei der
Rückzahlung fälliger Hypotheken mehr Mittel auf-zu-
wenden als erforderlich wären, wenn [10) 7ZZige
Pfandbriefe noch im Umlauf wären.

Der Erlaß geht davon aus, daß bisher entgegen
diesen Grundsätzen eine Mehrleistung von 25Z in
GZigen Pfandbriefen gefordert worden sei.

Freiwilliger Arbeitsdienft und landwirtschaftliche
Siedlung.

Der Präsident der Reichsanstalt für Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenunterstützunghat in einem Erlaß
zu der Verordnung des Herrn Reichsarbeitsministers
vom 25. Mai 1932 (Reichsgesetzbl. 1 s. 251 u· Reichs-arb.Bl. 1932 Nr. 16 S. 1 90) u. a. bestimmt:
»Als landwirtschaftliches Siedlungsvera ren it

die Begründungeiner Mehrzahl neuer flixi)ndwirtf-
sschaftlicherBetriebe, die im wesentlichen Familien-
betriebe sind, sowie»dieHebung bestehender Klein-betriebe auf die Großehöchstenseiner selbständigen
Ackernahrung.(Anliegersiedlung)anzusehen. Zurlandwirtschaftlichen Siedlung gehört auch die Er-
richtung·von Landarbeiter- und Han·dwerkerstellen.soweit sie im·Zusammenhanamit der Begründung
neuer landwirtschaftlicher Betriebe vorgenommen

gibt-zugingtaolzsländwirtschaftslticklilesSiedlungsveks-

.xe rri unsg von e en der
«

"

schen Randsiedlung anzusehen« vorstadu

Im übrigen enthält der Erlaß Er änu '

—

mungen zu»derVerordnung des HerritZ
ministsers uber den Umfang der förderungsfähigenArbeiten und «den.Kreis der förderungsberechtigtenPersonen, sowie die Beihilfe zu den Kosten für

FkllktzåtejlausrustungenUns-d Reife der Arbeit-dienst-



Persönliches

Persönliche Veränderungen

ministerium.

im Reichsarbeits-

Herr D u rst, der seit Jahren im Reichs-arbeits-
ministerium, zuletzt als Abteilungsdirigent, das

Wohnungswesen bearbeitet, wurde zum Ministe-
rialrat befördert.

Ministerialriat Dr. Wölz, Oberresgierungsrat
Dr. Helffrich, Regierungsrat Dr. Sager, Gerichts-
assessor Franken sind anläßlich des Ubergangs
der Siesdlung zum Neichsernährungsministeriusm
vom Neichsarbeitsministerium zum Neichsernäh-
rungsministerium übernommen worden.

Herr Dr. h. c. Geib, seit lang-en Jahren
Staatssekretär im Neichsarbeitsministerium, ist.
im Zusammenhang mit der Neubildung der

Neichsregierung aus dem Neichsarbeitsministe-
rium ausgeschieden

Nachrichten des Bau-
Die Bautätigkeit im Deutschen Reich im Jahre 1931

Die Wohnungsbautätigkeit des Jahres 1931

hielt sich trotz der im Laufe des Jahres eingetre-
tenen Finanzierungsschwierigkeiten noch auf be-

achtlicher Höhe. Jnsgesamt wurden 251700

Wohnungen neu erstellt, etwa ein Viertel weni-

ger als im Vorjahr. Der Abgang an Wohnungen
betrug 18 100. Der Neinzuigang belief fich also auf
233 600 und dürfte damit ungefähr dem Zugang
an Haushaltungen entsprochen haben.

Von den neuerstellten Wohnungen trafen auf
Neubauten im Jahre 1931 231342, im Jahre

1930 307 933,
Umbauten im Jahre 1931 20 359, im Jahre 1930

22 327.

Zugang ins-gesamt 251701 im Jahre 1931,
330 260 im Jahre 193().

Von den Neubauwohnungen wurden 229 800

(1930: 305300) in Wohngebäuden und 1500 (2600)
in sonstigen Gebäuden (Fabriken, Anstalten und

ähnl.) errichtet. Durch Um-, An- und Aufbau
wurden 20 400 Wohnungen erbaut, d. s. 9 v. H.
weniger als im Vorjahr; ihr Anteil an der ge-

samten Wohnbautätigkeit stieg auf 8 v. H. (1930
7 v. H.).

Der Kleinwohnungsbau ist am wenigsten zurück-
gegangen; sein Anteil am gesamten Wohnungs-
bau hat daher eine beträchtliche Steigerung erfah-
ren. Während sich im Vorjahr die Klein- und

Mittel-wohnusngen noch fast die Wiaage hielten,
waren 1931 über die Hälfte aller in Neubauten ge-

legenen Wohnungen solche mit 1 bis 3 Wohn-
räumen (ein-schl.Küche).

Dr. Jng. e. h. Otto Kämper.

Der Erste Direktor der Deutschen Bau- und

Boidenbank, Dr. jur. Otto Kämper, beging am

4. Juli seinen 50. Geburtstag. Direktor Dr.

Kämper ist neben den praktischen Vevdiensten, die

er sich als Leiter der Deutschen Bau- und Boden-

bank um das Wohnungswesen erworben hat, auch
auf wissenschaftlichem Gebiet als anerkannter

Fachmann für Wohnungs- uan Siedlungsfragen
wiederholt hervorgetreten. Jn Anerkennung sei-
nes erfolgreichen Wirkens hat ihm die Technische
Hochschule Braunschweig die Würde des Jng. e. h.
verliehen.

Dr. phil. Hans Kampffmeyer f.

Regierungsrat a. D. Dr. phil. Hans K a mp f f-
mey er, Generalssekretär des Jnternationalen
Verbandes für Wohnungswesen in Frankfurt am

Miain ist am 28. Mai dieses Jahres unerwartet

verstorben. Der Wohnungsbau Verliert in ihm
einen tatkräftigen Förderer.

und Siedlungsmarktes
Der Rückgang der Wohnbautätigkeit ist haupt-
sächlichauf die Einschränkung der für den Woh-
nungsbau zur Verfügung gestellten öffentlichen
Mittel zurückzuführen Obwohl die Kürzung der

Unterstützungen sich im Berichtsjahr vor allem bei

den Bauplanungen auswirkte, der Fertigstellungen
aber nur in der zweiten Jahreshälfte in stärkerem
Maße beeinflußte, ist die Zahl der mit Hilfe von

öffentlichen Mitteln (H-auszinssteuermittel, Bürg-
schaftsübernahme, Darlehen aus Anleihen usw.)
errichteten Wohnungen in Wohngebäuden um 30

v. H. zurückgegangen, während die Zahl der übri-

gen, also rein privat finanzierten Wohnungen nur

um 6 v. H. gesunken ist. Trotzdem entfielen auf
die ersteren immer noch 74 v. H. (im Vorjahr
79 v. H.) aller in Wohngebäuden errichteten Woh-
nungen. Oeffentliche Mittel wurden besonders
zum Bau von Kleinwoihnungen auf-gewendet, von

denen etwa öffentlich-eZuwendungen erhielten.
Unter den Bauherren standen die privaten Auf-

trag-geber an erster Stelle. Jhr Anteil am Woh-
nungsbau belief sich auf 51,7 v. H. (1930 51,3
v. H.). Damit ist gegenüber der Entwicklung der

letzten Jahre —- sinkender Anteil der rein pri-
vaten Bautätigkeit unter dem Einfluß der öffent-
lichen Unterstützung des Wohnungsbaus — ein

Umschwung eingetreten. Die Bautätigkeit der ge-

meinnützigen Bauvereinigungen hielt sich anteil-

mäßig ebenfalls noch etwas über dem Stand des

Vorjahres, während die der öffentlichen Körper-
schsaften weiter zurückgegangenist.

Der Abgang an Wohnungen bezifferte sich auf
18100, um 6 v. H. weniger als 1930. Durch Ab-

bruch und Brände kamen 14100 Wohnungen
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(1930 16 000), durch Umbau 3900 Wohnungen
(3300) in Wegfall.

Der Reinzugansg an Wohnungen betrug somit
im Jahre 1931 233 600 Wohnungen; er war um

77 300 Wohnungen oder 14 kleiner als im Vor-
a r.1 lMitder Bauleistung des Jahres 1931 sind dem

deutschen Wohnungsmarkt seit 1919 rd. 2,8 Mill.
Wohnungen zugeführt worden (einschließlichetwa
83 000 Um-, An- unsd Aufbauwohnunsgem die von

1919 bis 1924 von der Statistik nicht erfaßt wur-

den)- Der gesamte Wohnungsbestand im Deut-
schen Reich belief sich Anfang Januar 1932 auf
16,4 Mill. Wohnungen, von denen 2744 000 oder
17 V- H. Reuwohnungen waren, gegenüber 15,5
v. H. Anfang 1931 und 14 v. H. Anfang 1930.

Bei den Nichtwohngebäuden war die Verringe-
rung der Bauleistungen annähernd ebenso stark
wie bei den Wohnungsbauten. Jnsgesamt wur-

den 69 000 Gebäude für öffentliche, gewerbliche
und landwirtschaftliche Zwecke mit 50,4 Mill. cbm

umbautem Raum erstellt. Nach der Zahl der

Gebäude blieb das Ergebnis hinter dem des Vor-

jahres um Z, nach dem R-auminh«altum 28 v. H.
zurück.Bei den öffentlichen Gebäuden (1800) sank
das Volumen um fast die Hälfte auf 6,5 Mill.
cbm (1930 12,3 Mill. cbm) unid bei den gewerb-
lichen und lansdwirtschaftlichen Gebäuden (67 200)
um nicht ganz 14 auf 43,8 Mill. cbm (1930 57,5
Mill. cbm). Die stärksteBautätigkeit wurde in

den ländlichenGemeinden entfaltet. Z sämtlicher
Wirtschaftsbauten mit 28,9 Mill. cbm umbauten
Raum wurden auf dem flachen Lan-de in den Ge-
meinden mit weniger als 2000 Einwohnern er-

richtet.

Der Landarbeiterwohnungsbau in der Krise.

Oberregierunsgsrat Dr. v. Funcke, Berlin, ver-
öffentlicht unter dem vorgenannten Titel Im

Reichsarbeitsbl. Nr. 18, 11 S. 230 einen Ueber-

blick über die Leistungen im Liandarbeiterwoh-
nun-gsbau. Demnach wurden

1929: 5773 Landarbeiterwohnungen erstellt, davon

4881 Gigenheime und 892 Werkwohnungen,
1930: 5797 Landsarbeiterwohnungen erstellt, davon

5121 Eigenheime und 676 Werkwohnxungem
1931: 3937 Landarbeiterwohnusngen erstellt, davon

3654 Gigenheime und 283 Werskwohnungen

Jnsgesamt wurden seit dem Jahre 1921 mit

Hilfe der Förderung aus Mitteln der wertschaffen-
den Arbeitslosen-für1sorge 66 656 Landarbeiter-

woshnungen, davon 41019 Gigenheime und 25 637

Werbwoihnungen gefördert.

Stand der vorstädtischenKleinsiedlung in Preußen

Wie der amtlich-e PreußischePressedienstmit-

teilt, ist der erste Bauabschnitt Ende Juni 1932

bis auf wenige Vorhaben in vollem Gange. Mehr

als ein Drittel der Siedlungen werden in kürzester
Frist vollendet sein. Von den insgesamt rd. 11 200
Kleinsiedlerstellen entfallen zurzeit auf Berlin
1800, auf die Provinzen Brandenburg 674, Grenz-
mark 50, Ostpreußen 500, Pommern 319, Nieder-
schlesien 812, Oberschlesien 496, Sachsen 1094,
Schleswig-Holstein 330, Hannover 624, Westfalen
488, Hessen-Nassau 830, Rheinprovinz 1524, das
Gebiet des Siedlungsverbandes (Ruhrkohlen-
bezirk) 1699.

Nach Ueberwindung anfänsglicher Schwierig-
keiten bei dem ersten Bauabschnitt steht zu er-

warten, daß der zweite Bauabsschnitt, für den ein
Bedarf von mehr als 30 000 Stellen angemeldet
ist, nunmehr schnell zur Durchführunggelangt und
bis zum Herbst dieses Jahres beendet ist. Von
den im Rahmen dieses zweiten Bauabschnittes
auf Preußen entfallenden 4700 Stellen werden
errichtet in Berlin 800 Stellen, in den Provinzen
Brandenburg 320, Grenzmark 20, Ostpreußen 250,
Posmmern 180, Niederschlesien 320, Oberschlesien
160, Sachsen 360, Schleswig-Holstein 160, Han-
nover 320, West-falen 200, Hessen-Nassau 250,
Rheinprovinz 860, das Gebiet des Siedlungsver-
bandes (Ruhrkohlenbezirk)500.

Neben der vorstädtischenKleinsiexdlung ist »durch
Gewährung von Reichsbeihilfen die Anlage von

Kleingärten für tErwerbslose und Kurzarbeiter
gefördert worden. Von den bis Ende Juni neu

geschaffenen Klein-gärten von insgesamt 33 680
Stellen in Preußen entfallen auf Berlin 1825,
auf die Provinzen Brandenburg 1465, Grenz-
mark 195, Ostpreußen 1183, Pommern 979, Nie-

derschlesien 2858, Oberschlefien 1318, Sachsen 4434,
Schleswig-Holstein 1213, Hannover 3452, West-
falen 430, Hessen-Rassau 3508, Rheinland 5669
uan das Gebiet des Siedlungsverbandes (R»uhr-
kohlenbezirk) 5151· — Im Rahmen des zweiten
Bauabschnitts sind für Preußen rd. 17 600 Klein-

gartenstellen neu vorgesehen.

Abgabe von Bauholz für den Bau vorstädtischer
Kleinsiedlungen.

Der Preußische Minister für Landwirtschaft,
Domänen und Forsten hat im Einvernehmen mit

dem Preußischen Finanzminister die Regierungen
ermächtigt, das für den Bau vorstädtischerKlein-
siedlungen nötige Bauholz an die Stadtgemeinden,
die als Träger der Kleinsiedlungen auftreten,
unt-er folgen-den Bedingungen abzugeben:

1. Das Holz ist an die Stadtgemeinden selbst
als Träger der Siedlungen zu verkaufen,
nicht an die einzelnen Siedler.

2. Von den Käufern muß einwandfrei nach-
gewiesen werden, daß das abzugebende Holz
für die vorstädtische Kleinsiedlung Verwen-
dung findet.

3. Als Kaufpreis ist der bei den letzten Ver-
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käusen in den mit der Abgabe beauftragt-en
Obersförstereien für Holz gleicher Güte und
in gleicher Abfuhrlage erzielte Durchschnitts-
preis zugrunde zu legen.

4. Bei der Uebernahme des Holzes sind 20 Z

des Kaufpreilses bar zu zahlen; die übrigen
80 können auf Wunsch der Gemeinden bis

zur Dauer Von 2 Jahren nach dem Verkauf
zinslos gesstundet werden. Nach Bezahlung

von 20Z des Kaufpreises ist das Holz zur

Absuhr freizugeben.
An einzelne Siedler oder an Bauunternehmer,

Zimmermeister, Maurermeister usw., die Sied-

lungsbauten ausführen, darf Holz nur unter den

allgemeinen Holz-verkaufs- und Zahlungsbedin-
gungen verkauft werden, also im allgemeinen auf
öffentlich-en Verkäufen gegen Meistgebot. Auch
freihändisge Verkäuse können mit Siedlern, Bau-

unternehmern usw. unter Beachtung der hierfür
gültigen Vorschriften abgeschlossen werden, sofern
annehmbare Preise für das Bauholz geboten
werden. — Ueber die Abgabe von Holz für die

ländliche Siedlung ergeht demnächsteine besondere
Verfügung.

Rückgang der Spareinlagen.
Die Spareinlasgen bei den deutschen Sparkassen

habe-n nach dem Wochenbericht des Instituts für
Konjunskturfovschunig Nr. 9 seit Juni vor. Jahres
bis zur Gegenwart im ganzen um 1273 Millio-
nen Mark oder IZZ abgenommen. Wenn man

zu den Sparkassen noch Kreditgenossensschaften
und Konsumvereine zählt, dann beträgt für die

Gesamtheit aller dieser Institute, deren Fremd-
kapital vorwiegend aus Spareinlagen besteht,
allein im zweiten Halbjahr 1931 der Rückgang
der Gesamteinlagen rd. 2100 Millionen Mark
oder 12,7Z.

Siedlungsbau und Baubedars ans der

Leipziger Herbstmesse 1932.

Der Siedlunigsbau steht heut-e im Mittelpunkt
der Bauaufsgaben Zur Förderung der techni-
schen Fragen hat die Leipziger Baumesse im Früh-
jahr 1932 durch Einstellung auf die Auf-gaben
wesentlich beigetragen. Inzwischen ssintd an den

ausgeführten Bauten schon Feststellungen ge-

troffen worden, deren Ergebnisse durch die Aus-

stellung der Baustoffe und ganzer Sie-dlungs-
häuser im Rahmen der Herbstmesse (28. August
bis 1. September) bekannt gemacht werden.

Außer den Baustoffen werden dort auch die Bau-

teile, Fenster, Türen, Dachauftsätzeusw. und die

Gegenstände der Jnneneinrichtung, Herde, Oefen,
Waschkessel, Futterkocher ausgestellt sein. Be-

sondere Beachtung verdient dabei das Gerät, das

zum Siedlungsbau mit Selbsthilfe des Siedlers

dient, das einfach zu handhaben ist. Jn dieser
Einstellung wird die Leipziger Baumesse zum
Herbst den Gedanken der Siedlung weiter fördern.

Die großen Staatspreise
der Preußischen Akademie der Künste

Die Akademie der Künste-Berlin schreibt die

großen Staatspreise aus, um die sich in diesem
Jahre Maler und Architekten bewerben können.

Vorbedingung ist, daß die Bewerber die preußische
Staatsangehörigkeit besitzen und am 5. Dezember
1932 (dem Tage der Einlieferung der Wettbe-
werbsarbeiten in Berlin) als Maler das 32. Le-

bensjahr, als Architekt das 30· Lebensjahr nicht
überschritten haben. Eine Zulassung zum Wett-
bewerb bei Ueberschreitung der Altersgrenze wird
in diesem Jahre in Ausnahmefällen nochmals bei

den Bewerbern in Erwägung gezogen werden, die

nachweislich durch den Heeresdienst in den Jahren
1914—1918 in ihrer Berufsausbildung behindert
waren. Die näheren Ausschreibungsbedinsgungen
können von der Akademie der Künste, Berlin W 8,
Pariser Platz 4, bezogen werden.

Beschäftigung der Industrie.

Nach dem Wochenbericht des Instituts für Kon-

junkturforschung vom 29. Juni 1932 beträgt die

Zahl der beschäftigten Arbeiter in der Industrie
42Z der Arbeiterplatzkapazität (gegen 54Z im

Vorjahr). Die Zahl der geleisteten Arbeiter-
stuwden ist von 35,3 auf 35,9 v. H. der Arbeiter-

stundenkapazität Ieicht gestiegen. Aeshnlich wie
im Vorjahr 1931 hat sich der konjunkturelle Rück-
gang in einigen Zweigen der Produktionsgüter-
industrien in den letzten Monaten merklich ver-

langsamt. Die Saisonbelebung in der Bauwirt-

schaft ist im Mai bereits so gut wie ganz zum

Abschluß gekommen. Wie sehr sich der Druck des

Konjunkturrückganges auf diesem Gebiet der

Jnvestitionstätigkeit gesteigert hat, geht daraus

hervor, daß die saisonmäßige Zunahme der Be-

schäftigung in diesem Jahr nur halb so groß war

wie im Vorjahr. Die Betriebe der Bauwirthchaft
sind augenblicklich nur zu 13,4 ihrer Kapazität
aussgenutzt

Großhandelsindex.

Die Gesamtindexziffer der Großhandelspreise
ist seit Mitte Mai weiter leicht gesunken. Dies

ist vor allem eine Folge der an den industriellen
Märkten anhaltenden Preisrückgänge. Die Jn-

dexziffer der Großhiandelspreise im Deutschen
Reich betrug im März 100, im April 98 und
Mai 97.
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